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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Guten Morgen, meine Damen und Herren! Es ist 9 Uhr, die 23. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Abgen Frau Jerusalem, Frau Dr Laschan und Herr Präsident Römer.

Wir kommen gleich zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 03983-2004/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Günter Kenesei gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche Einsprüche erhob das Land Wien bei den UVP Verfahren im Zuge der Errichtung der Anschlussstellen der S1 (B301)?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gemeinderat!

Die S1, die Wiener Außenring-Schnellstraße, ist nach einem sehr ausführlichen, großen UVP-Verfahren grundsätzlich genehmigt. Was jetzt noch UVP-verfahrens-pflichtig ist, sind die Anschlussstellen, und für die Einbringung der Stellungnahmen Wiens dazu ist die Magistratsdirektion zuständig. Wir haben bisher als Stadt Wien, als Land Wien zu den Anschlussstellen Laxenburger Straße und Rothneusiedl substanzielle Stellungnahmen abgegeben; zur Anschlussstelle Rustenfeld, die auf niederösterreichischem Gebiet liegt, haben wir sozusagen eine Leermeldung abgegeben; und zu den Anschlussstellen Vorarlberger Allee und Rannersdorf wurde vom Verkehrsministerium das Anhörungsverfahren bisher noch nicht eingeleitet.

Zu den beiden konkret genannten Stellungnahmen: Bei der Anschlussstelle Laxenburger Straße ist die Stellungnahme schon am 20. November 2002 abgegeben worden, die im Wesentlichen darauf hinweist, dass wir die vorgelegten Berechnungen betreffend Verkehrsbelastungen teilen und dass wir im Hinblick auf die Verkehrslichtsignalanlage und die Projektgeschwindigkeit für die Rampenanlagen sowie für das Linksabbiegen Einwände vorgebracht haben. Diese Einwände haben dazu geführt, dass die ASFINAG das Projekt geändert hat und das Verkehrsministerium ein neuerliches Anhörungsverfahren durchgeführt hat. Die öffentliche Auflage der Unterlagen läuft am 27. September ab.

Was die Anschlussstelle Rothneusiedl betrifft, haben wir am 29. März 2004 Stellung genommen und darauf hingewiesen, dass die Verkehrsbelastung für die Himberger Straße und die Favoritenstraße bei Inbetriebnahme dieser Anschlussstelle sehr stark steigen und zu Überlastungen führen würde. Wir haben auch darauf hingewiesen, dass das mit dem Wohn- und Kurgebiet wenig zusammenpasst, unter anderem auch dem alten Ortskern Oberlaa, sodass wir entsprechend dem Masterplan Verkehr 2003 die so genannte Hansson-Spange als Verbindung zwischen der A23 und der S1 noch ins Bundesstraßengesetz aufgenommen sehen wollen. Damit würde die Anschlussstelle Rothneusiedl nicht mehr diese Verkehrsbelastung erhalten, und auch die Anbindung des Terminals Wien-Inzersdorf, des Güterterminals der Österreichischen Bundesbahnen sowie des Post-, Paket- und Briefzentrums könnte anders geführt werden.

Dazu ist zu sagen, dass das Verkehrsministerium prinzipiell der Aufnahme dieser Spange zustimmt und dass eine Novelle des Bundesstraßengesetzes - so sagt Verkehrsminister Gorbach - noch in diesem Herbst ins Parlament gebracht werden soll. Dann hätten wir auch diese von uns genannte Voraussetzung erfüllt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 1.°Zusatzfrage: Herr Abg Kenesei, bitte.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Aufgrund Ihrer sehr umfassenden Antwort würden mir jetzt, glaube ich, rund ein Dutzend Zusatzfragen einfallen. Denn es sind einige Punkte dabei, die sowohl von den Bürgerinitiativen als auch von uns bei der ursprünglichen Planung der B301/S1 bereits ins Treffen geführt wurden, nämlich die massiven Verkehrszunahmen auf der B225, Laxenburger Straße, der Wienerbergstraße, also im weiteren Verlauf der Zubringerstraßen, als auch auf der Favoritenstraße/Himberger Straße. Es hat damals bei den Anhörungsverfahren zur S1/B301 Stellungnahmen von den Gutachtern gegeben, die auf wichtige Punkte in ihren Gutachten hingewiesen haben und die auch als Beilage zum UVP-Verfahren zu verstehen gewesen sind, wonach nur unter Einhaltung dieser Prämissen die Umweltverträglichkeit dieser Straße garantiert sein würde. 

Es gibt nach wie vor zwei offene Verfahren, die sich mit Grundabtretungen beziehungsweise mit Grundeinlösungen und Enteignungsverfahren beschäftigen, wobei ein Verfahren in der ersten Instanz so ausgegangen ist, dass dem Grundeigentümer Recht gegeben wurde und das UVP-Verfahren nach europäischem Recht für nichtig erklärt wurde. Das heißt, wir verhandeln derzeit beziehungsweise die ASFINAG/ÖSAG, das Ministerium, verhandelt derzeit Rampenbauwerke zu einem - wenn es bei diesem Entscheid bleibt - nicht umweltverträglichen Verkehrsbauwerk. 

Wie, glauben Sie, wird man daher in Zukunft mit den Verkehrsströmen sowohl in der Laxenburger Straße als auch in der Himberger Straße und in weiterer Folge in der Leopoldsdorfer Straße umgehen, wenn ein Vollbetrieb der S1 geschafft ist? Denn nach Aussagen jetzt auch der ÖSAG würde sich zum Beispiel in der Himberger Straße und in der Favoritenstraße der Verkehr um bis zu 75 Prozent gegenüber dem jetzigen steigern.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir haben vor kurzem - ich glaube, es war sogar gestern - die Flächenwidmung für diese Anschlussstelle genehmigt. Es ist dort, wie zumindest in der Diskussion im Ausschuss alle festgestellt haben, eine relativ üppige Fläche gewidmet worden, was den Hintergrund hat, dass wir dort eben nicht auf eine Kreuzung mit Ampelschaltung hinführen wollen, sondern einen Kreisverkehr installieren wollen, sodass die Durchlässigkeit durch die Gestaltung des Anschlusses bereits reduziert ist. Wir wissen nach den Berechnungen der ÖSAG, dass wir dort sehr rasch, nämlich bald nach der Eröffnung, an die Kapazitätsgrenzen stoßen werden. Das ist aber auch gewünscht, weil damit Himberger Straße und Favoritenstraße nicht zusätzlich und überbordend belastet werden können. 

Deswegen und auch wegen der Sanierungsbedürftigkeit der A23 auf der Inzersdorfer Hochstraße, wo wir für die Bauzeit eine Ausweichmöglichkeit benötigen, ist diese Spangenverbindung zur Hansson-Kurve dringend erforderlich. So ist das Trennen der Verkehrsströme, die in das neue Distributionsgebiet rund um den Frachtenbahnhof Inzersdorf hineinfahren, auch von dieser Spange herunter möglich, und eben nicht über die Himberger Straße und Favoritenstraße.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die 2.°Zusatzfrage: Herr Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich glaube, wir sind darin einer Meinung, dass der Bau der S1 und deren Fortführung als Nordostumfahrung ein ganz wesentlicher Straßenteil für Wien ist und wir somit alles daransetzen müssen, dass dieser Straßen-Autobahnring sehr rasch verwirklicht wird.

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie fragen: Was beabsichtigen Sie als Stadt Wien zu tun, damit dieser Straßenring sehr rasch vervollständigt wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Sie wissen, dass wir es in diesem Haus beziehungsweise im Gemeinderat sehr frühzeitig zustande gebracht haben, dass es nach Fertigstellung der Strategischen Umweltprüfung für den Nordostraum Wiens zu einer positiven Entscheidung für die Querung der Donau und für die Fertigstellung des Regionenrings für Wien gekommen ist. 

Wir haben natürlich ein extrem sensibles Gebiet zu queren, und diese Querung würde oberirdisch sehr starken Impact, also sehr starken Einfluss auf den Nationalpark und auf die Erholungsmöglichkeiten im südlichen Teil der Donauinsel haben. Deswegen ist nach Klärung der Frage, ob Tunnellösungen möglich sind, seitens der Stadt Wien eine klare Aussage getroffen worden, dass wir uns eine Brücke dort nicht vorstellen können, sondern eben die Tunnellösung wählen, und dass wir mit dieser Vier-Tunnel-Lösung unter der Donau auf die Verbindung von Norden, über den Regionenring kommend beim Ölhafen hinein in die A22, verzichten, weil die Verkehrsbelastung dort gering wäre, und uns hier eher auf den Schutz der Lobau festlegen.

Das ist, glaube ich, eine Entscheidung, die so frühzeitig sehr sinnvoll war. Ich gehe davon aus, dass die ÖSAG und die ASFINAG diesen Willen eines Bundeslandes voll akzeptieren können und wir daher im Oktober eine Festlegung auch dieser beiden Bundeseinrichtungen in unserem Sinne erhalten werden. 

Dann wird es notwenig sein, die entsprechenden Verfahren, die Bürgerinformationen und alles Weitere seitens der ÖSAG zu organisieren. Wir werden da natürlich unterstützen und helfen, aber sehr wohl darauf achten, dass sämtliche Umwelt- und Naturschutzauflagen erfüllt werden, und werden während der gesamten Planungs- und Bauperiode sehr genau darauf achten, dass ein so wertvolles Gut wie der Nationalpark mit Sicherheit nicht in Gefahr kommt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 3.°Zusatzfrage hat Herr Abg Dr Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es ist erfreulich zu hören, dass der Bund nun die Hansson-Spange in das Bundesstraßengesetz aufnehmen wird. Das ist sicher auch ein Erfolg der Verhandlungen Wiens und des guten Willens und der Überlegungen des Bundesministers Gorbach. 

Was den Wunsch Wiens nach Untertunnelung betrifft: Wünschen kann man sich viel, das wird auch sicher von uns bevorzugt, gar keine Frage. Daher stelle ich aber jetzt im Rückschluss folgende Frage an Sie: Was ist, wenn die Erfüllung dieses Wunsches aus rein technischen Gründen nicht möglich wäre? Welche Alternative haben Sie, um den Ring in Wien zu schließen, und wo würden Sie dann die Donau queren? (Abg Mag Christoph Chorherr: Mit der Fähre!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Wir pflegen uns auf Straßenvarianten und technische Bauvarianten erst dann festzulegen, wenn wir in der Prüfung von unseren Experten im Haus und von den Ziviltechnikern und internationalen Experten, die hier eingebunden waren, die Information bekommen, dass es tatsächlich technisch machbar ist. Vorher hätten wir uns nicht auf diese Variante festgelegt. Da wir wissen, dass es technisch umsetzbar ist, brauchen wir uns nicht davor zu fürchten, dass es technisch vielleicht doch nicht geht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 4.°Zusatzfrage: Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Sie - und einige Vorredner auch - versprechen sich so viel von der Hansson-Spange. Ich gehe einmal davon aus, dass die Bewohnerinnen und Bewohner im Bereich der alten Hansson-Siedlung mäßig erfreut sind über das zusätzliche Verkehrsaufkommen in diesem Bereich. Wie Sie wissen und wie wir alle wissen, befinden sich in diesem sensiblen Einmündungsbereich zwei Schulen und ein dicht besiedeltes Wohngebiet. Das heißt, dies wird dort zu großen Problemen führen, Problemen vor allem für die BewohnerInnen und Bewohner und für einen Großteil der FavoritnerInnen, wenn ich mir vor Augen führe, wie lange eine Errichtung dieser Spange bis zu einer Fertigstellung, gegenübergestellt der S1, dauern wird. 

Sie selbst sagen, man wünscht sich eigentlich, dass man auf der Himberger Straße/Favoritenstraße an die Kapazitätsgrenzen stößt. Wir haben derzeit rund 27 000 Fahrten auf der Himberger Straße im Kreuzungsplateau mit der Oberlaaer Straße - das ist eine Einmündung eines wichtigen Industriegebietes im Süden von Wien in eine Hauptverkehrsroute -, die prognostizierten Zahlen sind jenseits der 40 000 Fahrten, in der Spitzenstunde mit einem Rückstau in das Plateau bis zur Laxenburger Straße zurück, das heißt rund eineinhalb bis zwei Kilometer Rückstau in der Oberlaaer Straße. Und Sie sagen: Na, dann warten wir eben auf die Spange, die wird das Problem lösen. 

Ich glaube, es ist ein Hauptproblem, den regionalen Verkehr in dieser Region in geordnete Bahnen zu lenken. Es geht darum, den Bewohnerinnen und Bewohnern entlang der Himberger Straße/Favoritenstraße so-wie in der Laxenburger Straße nicht zu sagen, es wird mit der S1, mit der B301 alles besser, sondern Ihnen endlich zu sagen, dass sich die Situation über Jahre hinweg verschärfen wird. 

Wie, glauben Sie, ist dann noch eine Einbindung des Güterterminals eines Industriegebiets im Bereich der Rosiwalgasse und womöglich einer zusätzlichen Ansiedlung von Betrieben, Gewerbe und Wohnungen in diesem Gebiet vertretbar?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Sie haben - das ist Ihr gutes Recht - eine etwas weitherzige Interpretation meiner vorigen Stellungnahme eingeführt. Ich habe nicht davon gesprochen, dass wir in der Himberger Straße die Kapazitätsgrenzen mutwillig erreichen wollen (Abg Günter Kenesei: Man wird sie erreichen!), sondern darauf hingewiesen, dass wir nach der Abfahrt die Kreisverkehrslösung einbringen, die von der Aufnahmekapazität her einen deutlichen Stoppel darstellen wird, weil uns auch bewusst ist, dass wir die so genannte Hansson-Spange nicht durch Himberger Straße und Favoritenstraße ersetzen können. 

Die Hansson-Spange hat für uns Vordringlichkeit, nicht weil wir eine zusätzliche Verkehrsader eröffnen wollen, sondern weil bis 2012 die Hochstraße Inzersdorf unbedingt saniert werden muss. Das bedeutet dort - anders als in den Abschnitten im 3. Bezirk oder durch den Prater -, dass die Trasse vollkommen abgetragen werden muss. Es gibt dort eine andere Bauweise, die nicht zulässt, dass man Fahrbahnen zusammenlegt, sondern wir müssen dort komplett heraus, und die Belastung für Himberger Straße und Favoritenstraße versus auch Neilreichgasse und Triester Straße wäre enorm. Der ganze 10. Bezirk wäre enorm belastet. Daher sind die generellen Planungen für die Hansson-Spange so angelaufen, dass im Bereich der Kurve der Südosttangente bei den beiden Schulen nach dem Fußgängerübergang die Knotenbildung unterirdisch erfolgen wird und nicht in die Höhe geht, wodurch man die Schulen tatsächlich enorm belasten würde. Das ist das Vorhaben.

Natürlich ist dort, wo gebaut wird, während der Bauzeit mit Belastungen zu rechnen. Ich hoffe aber, dass wir gerade in diesem sensiblen Bereich, in dessen Nähe sich Wohnbevölkerung befindet, die Bauzeit möglichst kurz halten können und auch alle dort bestehenden Möglichkeiten des unmittelbaren Transports von Material, Aushubmaterial und so weiter, auf der Autobahn be-ziehungsweise dort, wo ein Schienenzugang besteht, über die Schiene nützen können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 1. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 03984-2004/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Welche Auswirkungen auf den Wirtschafts- und Arbeitsmarktstandort Wien würde das auch von Ihnen begrüßte SPÖ-Wirtschaftsprogramm von Abgeordneten Matznetter haben?
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich habe bei anderer Gelegenheit, als eine ähnliche Frage zur Bundespolitik gekommen ist, schon einmal darauf hingewiesen, dass ich mich nicht daran erinnern kann, dass ein Konzept einer Oppositionspartei jemals zu einer tatsächlichen Relevanz geworden ist; mit einer einzigen Ausnahme: Nämlich dann, wenn man davon ausgeht, dass diese Oppositionspartei demnächst wieder Regierungspartei ist. Wenn man von dieser Annahme ausgeht, ist natürlich eine entsprechende Planung von Relevanz. Nachdem du mir diese Frage gestellt hast, gehe ich einmal davon aus, dass auch du das so siehst, dass es sich hier um ein präsumtives Regierungsprogramm handelt. Anders ist das Interesse ja nicht erklärbar. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Wir können uns jetzt natürlich auch in der Fragestunde des Landtages wechselseitig lange erzählen, wie großartig das Wirtschaftsprogramm der SPÖ ist und wie des Teufels die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ist, und das auch vice versa. Ich weiß nicht, ob es besonderen Sinn macht, das hier zu tun. Hingegen würde ich es für sehr gut halten, wenn man etwa im Rahmen der Wirtschaftskammer Wien eine solche Diskussion über die großartigen Differenzen der Wirtschaftspolitik führen könnte, oder bei solchen Anlässen wie gestern am Abend anlässlich der Eröffnung der Gewerbe- und Handwerkstage. Dort auch eine Podiumsdiskussion über die Wirtschaftspolitik in Wien abzuführen, könnte ich mir vorstellen, das wäre eine großartige Geschichte, zweifelsohne wesentlich praxisrelevanter als Programme, die heute das eine, morgen das andere besagen.

Aber ich stehe natürlich auch zur Verfügung, hier jetzt das Wirtschaftsprogramm der SPÖ zu diskutieren - ganz wie gewünscht!

Präsidentin Erika Stubenvoll: 1.°Zusatzfrage: Herr Abg Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Landeshauptmann, für diese umfassende Antwort, wenn ich das dazusagen darf. Dass in der Wirtschaftskammer Wirtschaftsprogramme diskutiert werden und natürlich auch das Wirtschaftsprogramm einer Oppositionspartei - derzeit im Bund - kritisch angesehen wird, ist klar. 

Aber ich darf vielleicht konkret eine Frage stellen. Es ist unbestritten, dass Arbeitskosten ein enormer Wettbewerbsvorteil oder ‑nachteil für eine Region sind; Arbeitskosten, und da vor allem die Lohnnebenkosten. Wir wissen, dass die Bundesregierung vor kurzem die Höhe der Lohnnebenkosten für ältere Dienstnehmer gesenkt hat, was eine Auswirkung für die Wiener Wirtschaft von 95 Millionen EUR gehabt hat. 

In dem Wirtschaftsprogramm, das anscheinend noch in Diskussion steht, steht aber drin - und das ist, glaube ich, besonders für ein Bundesland und daher auch für Wien von Bedeutung -, dass es zu einer Verbreiterung der Grundlage der Kommunalsteuer kommen soll. Auf Wienerisch umgesetzt gesagt: Sie soll erhöht werden. Das wäre natürlich ein wesentlicher Nachteil. Zweitens wäre in der Frage nach dem Standortvorteil noch zu sagen: Es ist eine Erhöhung der Grundsteuer in Diskussion.

Ich frage dich daher konkret, Herr Landeshauptmann: Wirst du alles tun, damit dieser Anschlag oder diese Belastung für die Wiener Wirtschaft nicht stattfinden wird? (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Na ja, so ist das eben, wenn man der eigenen Propaganda auf den Leim geht: Dann kommt es zu solchen Fragen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das Kernproblem besteht natürlich darin, dass das zwar in der Propagandaabteilung der Bundes-ÖVP entwickelt wurde, aber nicht im Entwurf für das Wirtschaftsprogramm der SPÖ steht. 

Wir haben ganz unbestreitbar darüber zu diskutieren, wie wir Lohnnebenkosten senken können. Das halte ich für richtig und gut, und da sind wir auch einer Meinung. Dass man da bei der ehemaligen Lohnsummensteuer, also der Kommunalsteuer - einer Gemeindeabgabe, die zwar vom Bund eingehoben wird, aber eine Gemeindeabgabe ist - beginnt, ist eines der bemerkenswerten Dinge. Denn man hätte ja mit Sicherheit auch bei anderem beginnen können, wie beispielsweise bei den Arbeitgeberbeiträgen, die in den Familienlastenausgleichsfonds fließen, der ja für jeden Finanzminister jeder Couleur immer jenes Körberl war, aus dem er gelegentlich Geld, wenn er es gebraucht hat, entnehmen konnte. Daher kann ich mir durchaus vorstellen, wenn man über die Senkung von Lohnnebenkosten redet, dieses Körberlgeld dem jeweiligen Finanzminister wegzunehmen. Auch das wäre eine vernünftige Diskussion.

Was man außerdem darüber nachdenkt, wie man bei einer Senkung der Lohnsummensteuer - der Kommunalabgabe - gleichzeitig auch eine Wertschöpfungsbesteuerung heranzieht, ist eine alte Diskussion, zu der stehe ich und die halte ich im Prinzip auch für vernünftig. Ich füge hinzu, dass sie gerade für die Kommunen - und diese Zweckbindung sollte ja selbstverständlich bleiben - durchaus eine interessante Perspektive aufweist. Aber auch diese Diskussion führen wir hier nicht allein, und es ist nicht eine Diskussion, die zwischen ÖVP und SPÖ stattfindet. Denn in dieser Diskussion weiß ich viele ÖVP-Bürgermeister auf meiner Seite. 

Was die Frage der Grundsteuer betrifft, so steht nichts im SPÖ-Programm. Aus einem sehr einfachen Grund: Weil es dazu mit Sicherheit nie eine Zustimmung der Wiener SPÖ oder anderer Organisationen, die in Städten tätig sind, geben wird. Denn die Grundvorstellung, dass man bei einer Erhöhung der Grundsteuer ohnehin nur die entsetzlich kapitalistischen Hausbesitzer trifft, ist natürlich eine unsinnige. Wir sind uns dessen vollkommen bewusst, dass die unendlichen Bemühungen, die wir setzen, um zu entsprechend stabilen Mietverhältnissen und zu einem geordneten Markt in diesem Bereich zu kommen, durch eine Erhöhung der Grundsteuer natürlich konterkariert würden. Daher gibt es diese Forderung nicht und wird es sie jedenfalls mit meiner Zustimmung nie geben. 

Hingegen würde ich, wenn man dann dieses Programm einmal ernsthaft studiert und sich damit auseinander setzt - dazu, das gebe ich schon zu, muss es wahrscheinlich auch erst einmal gedruckt vorliegen, denn die bisherige Zusammenfassung von Manuskripten ist zwar für Diskussionen durchaus geeignet, aber mit Sicherheit noch nicht wirklich das ausgereifte Gelbe vom Ei -, es für sehr gut halten, gemeinsam gerade auch mit der ÖVP, mit Ihnen, mit ÖVP-Leuten, die vornehmlich in der Wirtschaft tätig sind, zu diskutieren über die Maßnahmen, die zur Konjunkturförderung vorgeschlagen werden. Ich glaube, dass damit ein enorm konstruktiver Ansatz gewählt ist. Wir alle sind zutiefst davon überzeugt, dass Wirtschaftswachstum eine wesentliche Voraussetzung dafür ist, dass wir Verteilungsdiskussionen führen können, egal wo, ob in Form des Finanzausgleichs oder zwischen gesellschaftlichen Gruppierungen oder gesellschaftlichen Interessen. Auch in der Frage von Investitionen im öffentlichen Bereich und vielem anderen, Gesundheitsfinanzierung und so weiter, ist das Wirtschaftswachstum, die Konjunktur, eine wichtige Sache. 

Ich füge jetzt hinzu - als persönliche Meinung -, dass dem seitens der Bundesregierung aus meiner Sicht viel zu wenig Augenmerk geschenkt wird. Das wirst du zu Recht bestreiten müssen; das sehe ich ein, können wir sohin austauschen, und das war es dann auch schon. Aber unbestreitbar bleibt, und das ist der konstruktive Ansatz daran, dass Fragen der Konjunkturbelebung, Fragen des Wirtschaftswachstums und letztendlich auch Maßnahmen dazu etwas wirklich Wichtiges sind. Das sollte man diskutieren. 

Ich verstehe, dass man - ich sage es noch einmal - eine auch ungeschickte Präsentation dazu ausnutzt, um in einer politischen Konkurrenzsituation etwas entsprechend darzustellen. Nur sollte man, wie gesagt, auf die eigene Propaganda nicht auch noch selbst hineinfallen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Tun wir auch nicht!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2.°Zusatzfrage: Herr Abg Dr Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich bin ein bisschen verwundert, dass Sie hier eine Erhöhung der Grundsteuer so vom Tisch gewischt haben. Mir ist ein Papier des Städtebundes bekannt - dessen Präsident Sie, glaube ich, sind -, es ist vier Wochen alt, und in diesem Papier des Städtebundes wird eine Erhöhung der Grundsteuer und die Streichung der Grundsteuerbefreiung gefordert. Das ist also ein Widerspruch, den Sie dann sicher noch aufklären können.

Ich möchte Sie aber etwas anderes fragen, Herr Landeshauptmann. Die Bundesregierung hat vor kurzem eine wegeweisende Steuerreform durch das Parlament beschließen lassen. Da wird die Körperschaftssteuer von 34 auf 25 Prozent gesenkt. Da gibt es eine international vorbildliche Gruppenbesteuerung, die den Ausgleich von Verlusten, die im Ausland erlitten werden, mit österreichischen Gewinnen ermöglicht, also doch weitreichende Auswirkungen auf die Attraktivität von Holdinggesellschaften in Österreich hat. Wir haben seit heuer den Hälftesteuersatz für nicht entnommene Gewinne von Einzelunternehmen und Personengesellschaften. Da gibt es ein ganzes Paket von steuerlichen Maßnahmen, das die Wirtschaft insgesamt begünstigt.

Meine Frage an Sie, Herr Landeshauptmann, ist: Wie beurteilen Sie die Auswirkung dieser Steuerreform auf den Wirtschaftsstandort Wien?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal kann ich Sie, was das Papier des Städtebundes betrifft, vollkommen beruhigen. Dieses Papier des Städtebundes ist einhellig verabschiedet worden, in einer Resolution beim Städtetag selbst; statt "einhellig" muss ich eigentlich präzise "einstimmig" sagen. Da steht natürlich auch keine Erhöhung der Grundsteuer drin. Hingegen, dass man Steuerprivilegien abschafft, war bisher immer die Position der Freiheitlichen Partei; es verwundert mich, dass Sie das plötzlich kritisieren. Daher hat es ja auf der Basis dieser inhaltlichen Auffassung der Freiheitlichen Partei auch zu Recht die Zustimmung der freiheitlichen Vertreter im Städtebund dazu gegeben. Denn ich sage es noch einmal: Wir haben im Städtebund nicht eine Erhöhung der Grundsteuer gefordert, aber sehr wohl - ganz im Sinne der Politik der Freiheitlichen - eine Abschaffung von dabei bestehenden Privilegien. Auf diesen Unterschied werden wahrscheinlich wir beide in hohem Ausmaß Wert legen. 

Was die Auswirkungen betrifft, die ich durch die großartige Steuerreform der Bundesregierung auf Wien sehe - um auf Ihre Frage einzugehen -, gibt es da zweifelsohne durchaus interessante Anmerkungen. Etwa bei der Körperschaftssteuer: Hier ist der Satz gesenkt worden, das ist gut für die Stimmung, das ist gut für das Außenbild, das will ich in keiner Weise bestreiten. Ich halte nur fest, dass nach Berechnungen des Finanzministeriums selbst - also nicht aus der Propagandaküche der SPÖ oder sonstiger verwerflicher Einrichtungen, sondern des Finanzministeriums selbst - die real bezahlte Körperschaftssteuer, die vorher bei 12 Prozent gelegen ist, nun bei über 16 Prozent liegt. Das ist ein Weg, über den man sagen kann: Nun gut, der entspricht auch einer gewissen Grundübereinstimmung, nämlich Steuerprivilegien abzuschaffen. Dann sollte man sich auch dazu bekennen, dagegen ist wirklich nichts zu sagen. Aber man sollte nicht so tun, als ob das nun wirklich das Nonplusultra an einer realen Entlastung der Wirtschaft wäre. Den Unterschied zwischen dem, was für Stimmungen und so weiter gut ist, und dem, was die Realität betrifft, sollte man da zumindest auch einmal ansprechen. Trotzdem wird man von mir nichts dagegen hören, dass dabei die Körperschaftssteuer gesenkt wurde. 

Zu anderen Formen wie etwa der Gruppenbesteuerung und Ähnlichem: Sie haben ja recht gut darauf hingewiesen, dass mit Gewinnen, die in Österreich erwirtschaftet werden, Verluste, die im Ausland gemacht wurden, abgedeckt werden können. Genau das sollte man aber auch valorisieren! Ob das so im Interesse insbesondere der Klein- und Mittelbetriebe in unserer Stadt ist, die immerhin den erheblichsten Anteil der Wiener Wirtschaft ausmachen, das wage ich zu bezweifeln. 

Ich kenne Firmen, für die das hoch interessant ist, da können sie eine ganze Menge machen. Das wurde in einer Betriebsversammlung eines großen multinationalen Konzerns vor nicht allzu langer Zeit auch einmal gesagt: Da ist der durchschnittliche Steuersatz des Arbeitnehmers, der dort beschäftigt ist, bei etwa 22 Prozent, der Herr Generaldirektor zahlt 50 Prozent, und die Firma selbst zahlt 11,8 Prozent Steuern. So gesehen, haben wir ohnehin entsprechend ... (Abg Dr Wilfried Serles: Das ist ja fast klassenkämpferisch!) 

Entschuldige, klassenkämpferisch? Das ist eine Beschreibung des Ist-Zustandes! Klassenkämpferisch kann es überhaupt nicht sein. (Abg Heinz Hufnagl: Aber richtig ist es! - Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie können mich durchaus auch breitklopfen in die Richtung hin, dass der Herr Generaldirektor nicht 50 Prozent Steuern zahlen muss; dann ist der Klassenkampf überhaupt weg. Das ist einmal eine Beschreibung des Ist-Zustandes, sonst gar nichts, und die Beschreibung des Ist-Zustandes ist so, dass da von einer Nichtentlastung gerade auch multinational agierender Betriebe in Österreich keine Rede sein kann. 

So gesehen, möchte ich meinen, das ist ganz ruhig und pragmatisch zu valorisieren. Nützt das in der Tat der in Wien situierten Wirtschaft? Welcher nützt es? Ich denke doch, wir stimmen auch da überein, dass wir in erster Linie schauen sollten, Hilfestellungen in Richtung hin zum produzierenden Kapital und nicht ausschließlich zum Finanzkapital zu leisten. Oder vielleicht sehen Sie das anders, aber ich sehe es jedenfalls so, dass das auch eine wichtige Grundüberlegung dabei wäre. 

Nach dieser Valorisierung schaut man sich das an, und da geht es nicht um meine Befindlichkeit. Wirtschaftspolitik - das sage ich dazu - mache ich sehr pragmatisch, und ich sehe sie auch sehr pragmatisch. Das sollte man da ebenfalls tun. Wir haben mühselig gelernt, dass Ideologie in der Wirtschaft, sagen wir einmal, nicht immer das Allerbeste ist. Lernen Sie nicht umgekehrt jetzt wieder das Falsche. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 3.°Zusatzfrage hat Herr Abg Dipl Ing Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Sie haben meines Erachtens eine ganz wesentliche Sache vergessen, wenn es darum geht, was die Steuerreform der Bundesregierung Wien und vor allem der Wiener Wirtschaft bringt: Rund 150 Millionen EUR weniger an Ausgangsbasis bei den kommenden Finanzausgleichsverhandlungen, 150 Millionen EUR, die Wien tatsächlich fehlen werden! Aber ich denke, der Finanzausgleich wird auch in der nächsten Frage noch zur Debatte stehen.

Darüber hinaus habe ich ein bisschen mit Bedauern zur Kenntnis genommen, dass Sie in Wirklichkeit eine Grundsteuererhöhung, eine Grundsteueranpassung ka-tegorisch ablehnen, wenngleich ich Ihnen in einem Punkt Recht gebe: Selbstverständlich ginge das nur dann, wenn die Überwälzbarkeit auf die Betriebskosten abgeschafft würde, das heißt die Grundsteuer tatsächlich von denjenigen zu tragen wäre, die Eigentum besitzen, und meines Erachtens auch mit einem gewissen Freibetrag. 

Aber sonst habe ich überhaupt nichts darüber gehört, was Ihr Kollege Matznetter in seiner Erstpräsentation zum Teil noch versucht hat, ein bisschen visionär darzustellen: Ein Sozialstaat, ein Wohlfahrtsstaat braucht eine gewisse Steuer- und Abgabenquote, insbesondere in Zeiten einer Rezession oder in wirtschaftlich noch nicht sehr prosperierenden Zeiten. Ich würde sagen, in so einer Situation befinden wir uns derzeit. Da wird es notwendig sein, das Gesamtsteueraufkommen, welches zu verteilen ist, nicht immer weiter zu reduzieren, zu reduzieren und zu reduzieren.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie zur Frage.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich habe Ihren Ausführungen jetzt entnommen, dass Sie anscheinend doch eher darauf setzen, die Steuer- und Abgabenquote in ihrer Gesamtheit noch weiter zu senken. Sind Sie sich bewusst, dass wenn Sie in diese Richtung Wirtschaftspolitik betreiben, es dann nicht möglich sein wird, den Wohlfahrtsstaat auch in seiner jetzigen Form länger aufrechtzuerhalten?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es tut mir Leid, da sind wir wirklich fundamental unterschiedlicher Auffassung. Wenn wir heute davon ausgehen, dass das oberste Ziel einer Wirtschaftspolitik nicht die Frage der Geldwertstabilität ist, weil wir hier ja kein Problem haben, sondern die Frage des Wirtschaftswachstums, dann muss ich doch darüber nachdenken, wie ich wirtschaftswachstumsinduzierende Maßnahmen setze. 

Da gibt es eine ganze Palette von Maßnahmen, die man setzen kann, auch im Bereich öffentlicher Investitionen und Förderung öffentlicher Nachfrage, aber selbstverständlich und in allererster Linie, würde ich meinen, auch der privaten Nachfrage. Das heißt, ich muss etwas tun - wobei wir in Wien ja durchaus auch einen besonderen Erfolg erzielt haben, wie sich zeigt, wenn man sich österreichische und internationale Statistiken anschaut -, um die individuelle Kaufkraft zu stärken. Diese Kaufkraftstärkung wird es zwangsläufig nach sich ziehen, dass man den Leuten auch mehr Geld in der Tasche lässt. 

Meine Kritik an der Steuerreform der Bundesregierung ist nun weniger die, dass sie wirtschaftsfreundliche Maßnahmen gesetzt haben, sondern die, dass sie keine Maßnahmen gesetzt haben, die im Sinne der Wachstumsförderung kaufkraftstärkend wirken. Das heißt, das ist nicht gemacht worden oder nicht genügend gemacht worden, wie etwa im Bereich der Lohnsteuer. Daher sage ich ... (Abg Gerhard Pfeiffer: ... hinuntergesetzt worden!) 

Entschuldigen Sie! Aber das glaubst du ja nicht einmal selber, bitte. (Abg Gerhard Pfeiffer: Die ist hinuntergesetzt worden! Zwei Millionen Österreicher zahlen keine Steuer mehr!) Nein, hör auf, sei lieb! (Abg Gerhard Pfeiffer: Zwei Millionen Österreicher zahlen keine Steuer mehr!) Geh bitte, das glaubst du doch selber nicht, nein, hör auf, aus mit dem Schrott! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Sei mir nicht böse, aber das glaubt nicht einmal mehr das "Format". Das ist wirklich längst ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Zwei Millionen Österreicher zahlen keine Steuer mehr! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ja lächerlich!) Also gut, okay, soll sein. Das ist nicht einmal Ortner, das ist Lopatka und sonst gar nichts! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.)
Das ist für mich - um mich wieder ernsteren Dingen zuzuwenden - ein wesentlicher Punkt. Wenn ich also davon spreche, dass ich die österreichische Staatsquote für eine sehr hohe halte, eine, die zweifelsohne in der Öffentlichkeit - ich meine jetzt in der europäischen und auch globalisierten Öffentlichkeit - gewisse Argumentationsschwierigkeiten hat, dann ist es ganz unbestreitbar so, dass steuerliche Maßnahmen, wie sie auch von dieser Regierung gesetzt worden sind im Bereich der Wirtschaft und sohin auch im Interesse der Förderung des Wirtschaftswachstums, Ziele sind, zu denen ich durchaus auch sage, dass sie okay sind, aber dass dort - vielleicht auch ein bisschen im Sinne dieses bekannten Obermarxisten Henry Ford, der sagte: Autos kaufen keine Autos - die Maßnahmen zweifelsfrei nicht genügend gestaltet wurden.

Daher ist das, glaube ich, eine lohnende Diskussion, die wir auch in Zukunft führen sollten. Denn da ist der Austausch von Argumenten, wenn man das Ziel anerkennt: Wirtschaftswachstum unter bestimmten Rahmenbedingungen und Kautelen, also aus meiner Sicht unter Beachtung sozialer und ökologischer Grenzziehungen - wir müssen die Markwirtschaft hier allgemein sehen -, eine wirklich sinnhafte, uns weiterbringende Diskussion. Ich gehe einmal davon aus, dass wir sie in der Folge auch führen können, denn das würde, insgesamt gesehen, das Land auch weiterbringen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 4.°Zusatzfrage: Herr Abg Dkfm Dr Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Danke für die ausführliche Diskussion, beziehungsweise man merkt, dass es ein Diskussionspapier ist. Umso mehr ist es der Beweis, dass die Frage im Landtag wichtig war, um dies hier immer wieder zu diskutieren beziehungsweise um zu sehen, was noch änderbar ist. 

Ein Steuerzahler, ein Unternehmer fürchtet sich vor einem Wort ganz besonders: Wenn in einer Diskussion das Wort "Evaluierung" fällt. (Abg Godwin Schuster: Gerade die ÖVP sagt das?) In diesem Programm steht drin, die Energiesteuern sollen evaluiert werden, und konkret, der Schwerverkehr soll noch mehr belastet werden.

Jetzt wissen wir, dass wir gerade in den Ballungszentren ohne den Schwerverkehr nicht auskommen, weil die Wirtschaft auf der einen Seite mit Produkten versorgt werden muss und die erzeugten Produkte weggebracht werden müssen. Wie stehst du zu diesem Problem?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Es wäre eine traurige Demokratie, wenn es in einer ganzen Reihe von Punkten auch in der Wirtschaft und bei allem wechselseitig zu konstatierenden Pragmatismus, mit dem man an diese Fragen herangeht, nicht auch unterschiedliche Auffassungen geben würde. 

Ja, selbstverständlich bin ich für gute und optimale Voraussetzungen in der Distribution, ist ja gar keine Frage! Nicht nur Unternehmer, also kleine Händler, im gegenständlichen Fall aber auch ein bisschen größere Händler, wollen entsprechend versorgt werden, sondern auch der Konsument selbst, daher ist das schon wichtig. Und an die Einführung von Laststraßenbahnen denke ich nicht, um das zu präzisieren, weil ich glaube, dass dies kein sinnvoller Beitrag dazu wäre, die Distribution entsprechend voranzutreiben. 

Aber ich bin auf der anderen Seite zutiefst davon überzeugt, dass wir eine Chancengleichheit herstellen müssen zwischen den verschiedenen Mobilitätsmöglichkeiten, auch und besonders im Warenverkehr. Solange es so wie heute ist, dass Güter, die auf der Straße transportiert werden, deutlich billiger sind als Güter, die auf der Eisenbahn oder selbst auf der Donau transportiert werden, werden wir diesen Güterverkehr auf der Straße natürlich auch weiterhin haben, weil der Gütertransport dorthin fließen wird, wo er am günstigsten ist. Das kann aber ... (Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Und machbar. 

Das kann aber in der Absolutheit nicht das Interesse insbesondere von Ballungsräumen sein, denn es hat ja praktische Auswirkungen. Ich kann nur sagen, es soll einmal jemand am Montagmorgen mit dem Auto von Salzburg nach Wien fahren: Da fährt man an Wänden von LKWs vorbei, da ist für die PKWs überhaupt nur noch eine Fahrspur benutzbar. 

Daher sage ich dazu zwei Dinge. Erstens: Ökonomische Gerechtigkeit auch im Gütertransport! Und zweitens - da sind wir auf gutem Weg, das will ich schon zugestehen: Erarbeitung von gemeinsamen neuen Logistikkonzepten. Denn das hat in Europa keinen Sinn, was gelegentlich - und gar nicht nur so gelegentlich - passiert: dass man spanische Paradeiser erntet, sie nach Deutschland zum Waschen führt und dann wieder zurück nach Spanien bringt. So etwas gibt es, das sind keine erfundenen Beispiele, weil nämlich das Ganze auch mit einer Subvention - übrigens einer Agrarsubvention - der Europäischen Union erfolgt. Das ist das, wo ich mit Prof Priebe einer Auffassung bin, nämlich: Das ist die "subventionierte Unvernunft"!

Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass wir gerade auch im Schwerverkehr nicht eine Politik und ein Lobbying für die Frächter machen, sondern dass wir uns gemeinsam darum bemühen, dass es hier zu vernünftigen Logistikkonzeptionen kommt, die es auch für die Zukunft erträglich machen, dass a) der Gütertransport funktioniert, die Versorgung funktioniert, und b) wir auch erträglich damit leben können. Das ist meine Position dazu. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 2. Anfrage erledigt.

Die 3. Anfrage (FSP - 03985-2004/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Ing Herbert RUDOLPH gestellt und ist ebenfalls an den Landeshauptmann gerichtet: Welche Auswirkungen auf das Wiener Schulwesen sind nach dem derzeitigen Verhandlungsstand aus dem kommenden Finanzausgleich zu erwarten?
Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Diese Frage ist für mich ein bisschen schwierig zu beantworten. Denn in den laufenden Finanzausgleichsverhandlungen gibt es zurzeit keinen oder fast keinen Punkt, auf den man sich geeinigt hat, mit Ausnahme dessen, dass die Wohnbauförderung in Höhe und Qualität außer Frage gestellt wurde. Es trifft daher dies auch auf den Landeslehrerbereich zu.

Es gibt einen Vorschlag seitens des Herrn Finanzministers, der dadurch begründet ist, dass es in Zukunft sinkende Schülerzahlen in Österreich geben wird und dass daher bei den Landeslehrern verschärft fortzusetzen ist, was in den letzten Jahren gemacht wurde. Das würde darauf hinauslaufen, dass in den nächsten 10°Jahren kein einziger Landeslehrer mehr aufgenommen werden kann. Diese Position ist völlig inakzeptabel für alle Bundesländer, alle neun sind sich darin völlig einig.

Mehr kann ich zur Stunde nicht dazu sagen, weil es mehr an Verhandlungen zur Stunde auch nicht gibt. Das wird fortgesetzt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 1.°Zusatzfrage: Herr Ing RUDOLPH, bitte.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Nach den mir vorliegenden Informationen ist man zwar, so wie Sie gesagt haben, noch zu keinem Abschluss gekommen - zum Teil sind die Abschlüsse auch durchaus noch nicht in greifbarer Nähe -, aber es bestehe doch Konsens darüber, dass die Struktur, in der der Finanzausgleich abgeschlossen werden soll, sich in Kontinuität zu den bisherigen Abschlüssen verhält. 

Gerade bei den Landeslehrern haben wir aber auch hier im Landtag immer wieder diskutiert, ob die Struktur, die es da gibt - Sie kennen das, ich brauche das jetzt nicht weiter auszuführen -, wirklich die letztgültig vernünftige ist oder ob man nicht auch zu einer Änderung der Struktur kommen sollte. Da hat die Sozialdemokratie längere Zeit die Meinung vertreten, man soll nicht, aber es hat dann durchaus auch von prominenten Vertretern Ihrer Fraktion andere Meinungen gegeben, nämlich in die Richtung gehend zu sagen, dass man dieses - sehr vereinfacht dargestellte - Grundprinzip "Wer zahlt, schafft an" zur Anwendung bringt.

Das heißt entweder, dass die Landeslehrer so wie die Bundeslehrer im Bereich der unmittelbaren Verantwortung des Bundes liegen und dieser daher bezahlt und die Lehrer zur Verfügung stellt, oder dass auf der anderen Seite den Ländern Gelder zur Verfügung gestellt werden, etwa durchaus in Anlehnung an das Prinzip des abgestuften Bevölkerungsschlüssels, und aus diesen Geldmitteln heraus dann die Länder ihre Notwendigkeiten im Pflichtschulbereich bedecken ... 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie zur Frage.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (fortsetzend): ... und dann entsprechende Vorkehrungen treffen. 

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann: Sind Sie bereit, sich auch in der Struktur der Finanzausgleichsverhandlungen bei den Landeslehrern für das eine oder andere von mir genannte Beispiel stark zu machen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal verstehe ich mich in dieser Diskussion als ein Vertreter der strukturellen Veränderung im gesamten Finanzausgleichsbereich. Das beginnt bei der Frage der Definition der Finanzmassen, das geht über in den Bereich, dass es gemeinschaftliche Bundesabgaben gibt und Bundesabgaben, die ausschließlich dem Bund zugute kommen - ohne das aufzuzählen -, und endet bei den Landeslehrern dazu. 

Jawohl, ich bin der Auffassung, dass das zusammengeführt werden soll und dass derjenige, der zahlt, auch anschafft. Das ist nicht eine Frage der Ideologie, sondern der Pragmatik. Es ist ja noch nicht so lange her - jedenfalls befindet es sich in meinem politischen Erinnerungszeitraum -, dass durch einen Trick des damaligen Finanzministers der Aufwand für die Landeslehrer vom Personalaufwand in den Sachaufwand verschoben wurde. Das ist nicht etwas, worüber ich sage: Okay, dieser Trick ist auf Ewigkeit in Stein gemeißelt. Das kann es wohl wirklich nicht sein! Daher bin ich selbstverständlich der Auffassung, dass man dies auch mit überlegen sollte. 

Das ist auch mit eine Überlegung, die, generell gesehen, in den Ausschuss 10 des Konvents eingebracht wurde. Wir stehen da ja - so wie andere Vorschläge auch, etwa aufgabenorientierte Gemeindefinanzierung und ähnliche Dinge - vor der natürlich nicht angenehmen Situation - ich sage das hier, ich habe es auch in der Öffentlichkeit mehrmals gesagt -, dass die Entwicklungen im Konvent de facto nicht zeitgleich wie die Finanzausgleichsverhandlungen verlaufen. Beides soll Ende des Jahres fertig sein und wird dann natürlich nicht zusammenpassen. Das ist auch nicht wirklich möglich. Wie auch immer dem sei, es ist offensichtlich nicht zu ändern. Wir werden daher versuchen, das über die Zeitachse einigermaßen zu steuern im Hinblick auf die Umsetzung der Ergebnisse des Konvents, von denen ich doch hoffe, dass man zumindest in einigen wesentlichen Punkten, unter anderem auch in der Finanzverfassung, zu wirklich vernünftigen Ergebnissen kommen kann.

Also ich persönlich halte sehr viel davon, dass man über diese Dinge diskutiert. Konkret für diesen Finanzausgleich werden allerdings diese Strukturveränderungen im Lehrerbereich keine Auswirkungen haben. 

Hier halte ich es für notwendig, dass man zunächst auch mit der Vorstellung des Herrn Finanzministers bricht, dass die Schülerzahlen sinken. Sie sinken in Wien gerade im Pflichtschulbereich nicht, wenn man sich anschaut, wie die letzten Entwicklungen sind und was prognostiziert ist; was ja unschwer ist, weil man von den geborenen Kindern ausgehen kann. Sie sinken in Wien im Pflichtschulbereich nicht! Daher ist diese Voraussetzung als eine Annahme bei weiteren Einsparungen bei Lehrern für Wien a priori nicht akzeptabel. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – 2.°Zusatzfrage: Herr Dipl Ing Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ein bisschen denke ich, Sie machen es sich schon zu leicht. Schließlich haben Sie ja beim letzten Finanzausgleich mit unterschrieben, dass die Lehrer-Kennzahlen so gesetzt werden, wie sie gesetzt wurden. Letztendlich war es für Sie ein politischer Glücksfall, dass im Vorjahr 700 Lehrer und Lehrerinnen in Pension gegangen sind. So konnten Sie doppelt schimpfen auf den Bund: Er besetzt nicht nach, und mussten die - unter Anführungszeichen – Drecksarbeit der Kündigung nicht selbst machen, weil die Personen - aus Ihrer Sicht Gott sei Dank - freiwillig gegangen sind. Dennoch haben Sie die 700 Personen nicht nachbesetzt. Hätte es diese Pensionierungswelle nicht gegeben, wäre in Wien eine große Kündigungswelle bei Lehrern und Lehrerinnen angestanden, folgt man Ihrer Argumentation, dass Sie nicht für den Bund einspringen wollen.

Nichtsdestoweniger komme ich auf die Frage der Finanzausgleichsverhandlungen zurück. Dass ein erfolgreicher Abschluss von Finanzausgleichsverhandlungen bevorsteht, ist ja noch erheblich unwahrscheinlicher, als dass wir in Wien erst im Mai 2006 oder im April 2006 wählen. (Abg Harry Kopietz: März!) Aber bleiben wir beim Abschluss der Finanzausgleichsverhandlungen. (Abg Harry Kopietz: April und Mai ist unwahrscheinlich, März sehr wahrscheinlich!) März 2006, ganz egal. (Abg Harry Kopietz: Oder wollen Sie später wählen, weil Sie Angst haben zu verlieren?)
Welche Konsequenzen, oder, anders formuliert: Ab welchem Zeitpunkt würden Sie die Finanzausgleichsverhandlungen mit dem Bund für gescheitert erklären, und was wären Ihre Konsequenzen daraus?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal, im Hinblick auf die Kontinuität dieser Diskussion gehört es offensichtlich dazu, dass man all die Freundlichkeiten neuerlich austauscht, die man schon ausgetauscht hat. Ich weise die Schuldzuweisung an Wien gerade in dem Bereich einmal mehr zurück! Diese Besetzung einschließlich ihrer Finanzierung ist eine Frage des Bundes. Der Finanzausgleich wäre mit jenen Vorgaben, wie mir Dr Scholz damals auf entsprechende Rückfrage versichert hat, machbar gewesen, mit den einseitigen Veränderungen im Finanzausgleich während laufender Finanzausgleichsperiode allerdings nicht. 

Das ist übrigens nicht der einzige Fall. In der letzten Landeshauptleutekonferenz wurde ein Papier vorgelegt - übrigens nicht von uns, sondern von Oberösterreich -, worin sehr klar nachgewiesen worden ist, was die einseitige Änderung der Vertragsgrundlagen des Finanzausgleichsgesetzes gerade gegenüber den Ländern und den Gemeinden an Negativa für diese beiden nach sich gezogen hat und wie dieser so genannte graue Finanzausgleich auch die Zuteilung der Finanzmassen an die Gebietskörperschaften Gemeinden und Länder einseitig verändert hat. So gesehen sind Veränderungen im Bereich der Landeslehrer nicht einmal etwas Außergewöhnliches, sondern das ist ja laufend auch in anderen Bereichen passiert. 

Also nach Austausch der Höflichkeiten in diesem Bereich - die, nehme ich einmal an, bestenfalls fürs Protokoll notwendig sind, denn es interessiert dies jetzt jedenfalls sonst niemand mehr, weil es hinlänglich gesagt wurde - kann ich die eigentliche Frage überhaupt nicht beantworten. Gescheitert sind für mich Verhandlungen dann, wenn sie gescheitert sind. Und wenn ich heute erkläre, wann für mich die Verhandlungen gescheitert sind, müsste ich ja im Hinblick auf die Führung von Verhandlungen so was von bescheuert sein, wie ich wirklich und ernsthaft bitte, mir dies nicht zuzutrauen. Denn es ist im Grenzbereich einer persönlichen Beleidigung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3.°Zusatzfrage: Herr Abg Walter Strobl. 

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Du hast erwähnt, dass es derzeit im Finanzministerium ein akkordiertes Papier gibt, bei dessen Erstellung alle Landesschulräte vertreten waren und worin statistisch sehr genau ausgerechnet wird, wie die Prognose bis 2015 aussieht. Für Wien ist es tatsächlich so, dass bei einem Lehrerschwund von ungefähr 1,5 Prozent 321 Lehrer weniger bis zum Jahr 2015 statistisch ausgerechnet wurden. Wir wissen, dass das nicht immer so sein muss, weil wir ja auch zu Schulende und zu Schulanfang unterschiedliche Schülereinschreibungszahlen haben. 

Meine Frage in die Richtung des Finanzausgleiches ist - weil in diesem Papier auch aufgelistet ist, welche Möglichkeiten und weiteren Potentiale es geben kann -, wie weit du mit den SPÖ-Vorschlägen einverstanden bist, dass es zu einer Erhöhung der Lehrverpflichtung beziehungsweise der Anwesenheitspflicht bei Lehrern kommen kann, wie es auch in diesem Papier festgeschrieben ist. (LhptmStin Grete Laska: Das hat die Frau Minister vorgeschlagen!) Da hätte ich gerne gewusst, wie deine Position dazu ist. (LhptmStin Grete Laska: Leidest du an irgendwelchen Verdrängungsmechanismen?)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal, ich habe dieses Papier der Landesschulratspräsidenten überhaupt nicht zitiert, sondern ich habe hier ausschließlich Wiener Zahlen zitiert. Aber ich gehe gerne auch darauf ein. 

Natürlich lässt sich mit der Statistik auch hier eine ganze Menge darstellen, und wenn man sich vor Augen führt, dass in dem von dir erwähnten Zeitraum der Schülerrückgang in ganz Österreich in der Tat bei, sage ich einmal - die Schwankensbreite ist mit 2,5 Prozent angegeben -, 14 bis 18 Prozent liegt, dann verstehe ich schon, dass man hier einfach auch Diskussionen hat. Nur würde ich da die Diskussionen etwas vielfältiger ansetzen als nur in der einfachen Ursache-Wirkung-Beziehung "Weniger Schüler ist gleich weniger Lehrer", basta! Mir scheint es schon wichtig zu sein, dass man hier auch andere Faktoren berücksichtigt, Faktoren wie in den Städten beispielsweise die Integrationserfordernisse, die Erfordernisse im Hinblick auf Ganztagsbetreuung und Ähnliches. 

Aber ich anerkenne auch, dass insbesondere im ländlichen Bereich besondere Bedürfnisse vorhanden sind, ich möchte das überhaupt nicht bestreiten. Ich würde es nicht wollen, dass es Zustände gibt, wie sie zu meiner Kindheit im Dorf bestanden haben: Dass Kinder eineinhalb Stunden in die Schule gehen müssen und dann eineinhalb Stunden wieder heim, oder dass sie während der Erntezeit zum Teil überhaupt nicht in die Schule kommen, weil sie zu Hause gebraucht werden. Das wäre nun wirklich das Allerletzte, was man wieder wollte. Daher halte ich es auch für wichtig, dass man die Kleinschulenstrukturen auf dem Land aufrechterhält, und das halte ich vom Grunde her auch für durchaus vernünftig. So gesehen würde ich meinen, dass das nicht so einfach aufzulösen ist, darüber wird man sich sicherlich noch wesentlich mehr Gedanken machen müssen.

Im Übrigen kann ich nur noch einmal sagen, die Finanzausgleichsverhandlungen zu diesem Thema sind völlig offen, so wie andere Bereiche auch. Man wird am Ende einen Gesamtabschluss erzielen können - oder auch nicht. Das liegt offensichtlich ganz im Ermessen des Herrn Finanzministers, und dazu möchte ich jetzt von dieser Stelle aus keine Kommentare mehr abgeben. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur 4.°Zusatzfrage: Herr Abg Ing RUDOLPH. 

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Auch wenn Sie keine Kommentare mehr abgeben wollen, werde ich Sie dennoch hier mit einer weiteren Frage konfrontieren. 

Nur vielleicht eine kurze Bemerkung zu Ihrer Äußerung über befürchtete Absenzen von Kindern als Erntehelfer: Das ist eine pädagogisch auch für die Großstadt spannende Frage, nämlich die Absenz von Kindern, die dem Unterricht nicht nachkommen, also auch ein Thema, dem sich Pädagogen in der Stadt zu stellen haben und das beileibe nicht unernst zu sehen ist. 

Ich mache trotzdem noch einen Versuch, auch wenn Sie sagen, Sie wollen dazu in Wahrheit nichts mehr sagen. Aber eine Position können Sie uns hier mit Sicherheit mitteilen. Was ist denn Ihre Position bezogen auf die Landeslehrer, mit der Sie in die Finanzausgleichsverhandlungen hineingegangen sind und gesagt haben: Das ist mein Ziel für Wien, das will ich für Wien im Bereich der Landeslehrer bei den Finanzausgleichsverhandlungen als Ergebnis nach Hause bringen?
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Mein Ziel dabei ist, dass wir jenen Zustand in Wien erhalten können, der der Qualität der Pädagogik in unserer Stadt entspricht. Dies war es ja auch über lange Zeit, denn niemand kann bestreiten, dass wir auch in der Frage der Integration in unseren Grundschulen - sehr viel auch an Vorleistungen in den Kindergärten erbracht - große Erfolge erzielt haben. Das hängt aufs Engste natürlich auch damit zusammen, dass das qualitative Angebot, aber auch das quantitative Angebot entsprechend hoch war. Diese Zielsetzung möchte ich auch erreichen. 

Dazu bedarf es der Hilfe der Experten. Ich bin kein Statistiker und kein Mathematiker, ich kann mir als solches nicht ausrechnen - und will das auch nicht -, welche Auswirkungen dies unmittelbar auf Lehrerzahlen hat. Eines kann ich mir sicher nicht vorstellen: Wenn ich mir die Situation anschaue, die jetzt erreicht worden ist durch die verdienstvolle Sparpolitik, die bisher gemacht wurde, dann kann ich mir eine Fortsetzung und Fortschreibung dessen, was in den letzten Jahren gemacht wurde, nicht vorstellen. Denn dies würde dem Grundsatz der Erhaltung der Qualität der Pädagogik in unserer Stadt widersprechen.

Und das werden wir im Konkreten hier auch zu erreichen versuchen, und zwar gemeinsam, denn das wollen alle Landeshauptleute nicht. Und wir werden das auch am Ende des Tages gemeinsam erreichen - außer es fühlt sich jemand bemüßigt vorzuschlagen, dass man ohne Konsens mit den Ländern, ohne Konsens mit den Städten und den Gemeinden ein Finanzausgleichsgesetz einfach im Parlament beschließt. Derjenige, der das vorschlägt, soll sich aber nicht irren: Er braucht auch dafür eine Mehrheit - und die schaue ich mir noch an!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 03986-2004/ 0001 - KSP/LM). Sie wurden von Herrn Abg Dr Alois Mayer gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Am 27. Mai 2004 wurde das neue Bundestierschutzgesetz im Nationalrat beschlossen. Welche Auswirkungen wird dieses Gesetz auf den Tierschutz und die Tierhaltung in Wien haben?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich freue mich, heute hier als Umweltstadträtin zum Thema Tierschutzgesetz berichten zu können. Ich sehe mich da ein bisschen in einer Doppelrolle, weil ich ja die Ehre hatte, dieses Gesetz im Nationalrat noch als Tierschutzsprecherin und Vorsitzende des Unterausschusses "Tierschutz" mitzuverhandeln, und das jetzt sozusagen ein bisschen von der anderen Seite, nämlich aus der Sicht eines Bundeslandes betrachten kann. 

Gewinner dieses neuen Gesetzes sind mit Sicherheit die Tiere, aber auch die Konsumenten und Konsumentinnen, das kann man auf jeden Fall sagen. Wien war in dieser Frage sicher ein wichtiger Vorreiter und auch eine wichtige Vorgabe, was die Tierschutzstandards betrifft. Im Zusammenhang mit der ganzen Diskussion um das bundeseinheitliche Tierschutzgesetz wurde von Seiten Wiens stets die Forderung erhoben, dass man den hohen Tierschutzstandard, der im Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz vorgesehen ist, auch wirklich einhält. Das war natürlich auch bei den Verhandlungen immer unser Ziel. Wir haben immer gesagt, wir wollen "best of nine", das Beste der 9°Bundesländer, und nicht "worst of nine", die untersten und schlechtesten Standards von 9°Bundesländern in diesem neuen Tierschutzgesetz vereinen. Und ich glaube, dass es uns auch ganz gut gelungen ist, das umzusetzen.

Gleichzeitig sollten auch die Erfahrungen Wiens beim Vollzug der tierschutzrechtlichen Bestimmungen mit ein-gebaut werden, und da Wien ja mit einem Experten in der Beratungsgruppe und in den Gremien vertreten war, ist es auch wirklich sehr gut gelungen, einen Großteil der Wiener Forderungen hier einzubringen.

Ganz grundsätzlich ist einmal festzuhalten, dass sich im Bereich der Heimtierhaltung und im Veranstaltungsbereich wenig ändern wird im Vergleich zu den geltenden Wiener Bestimmungen. Auch im Bereich der Legehühnerbatterien, die in Wien ja bereits bisher verboten waren, gibt es jetzt eine bundesweite Ausdehnung dieses Verbots. Das halte ich persönlich für einen Meilenstein des neuen Tierschutzgesetzes, und es war auch sehr schwierig, das durchzukämpfen, wenn ich das anmerken darf. Ab 2008 wird es in Österreich nur noch Eier aus Boden- und Freilandhaltung geben, und ich hoffe auch sehr, dass die Konsumentinnen und Konsumenten diese gesetzliche Vorgabe auch durch ihre Kaufentscheidung massiv unterstützen werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt des neuen Tierschutzgesetzes ist der unabhängige und weisungsfreie Tierschutzombudsmann, der auch Parteistellung bekommen hat, ähnlich dem Vorbild der Umweltanwaltschaft. Ich möchte hier von dieser Stelle aus noch einmal speziell der Wiener Umweltanwaltschaft danken, weil wir damals, als wir die Verhandlungen geführt haben, eine kleine Exkursion zur Wiener Umweltanwaltschaft gemacht haben, damit auch die Vertreter der anderen Parteien sich anschauen konnten: Wie funktioniert so etwas?, Wie arbeitet eine solche Anwaltschaft?, und das wirklich der Punkt war, wo ich glaube, sagen zu können, dass alle anderen überzeugt davon waren, dass ein Ombudsmann oder eine Anwaltschaft eine gute Einrichtung ist, die man auch ins neue Tierschutzgesetz hineinschreiben soll. Da trägt sozusagen die Wiener Umweltanwaltschaft einen Großteil der Verantwortung dafür, und darüber bin ich sehr froh.

Es gibt künftig ein Verkaufsverbot für Hundewelpen und Katzen in den Tierhandlungen, und zwar aus dem Grund, dass wir einfach festgestellt haben, dass es dadurch gerade in der Anfangsphase, wenn die Tiere dann in der Auslage sitzen müssen, zu einer Prägung in die völlig falsche Richtung kommt. Das wurde von Experten sehr massiv eingefordert, und das ist im neuen Gesetz vorgesehen. 

Es gibt ein Verbot der Anwendung von Elektroschockhalsbändern.

Es wurde vom Land Wien der geübte Umgang mit entlaufenen, ausgesetzten, zurückgelassenen, von der Behörde beschlagnahmten oder abgenommenen Tieren übernommen, weil wir da, glaube ich, in Wien bisher sehr gute Erfahrungen mit der üblichen Praxis gehabt haben. Der Magistrat Wien hat ja mit dem Wiener Tierschutzverein hier einen Leistungsvertrag abgeschlossen. Dieses Modell ist auch im neuen Bundestierschutzgesetz so übernommen worden, das wird jetzt also auch auf andere Länder ausgedehnt. Ich glaube, dass wir da wirklich ein gutes Vorbild für das Gesetz waren.

Ebenso ist die Kettenhundehaltung verboten worden. Und eine elektronische Kennzeichnung, das Chipen von Hunden ist im Bundestierschutzgesetz vorgesehen. Es ist auch auf Katzen ausgedehnt worden. Das ist eine Regelung, die, wie ich mir berichten habe lassen, auch in Wien schon ins Auge gefasst worden ist. Für Wien hat sich jetzt dieser Zeitpunkt, ab dem das in Kraft tritt, nach hinten verschoben, weil das Bundestierschutzgesetz ja mit 1.1.2005 in Kraft tritt und für das Chipen ein Jahr Übergangsfrist gewährt wurde; das heißt, mit 1.1.2006 müssen Hunde und Katzen jetzt bundesweit gechipt werden. Das bedeutet natürlich für Wien einen gewissen Aufschub dieser Regelungen.

Im Veranstaltungsbereich wurde die Mitwirkung von Wildtieren in Zirkussen, Varietés und ähnlichen Einrichtungen ebenfalls verboten und damit einer langjährigen Forderung des Bundeslandes Wien Rechnung getragen. Auch bei der für Film- und Fernsehaufnahmen vorgesehenen Bewilligungspflicht, sofern Tiere an der Produktion mitwirken, konnte man auf die Erfahrungen des Bundeslandes Wien zurückgreifen.

Auch hinsichtlich der Vollzugsbestimmungen hat man sich Wien in vielen Bereichen zum Vorbild genommen, nämlich hinsichtlich der Bestimmungen, die das Betreten von Liegenschaften, Räumen, Transportmitteln zum Zwecke der Durchsuchung und zum Zwecke der Beendigung von Tierquälereien betreffen. Da hat man sich eben auch Wien zum Vorbild genommen, und ich glaube, dass jetzt im Bundestierschutzgesetz eine ganz gute Regelung festgehalten worden ist.

Meine Damen und Herren! Zusammenfassend kann ich noch sagen, dass wirklich wesentliche Elemente des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes in das Bundestierschutzgesetz Eingang gefunden haben. Ich glaube, darauf können wir als Wienerinnen und Wiener und als Vertreter hier sehr stolz sein, und ich glaube, dass mit dem Bundestierschutzgesetz doch ein ganz guter Wurf gelungen ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1.°Zusatzfrage: Frau Abg Sommer-Smolik, bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben uns jetzt lang und breit erklärt, was im Bundestierschutzgesetz drinnen steht - das haben wir auch schon diskutiert und das wissen auch die meisten, zumindest die, die sich mit dem Tierschutz beschäftigen -, aber auf die Frage, wie sich das jetzt auf Wien auswirkt, habe ich eigentlich keine Antwort gehört. Vielleicht kann man das nachher noch einmal genauer darlegen.

Meine Frage ist: Wie gewährleisten Sie die wirkliche Unabhängigkeit des Tierschutzombudsmanns oder der Tierschutzombudsfrau?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube schon, dass ich versucht habe, in meiner Beantwortung auf die Frage einzugehen, was sich jetzt für Wien ändern wird beziehungsweise wo es große Überschneidungen gibt. Und ich glaube, sagen zu können, dass eben in sehr vielen Bereichen, vor allem in der Heimtierhaltung - wie vorher schon erwähnt -, aber auch im Veranstaltungsbereich, große Teile der Wiener Regelungen in das Bundestierschutzgesetz übernommen worden sind. 

Wo es natürlich noch kleine Differenzen gibt, das ist vor allem bei der landwirtschaftlichen Massentierhaltung. Das ist aber glücklicherweise ein Bereich, der Wien de facto überhaupt nicht betrifft. In diesem Bereich hat es eine gewisse Nivellierung nach unten gegeben - das kann ich hier sehr offen sagen -, vor allem weil das natürlich von Vertreterinnen und Vertretern der Landwirtschaftsseite sehr stark eingefordert worden ist. Das ist aber ein Bereich, der glücklicherweise Wien in keiner Weise betrifft.

Was den Tierschutzombudsmann betrifft, so wird dieser nicht in meinem Ressort angesiedelt sein, sondern bei meiner Kollegin Sonja Wehsely, und wir werden das ähnlich gestalten wie die Wiener Umweltanwaltschaft. Ich sehe diese sehr als Vorbild in diesem Bereich: Weisungsfrei, unabhängig. Ich sehe da eigentlich keine Probleme in der Umsetzung, und das war ja auch genau das Ziel des Gesetzes. 

Ich möchte auch sagen, dass ich eigentlich persönlich sehr stolz darauf bin, dass wir überhaupt einen Tierschutzombudsmann in diesem Gesetz drinnen haben, denn das war wirklich der Punkt, wo es am meisten Widerstand von vielen Seiten gegeben hat. Ich möchte auch erwähnen, dass die Verhandlerin der GRÜNEN eigentlich schon gesagt hat, sie glaube, diesen Punkt würden wir nicht durchbringen, denn das sei wirklich schwierig. Wir haben es dann trotzdem noch geschafft, eben durch diese kleine Exkursion zur Wiener Umweltanwaltschaft, weil wir dort, glaube ich, viele Ängste und Vorurteile, die vor allem von Seiten der Bauernvertreter zum Ausdruck gebracht wurden, ausräumen konnten. Diese haben viele, glaube ich, auch sehr unbegründete Ängste gehabt, dass da jetzt plötzlich Nacht-und-Nebel-Kontrollen von irgendwelchen Stellen durchgeführt werden, was ja mit dem Aufgabenbild der Umweltanwaltschaft, der Tierschutzanwaltschaft - oder dem Ombudsmann, wie es jetzt im Gesetz heißt - eigentlich überhaupt nichts zu tun hat.

Ich bin mir sicher, dass wir sicherstellen können, dass es in Wien einen unabhängigen, weisungsfreien Tierschutzombudsmann, oder eine –ombudsfrau, geben wird, der durch das Recht der Parteistellung auch wirklich die Möglichkeit hat, sich in Verfahren aktiv einzubringen. Das war nämlich der letzte Punkt, über den wir dann, glaube ich, zwischen drei und vier Uhr früh noch sehr lange diskutiert haben: Gibt es eine Parteistellung oder gibt es keine? Das war natürlich ein wesentliches Instrument, denn ohne Parteistellung würde der Tierschutzombudsmann eine zahnlose Institution bleiben – war meine Überzeugung. 

Ich bin wirklich sehr froh, dass wir das in dieser Weise durchgesetzt haben und, so glaube ich, damit auch für das Bundesland Wien und für die Tiere im Bundesland Wien und den Tierschutz eine gute Regelung erreichen konnten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2.°Zusatzfrage: Herr Abg Klucsarits, bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Gibt es eigentlich schon Zahlen darüber, wie viele Hunde bereits jetzt, vor Ablauf der Übergangsfrist, gechipt sind? Und haben Sie persönlich den Eindruck, dass die Bürger in Wien über die Übergangsfristen, die ja jetzt geändert wurden, auch im Hinblick auf diese Änderung entsprechend informiert werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Was die Frage betrifft, ob es genaue Zahlen gibt, wie viele Hunde bereits gechipt sind, so gehe ich einmal davon aus, dass wir mit Ablauf des Jahres dann Zahlen präsentieren werden können.

Es wird sicher unser Ziel sein, dann, wenn das Bundestierschutzgesetz mit 1. Jänner 2005 tatsächlich in Kraft tritt - davor sind ja noch einige Vorarbeiten notwendig: Alle Bundesländer müssen ihre Zustimmung geben, es müssen die entsprechenden Verordnungen erlassen werden -, wenn es dann tatsächlich so weit ist, natürlich auch die Wiener Bürgerinnen und Bürger noch einmal darüber zu informieren, dass es quasi eine Erstreckung der Frist gibt. Aber an sich, politisch betrachtet, kann es ja nicht in unserem Interesse sein, jetzt schon zu sagen: Ihr braucht euren Hund jetzt ohnedies nicht zu chipen, denn ihr habt ohnedies noch ein Jahr Zeit!, denn unser Wunsch ist natürlich, dass so schnell wie möglich so viele Hunde wie möglich gechipt sind. Jemand, der seinen Hund früher chipt, hat ja dadurch keinen Nachteil. Es ist sozusagen ein Vorteil, und es war auch immer als Vorteil für die Hundehalterinnen und -halter gedacht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3.°Zusatzfrage: Frau Abg Reinberger, bitte.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Sie haben darauf hingewiesen, dass die Regelung zwischen der Stadt Wien und dem Wiener Tierschutzverein auch Vorbild für das Bundesgesetz war. Das Bundesgesetz sieht daher vor, dass das Land verantwortlich ist für entlaufene, ausgesetzte, zurückgelassene Tiere, so der Halter nicht aufgefunden werden kann. Für die Dauer der amtlichen Verwahrung trägt die Behörde die Pflichten des Tierhalters, das heißt, sie hat auch für die Kosten aufzukommen. 

Meine Frage an Sie - ich weiß zwar, dass Sie nicht unmittelbar zuständig sind - ist folgende: Wissen Sie, wie hoch der Anteil der vertraglich vereinbarten Zuschüsse der Stadt Wien an den Kosten des Wiener Tierschutzvereines ist, da schließlich und endlich ja sozusagen die Gesamtkosten des Tierschutzvereins im Wesentlichen der Stadt Wien zugute kommen?

Amts StRin Mag Ulli Sima: Es tut mir Leid: Da das nicht Zuständigkeit meiner Geschäftsgruppe ist - wir sind über die MA 58 für den rechtlichen Teil zuständig -, muss ich Sie an meine Kollegin verweisen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4.°Zusatzfrage: Herr Abg Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Durch das Bundestierschutzgesetz kommt es zu einer Kompetenzverschiebung. Welche Auswirkungen wird diese auf Wien in puncto Legistik und Vollzug haben?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es kommt im Rahmen der Legistik, wenn wir jetzt Maßnahmen in Wien setzen, zu einer Kompetenzänderung, nämlich logischerweise dahin gehend, dass die Länder im Bereich des Tierschutzes keine Gesetzgebungskompetenz mehr haben und die landesrechtlichen Bestimmungen außer Kraft treten. Das heißt, das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz wird dann - zum Zeitpunkt 1. Jänner 2005 voraussichtlich - zum überwiegenden Teil außer Kraft gesetzt werden. Bestehen bleiben lediglich die Bestimmungen sicherheitspolizeilicher Natur, das heißt all die Bestimmungen betreffend die Haltung von Tieren sowie den Schutz von Menschen vor Gefahren, die sich aus der Tierhaltung ergeben. Also zum Beispiel der Maulkorbzwang oder die Leinenpflicht, Hundezonen, Hundeverbotszonen - diese Dinge bleiben uns noch im Bundesland Wien erhalten. 

Wir haben jetzt beschlossen, dass wir auf Grund der besseren Lesbarkeit des Tierhaltegesetzes sozusagen nicht einfach darauf warten, dass das Bundestierschutzgesetz in Kraft tritt und damit die Wiener Bestimmungen außer Kraft treten, sondern wir wollen wirklich Paragraph für Paragraph jene Bestimmungen aus dem Gesetz quasi entfernen - unter Anführungszeichen -, die dann mit In-Kraft-Treten des Bundestierschutzgesetzes nicht mehr gültig sind – im Sinne einer besseren Lesbarkeit des Gesetzes und einer höheren Rechtssicherheit. Das ist sozusagen unser Service in diesem Bereich.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 4.°Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 5.°Anfrage (FSP/02790/2004/0001-KGR/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Christoph Chorherr gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Rund um die verheerend geringe Wahlbeteiligung bei der Wahl zum EP (Wien: 36,88%) wurde ein Versagen von "politischer Bildung" deutlich. Erfahrungen zeigen, dass vor allem dort, wo ein konkreter Dialog zwischen Politikerinnen und Politikern und Wählerinnen und Wählern geführt wird, im Unterschied zur medialen Vermittlung Verständnis auch komplexer politischer Abläufe möglich ist. Werden Sie deswegen initiieren und unterstützen, dass in, unter anderem in diesem ehrwürdigen Saal, regelmäßig Dialoge zwischen Politikerinnen und Politikern aller Fraktionen, Jugendlichen und anderen Interessierten beworben und angeboten werden?
Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich halte das für eine sehr, sehr wichtige Frage, deren Diskussion, so hoffe ich, über eine Fragestunde in einem Landtag hinausgeht. Wir haben sie hier persönlich begonnen, und ich halte es aus persönlicher Sicht für sehr wichtig, dass wir diese Diskussion möglichst auch unter einer Verbreiterung führen.

Zur eigentlichen Frage selbst kann ich leicht ja sagen, was die Frage der Veranstaltung hier oder in einem anderen Raum des Hauses betrifft, weil solche Veranstaltungen ja schon stattfinden - etwas anders als in der Frage vorgeschlagen, nämlich in Selbstorganisation der Schüler, die diese Schülerparlamente organisieren und die auch selbst Politiker einladen oder auch nicht einladen, ganz wie sie das wollen. Und ich höre - ich war selbst noch nicht dabei -, dass das eine sehr erfolgreiche Sache sein soll. 

Ich würde in diesem Zusammenhang nur zu bedenken geben, dass, glaube ich persönlich, eines der Kernprobleme darin besteht, dass es zu einer gewissen, ich würde einmal sagen, argumentativen Verselbstständigung in der societa politica gekommen ist. Dazu zählen nicht nur die Politiker, sondern auch die höheren Teile der Verwaltung und vor allem auch die Journalisten. Der Umgang, die Gepflogenheiten, auch die Sprache, die in dieser societa politica herrschen, sind teilweise Herrschaftsinstrumente, teilweise in der Form so abstoßend, dass, glaube ich, ein erheblicher Teil der Kommunikationsprobleme zwischen der societa civil und der societa politica tatsächlich auch darauf beruht. 

Das heißt, es sind die Kulturen bei dem, was die jungen Leute auch bei diesen Schülerparlamenten machen, wie sie miteinander umgehen, wie sie Diskussionen führen, im Vergleich zu dem, was wir hier tun, so unterschiedlich - und ich würde meinen, auch so inkompatibel -, dass man sich auch sehr gut überlegen muss, wie man dies organisiert, um nicht a priori abschreckend zu wirken. 

Darüber hinaus, glaube ich, gibt es eine große Fülle von Dingen, die wahrscheinlich auch unter den reichlich antiquierten Begriff der politischen Bildung fallen, aber wo es einfach auch darum geht, dass man versucht, diese Barriere zu durchbrechen.

Aus meiner Sicht ist das nicht nur eine Frage der Information. Information ist schon das eine. Jetzt reden alle vier Jahre über die Europäische Union, und wenn es nicht so seltsame Diskussionen wie - aktuell gesehen - über die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei gäbe, dann würde dieses Thema, auch sehr kurze Zeit nach der Erkenntnis - vielleicht auch dem einen oder anderen demokratischen Schock - der Wahlbeteiligung bei der letzten EU-Wahl, auch schon wieder nicht diskutiert werden. Ich halte es trotz aller Notwendigkeit einer Verstärkung des Diskurses über Europa und die europäische Zukunft nicht nur für eine Frage der Informationsvermittlung: Es ist eine Frage der Kultur der Diskussionsteilnehmer, eine Frage des Umgangs, eine Frage des Heranführens. Warum wird über bestimmte politische Themen etwa in den Betrieben, in den Kantinen, auf den Sportplätzen, auf den Straßen diskutiert und warum über andere nicht? - Dies ist eine Frage, bezüglich der ich meine, dass wir wirklich gemeinschaftlich darüber nachdenken sollten, all jene, die das für nachdenkenswürdig halten - es gibt ja Leute, die mit dem Ist-Zustand ganz zufrieden sind, weil es ihnen im Prinzip völlig egal ist; Hauptsache, ihre eigene Wählermasse ist entsprechend vorhanden. Aber alle, die interessiert daran sind, sollten darüber gemeinschaftlich nachdenken. Ich bekenne hier auch ein: Ich habe keine fertigen Antworten auf diese Fragen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1.°Zusatzfrage: Herr Abg Mag Chorherr, bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! Weil ich persönlich weiß, dass Ihnen das in der Tat ein Anliegen ist, und ich an einer konkreten Änderung im Rahmen der Möglichkeiten interessiert bin, meine ich, dass wir Bewährtes ausbauen und stärker versuchen sollten. Es gab ja vor einigen Jahren den sehr erfolgreichen Versuch, und zwar damals mit dem Präsidenten des Stadtschulrats, dort eine Stelle anzusiedeln, die es dann auch eineinhalb Jahre lang gab und die, vor allem für Jugendliche, interessante Veranstaltungen - sei es hier im Haus, sei es an Schulen - gemacht hat. Alle von uns hier im Haus, egal zu welcher Fraktion wir gehören, wissen: Dort, wo es einen konkreten Dialog gibt, schätzen Jugendliche, aber auch Erwachsene das sehr. Ich sehe immer mit großem Schrecken - heute ist zum Glück keine Klasse hier -, dass die Hauptform der Vermittlung politischer Bildung jene ist, dass man Schülerinnen und Schüler ins Parlament oder hierher führt: Das ist eine einzige Abschreckung vom Politischen! Man versteht nicht, was wir hier reden, man sieht uns hier Zeitung lesen, schwätzen, Computer spielen - in der Wahrnehmung der Jugendlichen. Sie gehen dann hinaus, und dann hören sie allenfalls noch - dank der "Kronen Zeitung" -, was wir verdienen, und haben sich damit ihre Meinung von der Politik für alle Ewigkeit gebildet, die im Übrigen heute auch in einer Umfrage, die uns sehr nachdenklich machen sollte, dokumentiert ist.

Man stelle sich im Unterschied dazu eine Veranstaltung vor - ich träume jetzt wirklich, und ich halte das für machbar -, die alle paar Wochen für die Jugendlichen, aber auch für Erwachsene, die daran teilnehmen wollen, stattfindet, bei der es einen Dialog gibt und zu der alle vier Fraktionen eingeladen sind. Hier - oder im Stadtsenatssaal oder woanders - sitzen diejenigen, die es interessiert, können die Dinge benennen, die ihnen wichtig sind, und lernen dabei auch, dass eine Kontroverse zwischen Politikern durchaus kultiviert sein kann. Hier soll man etwas tun!

Meine konkrete Frage ist, nachdem übrigens letztens ein Antrag, der das beinhaltet hat, von der Sozialdemokratie abgelehnt wurde - zu Ihrer Information, Herr Landeshauptmann: Was können Sie in dieser Frage selbst beitragen, oder wer wäre jene Organisationseinheit, jene Person, die Ihr Engagement - das ich Ihnen, Herr Landeshauptmann, zu 100°Prozent abnehme - entsprechend umsetzt? Mit wem können wir reden, damit eine Änderung passiert, wo ist der Ort? - Ich habe mich extra erkundigt: Schülerparlamente hat es, glaube ich, im letzten Jahr zwei gegeben; sonst war keiner von uns zu irgendetwas eingeladen. Vielleicht gibt es da etwas! 

Meine konkrete Frage ist, weil ich weiß, dass Sie das interessiert und dass Sie das für wichtig halten: Wo ist der Ort - ist es die Präsidiale, ist das vielleicht auf entsprechende Einladung bei Ihnen im Zimmer -, wo konkrete Maßnahmen besprochen werden können, weil gute Projekte am Tisch liegen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zu Letzterem kann ich zweifelsohne sagen, dass man mit entsprechender Vorbereitung, wozu man aus jeder Fraktion einen Vertreter einlädt, dann bei einem Gespräch mit mir und der Frau Vizebürgermeister Vorschläge zur Dialogförderung - wenn man das einmal so allgemein sagen will – erörtern kann. Ich bin durchaus auch selbst dazu bereit, denn es ist mir wirklich ein echtes Anliegen.

Ich sage nur noch einmal: Die Einladungen bei diesen Schülerparlamenten machen Gott sei Dank nicht Politiker, sondern das machen die Schüler selbst. Es hat nach meinen Informationen fünf gegeben – wobei wir allerdings bei zwei oder bei drei sicher nicht eingeladen wurden, was ja auch schon wieder die Frage aufwirft, warum. - Das ist der leichtere Teil der Fragen, das ist nämlich erklärbarer, denn ich teile die Einschätzung über die Probleme, die ein Schüler bei einem unvermittelten Eintritt in diese Welt oder in diesen Teil der Welt haben muss, weil er dann wirklich nicht weiß, worüber wir reden. 

Ich denke, wir sollten so vorgehen, dass wir eine ganz kleine Vorbereitungsgruppe haben und dann diese Diskussionen führen. Es ist eine wichtige Geschichte: Wenn es zur Politikverdrossenheit kommt, dann steht am Ende des Tages Demokratieverweigerung - und das ist ganz schlecht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 2.°Zusatzfrage stellt Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich teile die grundsätzlichen Überlegungen zur politischen Bildung und zur Notwendigkeit dieser Maßnahmen und Überlegungen, die jetzt gerade hier diskutiert wurden, und unterstreiche alles, was hier gesagt wurde, voll. Ich möchte aber nicht verhehlen, dass es einer gewissen Pikanterie nicht entbehrt, dass Abg Chorherr Ihnen diese Frage stellt, weil es, wenn ich richtig informiert bin, 23 rot-grüne Projekte gibt, und eines davon ist eines zur politischen Bildung. Es wird also einen Grund haben, warum er diese Frage hier in diesem Saale stellen musste. 

Nun konkret zur Frage: Es ist ja tatsächlich so, dass es eine Reihe von Veranstaltungen an Schulen et cetera gibt und dass das oft auch zu wenig von Politikern wahrgenommen wird. Ich könnte mir hier sehr gut eine Verstärkung vorstellen und würde mir nur eines wünschen - und daher meine Frage, ob Sie das unterstützen: 

Es hat im letzten Schuljahr Tendenzen einer Parteipolitisierung der Schule gegeben, das heißt Veranstaltungen, die markant und auch ausgewiesenermaßen einer Partei allein zugeordnet werden konnten. Es hat dazu Aussendungen in Bezirkszeitungen gegeben, es hat Informationen an Schüler und Eltern gegeben. Wir haben das hier auch kritisiert, weil wir glauben, dass das der falsche Weg ist. 

Werden Sie solche Maßnahmen im Sinne einer falsch verstandenen politischen Bildung abstellen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Naja, das ist auch so eine Sache: Natürlich bekenne ich mich zu diesem Grundsatz und zu diesem Prinzip, das ein Common Sense ist, keine parteipolitischen Veranstaltungen in Schulen zu machen. Das ist schon richtig. Aber Schulen auf der anderen Seite abzuschotten von dem, was zumindest ein Teil des realen Lebens ist - da weiß ich auch nicht ganz genau, ob das wirklich der Weisheit letzter Schluss ist. 

Wenn man die Diskussionen über Einsparungen im Schulbereich, die in den letzten zwei Jahren geführt wurden, beobachtet, dann kann man ja nicht nur davon reden, dass es sich hier um parteipolitische Agitationen und Agitprop handelt, denn man muss da schon auch die Realität sehen und bis zu einem gewissen Grad auch Sensibilität entwickeln für das, was hier an Sorgen der Eltern, Sorgen der Lehrer und Sorgen der Schüler dabei ist. 

Also mit dieser Einschränkung würde ich zustimmen: Ja, ich bekenne mich ungebrochen zu diesem Common Sense, den man hier in der Vergangenheit erzielt hat, aber nicht jede gesellschaftliche Diskussion ist, wenn sie einem nicht passt, schon a priori eine parteipolitische Angelegenheit. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3.°Zusatzfrage: Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ihr Engagement und Ihr Einsatz für derartige Veranstaltungen, wie Sie sie gerade bekannt gegeben haben, ist sehr erfreulich, und solche Veranstaltungen sollten auch durchgeführt werden. Aber gerade die EU-Wahl oder auch die daran anschließende Wahl des Bundespräsidenten haben ja gezeigt, dass es eine geringe Wahlbeteiligung gibt, und man kann nicht sagen: Wenn ich die Schüler jetzt motiviere, zur Wahl zu gehen, erreiche ich bedeutend höhere Wahlbeteiligungen. - Das heißt, es betrifft ja die ganze Bevölkerung, und ich glaube, dass nicht nur die Diskussion in der Schule - die ich für eine der wichtigsten halte, weil sie auch für das Leben etwas mitgibt -, sondern dass auch dann im weiteren Bereich so etwas stattfinden sollte. Wenn man hier auf die Zuschauerränge blickt, sieht man auch, dass das Interesse der Bevölkerung ein verhältnismäßig geringes ist. Es ist jetzt durch das Internet et cetera ein bisschen besser, weil man auch zu Hause die Möglichkeit hat, die Debatten zu verfolgen.

Meine Frage geht aber in eine von Ihnen schon angezogene Richtung. Sie haben gesagt, über die EU wurde bisher diskutiert, weil es auch um die Erweiterung der EU geht. Wenn ich mir jetzt vorstelle, dass dort Vertreter aller Fraktionen sitzen, dann gibt es von der ÖVP eine ziemlich klare Linie, von den GRÜNEN eine ziemlich klare Linie. In der FPÖ gibt es ein einfaches Mitglied, das die klare Parteilinie etwas durchbricht. Die Frage ist jedoch: Wie sieht es in der SPÖ aus? Was werden die Vertreter Ihrer Fraktion hier im Haus vertreten: Ihre Meinung oder die des Hernalser Bezirksobmanns und Klubobmanns Cap?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Was das Letztere betrifft, so lassen Sie das meine Sorge sein, wie man mit Auffassungen, die auf unterschiedlichen Einschätzungen beruhen - die eigentlich auch nicht von einer besonders hohen Praxisrelevanz sind, das sei auch einmal gesagt -, entsprechend umgeht. Meine Meinung ist in der Tat nicht allzu weit entfernt von der Meinung des einfachen Parteimitglieds der FPÖ, nämlich: Beitrittsverhandlungen ja, allerdings mit offenem Ende, weil dieser Automatismus, der mehrfach, unter anderem auch in einem "ZiB"-Interview, angesprochen wurde - wenn man Beitrittsverhandlungen aufnimmt, dann ist damit auch der Beitritt de facto schon vollzogen (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Was bisher schon der Fall war!) - was bisher begründeterweise der Fall gewesen ist, aber aus meiner Sicht trotzdem gerade an diesem Beispiel zu verifizieren ist -, mit Sicherheit zu durchbrechen ist. 

Ich füge aber auch da hinzu - wenn ich die Gelegenheit dazu schon habe -, ohne ausführlich darauf einzugehen, dass meine Priorität zweifelsohne auch in Europa liegt, denn da haben wir, wenn wir vom Friedensprojekt der Europäischen Union ausgehen, auch noch eine ganz Menge zu leisten und schwierige und mitunter seltsame Fragen zu lösen, die momentan noch offen sind, auch in Bereichen der Ökonomie, aber durchaus auch in Bereichen der Staatsverfassung, des Strafrechts und anderer Dinge, die ja auch von der Türkei noch zu lösen sind. Ich denke da insbesondere auch an die Balkanstaaten, die in einem Integrationsprozess Europas sicherlich nicht unter diesem Geschützdonner, der sich jetzt um die Türkeiverhandlungen abspielt, untergehen sollten. Denn bis vor nicht allzu langer Zeit ist von dort eine Kriegsgefahr ausgegangen beziehungsweise hat dort real ein Krieg stattgefunden, und wenn man das Friedensprojekt Europa auf ganz Europa entsprechend auszuweiten hat, dann bin ich schon der Auffassung, dass es auch darum geht, etwa Serbien oder Montenegro oder anderen Perspektiven zu geben, denn was für die Türkei gilt - nicht zuletzt nach den Argumenten des einfachen Parteimitglieds -, gilt für europäische Staaten mit Sicherheit genauso oder vielleicht sogar noch eine Spur mehr, weil sie ja unbestritten zu Europa gehören. - Das sei nur ein Exkurs über meine persönlichen Auffassungen dazu, die sich natürlich - und das tut mir Leid – nicht in einem Halbsatz von den Medien darstellen lassen, weil das eben auch etwas komplexere Zusammenhänge sind.

Die EU-Wahl selbst ist natürlich etwas, was nicht nur junge Leute betrifft. Wenn ich mir im besonderen Ausmaß anschaue, wie sich etwa in einem Land mit einer traditionell sehr hohen Wahlbeteiligung, nämlich in Vorarlberg, diese Wahlbeteiligung zunächst von der Bundespräsidentenwahl dann über die EU-Wahl bis hin zur Landtagswahl entwickelt hat, dann ist das zweifelsohne etwas, wo man in Einzelteilen - insbesondere würde ich den Beleg "Bundespräsidentenwahl" heranziehen - einfach Wahlverweigerung betrieben hat. Da würde ich sagen, das ist über weite Strecken auch eine politische Manifestation! Das ist nicht Gleichgültigkeit, das ist nicht etwas, wo man gesagt hat: Das interessiert mich nicht!, Ich bin verdrossen!, oder sonst irgendetwas, sondern hier ist bewusst auch Wahlverweigerung betrieben worden. Daher sehe ich das natürlich schon auch reichlich differenziert. 

Jawohl, ich bin ganz fest der Überzeugung, dass man mit jungen Leuten, vor allem auch in ihrem unmittelbaren Lebensbereich, Demokratie lernen muss - wir lernen ja auch etwas dabei, es ist ja nicht so, dass wir nur lehren, sondern es ist eine Wechselbeziehung -, dass dies etwas ist, mit dem man Zukunft auch entsprechend gestalten kann. Und sehr viele junge Leute – das ist absolut richtig; dort, wo man das praktisch ausprobiert hat, ist der Beweis dafür auch erbracht – wollen dies auch! Sie wollen das nicht, aber sie wollen natürlich auch entsprechend mitarbeiten, mitgestalten, nicht zuletzt an ihrer eigenen Zukunft.

Darüber hinaus ist es aber natürlich auch wichtig, sich mit dem auseinander zu setzen, was Menschen mittleren Alters oder Ältere dazu bewegt, etwa nicht zur Wahl zu gehen, mit dem Element der Politikverdrossenheit, der Politikerverdrossenheit und Ähnlichem. Vielleicht kommen wir auch wieder einmal auf die Idee, Dinge zu diskutieren, die wir sonst immer erst dann diskutieren, wenn etwas passiert. Ich erinnere mich an die Diskussion nach dem Anschlag auf Helmut Zilk, wo sich alle Politiker geschworen haben, in Zukunft anders miteinander umzugehen. - Na, das hat genau eine Woche gehalten. Ich merke das auch nachdenklich und selbstkritisch an, weil ich auch weiß, dass ich auch nicht einer bin, der jedes einzelne Wort immer auf die Goldwaage legt. Ich sage noch einmal: Ich merke es auch selbstkritisch an. Aber Faktum ist, dass es keine andere Berufsgruppe gibt, die so miteinander umgeht, wie das Politiker tun, und sich viele Leute einfach abgestoßen fühlen von dem, was sie dabei so erleben. 

Über das sollte man vielleicht auch einmal nachdenken, und ich hoffe, man kann das machen, ohne dass es wieder einen solch schrecklichen äußeren Anlass dazu gibt. (Beifall bei der SPÖ sowie des Abg Heinz-Christian Strache.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4.°Zusatzfrage. - Es gibt keine mehr? – Gut.

Dann ist die Fragestunde beendet. Danke, Herr Landeshauptmann.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Im roten Wien – Sicherheit in weiter Ferne" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Strache, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! 

Ich werde versuchen, mir die Schlussworte des Landeshauptmannes zu Herzen zu nehmen, auch angesichts des ernsten Themas. (Abg Godwin Schuster: Probieren wir es aus!)

Ich möchte mit einem Zitat beginnen: „Spazierengehen in Harlem ist heute schon weniger gefährlich, als zu Fuß im dritten Wiener Gemeindebezirk unterwegs zu sein. Das klingt ein wenig übertrieben, andererseits muss man relativierend einwenden: Wenn in Wien schon Höchstrichterinnen überfallen werden? Die Vizepräsidentin des Verfassungsgerichtshofes wurde dort jüngst Opfer eines Raubüberfalls. Ein Zufall wahrscheinlich, der Verbrecher hat sich ja nicht extra erkundigt, wem er da die Handtasche ziehen will. Der Zufall illustriert aber sehr gut, wie es derzeit in der Hauptstadt um Polizei und Kriminalität steht." - Zitatende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieses Zitat stammt aus einer rosaroten Zeitung - Sie kennen sie alle - und trifft doch den Nagel sehr deutlich auf den Kopf. 

Wir als Wiener FPÖ haben vor Jahren einmal, im Jahr 1990 und im Zuge der damaligen Gemeinderatswahl auch einen Slogan kreiert, weil wir damals schon gesagt haben: Die Stadt geht in Richtung Unsicherheit. Wir haben damals gesagt: „Wien darf nicht Chicago werden!" 

Wenn man sich die Entwicklung ansieht, dann muss ich heute sagen: Es haben damals - ich kann mich erinnern - gerade von Seiten der Sozialdemokratie viele Abgeordnete geschrien und gesagt, wir seien Panikmacher und es sei eh alles so schön und eh alles so rund und so sicher in dieser Stadt. Leider Gottes war damals schon die Entwicklung eine negative. Es wurde damals schon in eine falsche Richtung Politik gemacht, und das schlägt natürlich heute noch viel, viel intensiver durch. (Abg Harry Kopietz: Seit Sie in der Regierung sind!)

Aber ich muss auch festhalten, dass wir heute sagen müssten: Wien sollte sicherheitspolitisch Chicago werden! - Die haben nämlich nicht geschlafen (Abg Godwin Schuster: ... Kriminalitätsziffer!), sondern die haben in dieser Stadt vom Jahr 1990 bis heute sicherheitspolitisch wahnsinnig viel gemacht (Abg Heinz Hufnagl: Denen ist das so zu Herzen gegangen, die haben sich so gekränkt, jetzt haben sie alles verbessert! – Ironische Heiterkeit bei Abgeordneten der SPÖ.), und Chicago ist laut einem Bericht, den man gestern auch in den Medien lesen konnte, die sicherste Stadt der Welt, die bestüberwachte Stadt der Welt! (Abg Godwin Schuster: Aber nicht die sicherste! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich muss mich korrigieren: Die bestüberwachte Stadt. Es gibt dort im Verhältnis zur Bevölkerungszahl viel, viel mehr Beamte als in Wien, und es wird viel, viel mehr getan als eben, leider Gottes, in dieser Stadt. Es gibt auch vieles, was man diesbezüglich von London berichten könnte, wo es Pilotversuche mit Gesichts-Screenings und Videoüberwachungskameras gibt (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: "Gesichts-Screenings"! - Ironische Heiterkeit der amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.), oder von New York, wo es eine vernünftige Law and Order-Politik gibt. Da gibt es viele, viele Möglichkeiten, um zu erreichen, dass man sich auch in der Nacht auf die Straße trauen kann. 

Ich stehe auch nicht an, die Hauptverantwortung festzumachen: Keine Frage, das ist der ÖVP-Innen-minister, und das ist auch der Finanzminister! (Abg Godwin Schuster: Mit solidarischer Unterstützung der FPÖ!) Die sind natürlich in die Hauptverantwortung dafür zu nehmen, dass wir heute zu wenige Beamte in dieser Stadt haben. Aber der Prozess – das muss man korrekterweise auch festhalten – ist unter roten Innenministern begonnen und vollzogen worden, und leider Gottes hat der schwarze Innenminister (Abg Heinz Hufnagl: ... die Polizeireform, die jetzt im Gang ist?) keine Gegenstrategie eingeleitet, sondern hat das fortgesetzt, was unter roten Innenministern begonnen worden ist.

Ich stehe auch nicht an, das zu kritisieren - und werde das auch kritisieren -, was auf Bundesregierungsebene hier falsch gemacht wird und Wien schadet. Aber einfach gebetsmühlenartig zu sagen, da gäbe es eine Alleinverantwortung, das ist zu wenig. Die gibt es nämlich nicht! (Abg Godwin Schuster: Eh nicht! Im Ministerrat ist Einstimmigkeit vorgesehen!) Auch die Wiener Landesregierung hat viele, viele Möglichkeiten. Bevor ich darauf zu sprechen komme, möchte ich aber noch ein Thema festmachen, das uns, glaube ich, besonders berühren sollte, nämlich wie man mit den Sicherheitskräften, wie man mit den Exekutivbeamten in dieser Stadt umgeht. (Abg Godwin Schuster: Mit eurer Unterstützung!) Ich erinnere an den Fall Cheibani, welche Vorverurteilungen es da gegeben hat! Während die Polizei tagtäglich ihren Kopf für die Sicherheit unserer Wiener Bevölkerung hinhält, kam es damals von politischer Seite und vor allem auch von sozialdemokratischer Seite zu Fernverurteilungen gegen die Exekutivbeamten. (Abg Godwin Schuster: Wer? Ein einziges Dokument? Ein einziges Dokument?) Das ist das gesellschaftspolitische Sittenbild! - Stärken wir unseren Beamten in der Stadt doch endlich den Rücken im Kampf gegen das Verbrechen! Das erwarte ich und mahne ich ein! (Beifall bei der FPÖ.)
Verunglimpfen wir die Exekutivbeamten nicht als Rassisten, als Extremisten oder Nazis, weil sie gegen Drogendealer vorgehen, weil sie gegen Kriminelle vorgehen, wie das heute oftmals getan wird. (Abg Godwin Schuster: Ein einziges Dokument, bitte!) Das ist einfach auch ein Stimmungsbild. Wenn man die Exekutivbeamten in dieser Frage gesellschaftspolitisch und auch von verantwortlicher politischer Seite in diesem Bereich im Stich lässt, dann nützt es gar nichts, wenn man dann gleichzeitig hergeht und sagt, wir brauchen mehr Beamte - wenn man sie eh nicht unterstützt im Vorgehen gegen das Verbrechen! Da nützt es nichts, wenn man um 1 000, 2 000, 3 000 mehr Beamte in Wien hat, wenn man gleichzeitig sagt – auf Grund einer Weisung vielleicht oder von politischem Druck: Freunde, ihr dürft nicht hinschauen, ihr müsst wegschauen (Abg Godwin Schuster: Wer macht denn das?), wenn es darum geht, dass es in dieser Stadt Drogendealer gibt, die offen mit Drogen dealen können. (Abg Godwin Schuster: Wer macht denn das? – Erinnern Sie sich an die letzten Worte unseres Landeshauptmanns, bitte, wenn Sie so was jetzt sagen!)

In diesem Zusammenhang möchte ich ganz kurz auch auf die GRÜNEN eingehen, die da auch einen Widerspruch in ihren Forderungen haben, denn es gibt grüne Politiker, die sagen, wir sollen jetzt endlich Kriminelle und Verbrecher vorzeitig aus der Haft entlassen. Das stimmt mich schon bedenklich, wenn man so ein sicherheitspolitisches Bild leben oder umsetzen will und Kriminelle und Verbrecher vorzeitig aus der Haft entlassen will, wo wir doch heute erleben, dass die Kriminalitätsraten explodieren und leider Gottes immer mehr Verbrechen stattfinden! - Da ist das nicht der richtige Weg, den die GRÜNEN in dieser Frage hier aufgezeigt oder eingefordert haben.

Natürlich hat Wien - man muss sich da eben die jeweiligen Bereiche anschauen - auch andere Möglichkeiten, initiativ einzugreifen. Wir Freiheitliche haben als erste Stadtpartei zu diesem Thema auch konkrete Vorschläge gemacht. Wir haben gesagt, wir hätten die Möglichkeit, über das Landessicherheitsgesetz ein erprobtes und wirklich perfektes und auch nachvollziehbares Modell, das es im deutschen Raum, nämlich in Bayern, gibt, das Modell der bayerischen Sicherheitswacht, auch auf Wien umzulegen, um diese Stadt sicherer zu machen, um mehr Sicherheitspräsenz auf der Straße zu haben, damit auch präventiv zu wirken und die Bevölkerung auch stärker vor Straßenkriminalität zu schützen. Das hat sich im bayrischen Modell perfekt bewährt. Ob man das "Stadtpolizei" oder "Wiener Sicherheitswacht" nennen will - das ist mir vollkommen gleichgültig, welchen Namen man dem Produkt gibt. Wichtig ist mir, damit vor Augen zu führen, dass Sie die Möglichkeit hätten, vieles zu tun, aber dort, wo Sie die Möglichkeit hätten, nichts tun. 

Das kann man noch weiter ausdehnen in jenen Bereich, wo heute Asylanten auf einem Flughafen ankommen und durch eine Politik, für die die Verantwortung bei Ihnen festzumachen ist, gleichzeitig am Strich landen und dort heute am Strich tätig sind. Die Wienerinnen und Wiener aber werden von dieser Politik im Stich gelassen, denn sie müssen heute demonstrieren gehen, weil sie bedroht werden, weil sie auf der Straße angesprochen werden, weil es im 15. Bezirk oder draußen in dem Bereich über der Mariahilfer Straße Zustände gibt, wo die Bürger sich einfach nicht mehr zu helfen wissen und sagen: Bitte, Wiener Stadtpolitiker, helft uns endlich, damit wir auf der Straße nicht permanent angepöbelt werden und damit wir nicht permanent die Drogensituation auf unserer Straße erleben müssen! Macht doch etwas! - Aber wenn man dann in der Bezirksvertretung oder sonst wo Anträge stellt, dann sind die roten Politiker leider Gottes jene Politiker, die solche Anträge, dass man dem Straßenstrich entgegentritt, ablehnen. 

Ähnlich ist es auch im Bereich des Bettlerunwesens, wo Sie sich bis heute gegen alle Initiativen von freiheitlicher Seite, die die Fassung von Beschlüssen gegen das Bettlerunwesen zum Ziel hatten - etwa durch die Einrichtung von Bettelverbotszonen und endlich auch durch die Schaffung eines Gesetzes mit Zähnen, durch das die Exekutive auch eine Handhabe hat, um dagegen vorzugehen -, immer gesträubt haben. Das muss man einfach festmachen: Dort, wo Sie etwas tun könnten, tun Sie nichts! Aber gleichzeitig kommt dann der Bürgermeister - und das ist ja fast schon skurril und liebenswürdig - und sagt: Wir wollen die Sicherheit für Wien übernehmen! - Aber dort, wo wir die Möglichkeit hätten, es besser zu machen, machen wir nichts. Das ist dann skurril. Obwohl die Idee einiges für sich hat und ich dieser Idee einiges abgewinnen kann. Ich wäre froh, wenn Wien hergehen und sagen würde: Wir sind bereit, Mittel in die Hand zu nehmen und tausend Exekutivbeamte zu finanzieren, die wir in die Ausbildung stecken, die aber dann zweckgebunden nur in Wien tätig sein dürfen! - Das wäre ein konkreter Beitrag, der die Bevölkerung freuen würde, weil damit ein produktiver Beitrag zur Sicherheit geleistet werden würde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es gibt viele Möglichkeiten, tätig zu werden, und ich muss aus meiner Sicht hier Folgendes festhalten: Ich wünsche mir für Wien eine Sicherheitspolitik, die in Richtung einer vollen Unterstützung der Exekutivbeamten geht, wo man hinter ihnen steht im Einsatz gegen Kriminelle und Verbrecher - und sie nicht aburteilt, ihnen nicht mit Disziplinarverfahren droht, weil sie in Wirklichkeit ihrem Job nachgehen -, eine Sicherheitspolitik, bei der es null Toleranz gegen Verbrechen gibt, so wie das in New York der ehemalige Bürgermeister Giuliani gehandhabt hat, massive Polizeipräsenz auf der Straße und ein restriktives Vorgehen. Der Bürger hat ein Recht auf Sicherheit, und ich denke, wir sollten auch endlich verstärkt darüber nachdenken, die Sicherheitswacht oder Wiener Stadtpolizei hier zu initiieren, damit wir in der U-Bahn und in öffentlichen Verkehrsmitteln ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ihre Redezeit ist schon zu Ende! 

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): ... endlich mehr Sicherheit schaffen, dort, wo offen mit Drogen gedealt wird, damit wir es schaffen, vielleicht auch mit einer berittenen Polizei auf der Donauinsel mehr Sicherheit zu schaffen und in den Grünbereichen eine Präsenz zu schaffen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann zum Schluss?

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Ich komme zum Schluss, aber diese 20 Sekunden werden Sie mir doch gönnen und nicht zu "christlich" sein. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) - Ich glaube, da gibt es viel, viel Handlungsbedarf, und da wollen wir auch den Landeshauptmann nicht aus seiner Ziehung entlassen. Wenn er jetzt - und damit komme ich wirklich zum Schlusssatz - bei den Finanzausgleichsverhandlungen nicht genügend politisches Gewicht auf das Parkett bringt, um etwas durchzusetzen, und das, obwohl er mit der Macht einer absoluten roten Mehrheit auf Seiten Wiens ausgestattet ist - was soll sich dann in Zukunft ändern, wenn er es jetzt nicht schafft? - Das wollte ich anmerken. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

Es lohnt in der Tat, die Gelegenheit zu nutzen, einen Blick auf die Sicherheitssituation der Bundeshauptstadt zu werfen. Immerhin ist das ja auch ein Thema, das die Bevölkerung sehr stark beschäftigt. Ich möchte in diesem Zusammenhang eine IMAS-Umfrage zitieren, die kaum ein Jahr alt ist. Damals war die Frage: Was sind die drei wesentlichen Probleme, die die Wiener Bevölkerung beschäftigen? - Auf Platz 3 landete der Irak-Krieg, auf Platz 2 landeten die Pensionsreform und die steigende Arbeitslosigkeit und auf Platz 1 der Kriminalitätsanstieg. - Also so viel dazu. 

Was das jetzt mit dem roten Wien zu tun hat, das verstehe ich, wenn ich ehrlich bin, nicht ganz. (Abg Heinz-Christian Strache: Haben Sie nicht zugehört?) Das kann ich nicht nachvollziehen. Ich bin ganz sicher nicht diejenige, die von hier aus irgendwelche Brandreden für das rote Wien halten wird - ich glaube, das wird niemand ernsthaft von mir erwarten -, aber: Wo es irgendetwas mit unserem Kompetenzbereich zu tun hat - schön und gut; dort aber, wo Wien wirklich gar nichts, aber rein gar nichts dafür kann, sondern die Stadt letztlich bloß Leidtragende dieser Situation ist, da finde ich es ein bisschen abstrus, darüber so zu debattieren, als ob Wien an dieser Misere irgendwie etwas zu verantworten hätte. (Beifall bei Abgeordneten der SPÖ.)

Lassen Sie uns nichtsdestotrotz kurz die Fakten anschauen. Ich habe mir die Daten aus dem Jahr 2003 ausgehoben. Diese sind insofern bezeichnend, weil im Jahr 2004 der Trend ja ungebrochen geblieben ist; es gab eine leichte Entspannung, aber keine wesentlichen Verbesserungen. 

Im Jahr 2003 hat es in Österreich ein Plus von 12,7 Prozent bei Strafdelikten gegeben, gleichzeitig ein Sinken der Aufklärungsquote auf 39,7 Prozent (Abg Heinz-Christian Strache: In Wien 37!) - zum Vergleich: 1999, also vor der blau-schwarzen Bundesregierung, lag sie noch bei 51,4 Prozent; das ist aber stolz! (Abg Heinz-Christian Strache: In Wien 37 Prozent! Sogar 2 Prozent weniger!) Eben, das wollte ich Ihnen gerade sagen - und in Wien auf 27,4 Prozent, übrigens bei einem Anstieg von 25,9 Prozent. Ich habe da andere Daten, ich kann sie Ihnen gerne auch zur Verfügung stellen.

Was hat es aber seit 1999 gegeben? - Es lohnt sich, in diesem Zusammenhang nicht nur das Jahr 2003, sondern auch ein bisschen die Geschichte, die Historie anzuschauen. Es hat Planposteneinsparungen gegeben - eine Bundesentscheidung -, es hat Pensionierungen gegeben - eine Bundesentscheidung -, es hat einen historischen Tiefstand beim Personalstand der Wiener Polizei gegeben, es hat eine Kriminalpolizeireform gegeben, die total daneben gegangen ist, die heiß umkämpft ist und kritisiert wird, wobei die Kritik ja immer noch besteht. Und es hat einen massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit gegeben, einen Sozialabbau und auch eine damit einhergehende Verunsicherung der Bevölkerung. Und das, Herr Strache, müssen auch Sie mit bedenken (Abg Heinz-Christian Strache: Das sage ich ja!), denn klarerweise ist der Verlust des Vertrauens in den Rechtsstaat (Abg Heinz-Christian Strache: Da gebe ich Ihnen Recht!) und auch der Verlust von Perspektiven, wenn man so möchte, etwas, was mit dem Anstieg von Kriminalität sehr wohl auch etwas zu tun hat. 

Es nützt übrigens überhaupt nichts, die ganze Zeit von diesen Ostbandenwellen zu sprechen. Ein Blick in die Statistik zeigt nämlich, dass der Anteil von Tätern aus dem Ausland lediglich um 1,4 Prozent gestiegen ist. (Abg Heinz-Christian Strache: Weil er jetzt schon so hoch ist! Weil er immer schon so hoch war!) Er war immer schon da. Eine Bundeshauptstadt hat immer - immer! - zu kämpfen mit solchen Phänomenen. (Abg Heinz-Christian Strache: 60 Prozent der Häftlinge ...!) 

Nichtsdestotrotz, ich versuche Ihnen nur zu sagen: Das Problem, das wir hier in Wien haben, ist hausgemacht! (StR Johann Herzog: Es kommt auf die Delikte an!) Und spätestens da ist der Moment erreicht, wo man in der Politik schon irgendwie sagen muss: Oops!, und dann muss man nachdenken (Abg Heinz-Christian Strache: 60 Prozent! Schauen Sie sich einmal die Statistiken der Haftanstalten an! Die Statistiken der Haftanstalten, die sind interessant!): Wo kommt es her? Und was kann man tun? 

Es gäbe eine Reihe von Dingen, die man tun könnte. Einmal unabhängig davon, dass ich der Ansicht bin, dass eine gute Sozialpolitik, soziale Sicherheit und auch eine gute Politik gegen Arbeitslosigkeit wahrscheinlich eine der besten Investitionen in unsere Zukunft, in eine sichere Zukunft für Österreich und für Wien sind (Beifall bei den GRÜNEN.), gibt es auch ein paar technische Details. Ja, das ist bereits hinlänglich diskutiert worden: Die Personaldecke in Wien ist dünn. Sie haben hier aus dem "Standard" zitiert. Ich darf hier auch aus der "Krone" zitieren (Abg Kurth-Bodo Blind: Das ist ein "wissenschaftliches" ...!) - ich komme damit auch gleich zum Schluss -, wo ein Polizist selbst ganz einfach beschreibt, wie unfassbar unangenehm es ist, allein auf Streife gehen zu müssen, ohne ausreichende Ausrüstung, und wie es diesen Menschen geht, die tagtäglich da draußen vielleicht einen Raufhandel beseitigen müssen und ganz alleine damit zu Rande kommen müssen. (Abg Heinz-Christian Strache: Aber wie es denen geht, wenn sie von Ihnen hören, dass Sie die Verbrecher, die sie dingfest machen, wieder frei lassen wollen? Da geht es den Beamten auch ganz schlecht!) 

Aber, sehr geehrter Herr Strache und sehr geehrte Damen und Herren, die Lösung ist weder der Verlust der Privatsphäre durch Kameras, die Lösung sind keine Stadt-Sheriffs, die Lösung ist nicht die Privatisierung der Sicherheitsfrage. (Abg Heinz-Christian Strache: Freilassung der Kriminellen, das ist die Lösung!) Die Lösung liegt (Abg Heinz-Christian Strache: In der Freilassung der Verbrecher wahrscheinlich!) in einer anderen, besseren Sozial- und Sicherheitspolitik für Österreich. (Abg Heinz-Christian Strache: Ach so!) Und die Lösung liegt auch darin, dass der Bund endlich einmal die fehlenden Beamten - oder noch besser gesagt: BeamtInnen, denn der Frauenanteil ist ja übrigens nach wie vor erbärmlich gering - nach Wien schickt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Harry Kopietz: Die Lösung trifft eine andere Regierung!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Die FPÖ stellt die These in den Raum: "Im roten Wien – Sicherheit in weiter Ferne". - Diese These kann ich so nicht mittragen, aber ich möchte dem die These entgegenstellen: Wir brauchen mehr Sicherheit in Wien. (Abg Günther Barnet: Wo sind denn die versprochenen Zollwacheorgane in ... Wien?) Und für mehr Sicherheit in Wien müssen zwei ihren Beitrag leisten, nämlich der Bund und die Stadt Wien. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir in dieser entscheidenden Frage wieder zu einem überparteilichen Konsens finden könnten, wie das ja vor einigen Jahren eigentlich regelmäßig der Fall war, und wenn wir der Polemik bei diesem Thema möglichst wenig Platz einräumen würden. 

Die Zahlen, die wir kennen, sind arg genug. Die strafbaren Handlungen in Wien, mit denen wir konfrontiert sind, sind schlimm genug. Es ist wirklich an der Zeit, dass Bund und Land gemeinsam alle Anstrengungen unternehmen, um diese Stadt sicherer zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben ein relativ erfreuliches Ergebnis in Wien, was die Aufklärungsquote betrifft. Wir sind das beste Bundesland bei der Entwicklung der Aufklärungsquote in ganz Österreich. Vergleicht man die Aufklärungen über etwas längere Zeiträume, nämlich von Jänner bis August dieses Jahres mit Jänner bis August vergangenen Jahres, dann kann man feststellen, dass, obwohl es einen Kriminalitätsanstieg gibt, auch die Aufklärungsquote - und nicht nur die absoluten Zahlen der aufgeklärten strafbaren Handlungen - in die Höhe gegangen ist. Wir haben einen Anstieg bei der Aufklärungsquote von 3,2 Prozent. Das ist auch den Reformen in Wien, der Kriminalreform in Wien zu verdanken, dass die Wiener Polizei unglaublich gute Arbeit leistet, dass es im Drogenbereich unglaubliche Erfolge gibt – 2 300 Fest-nahmen von Drogendealern, 900 000 EUR beschlagnahmtes Drogengeld -, dass auch die Vermögenskriminalität bekämpft wird wie nie zuvor. 

Das alles ist uns natürlich noch zu wenig. Es wird im nächsten Jahr in Österreich mehr Beamte geben. Das Innenministerium wird als einziges Ministerium über 100 Millionen EUR mehr zur Verbrechensbekämpfung zur Verfügung haben. 

Aber - und jetzt komme ich eigentlich zum Kernpunkt, und darüber habe ich bis jetzt noch relativ wenig gehört: Auch Wien hat Gelegenheiten, diese Stadt sicherer zu machen, und da sollte man sich etwas überlegen. Für diejenigen, die es auf Seiten der Sozialdemokratie nicht ganz glauben wollen: Lesen Sie bitte den Artikel 118 Abs 3 Ziffer 3 der Bundesverfassung. Dort steht drinnen, dass die örtliche Sicherheitspolizei Angelegenheit der Gemeinde ist. 

Wir müssen daher sehr gut nachdenken über die Frage, was denn die Gemeinde in Gemeindekompetenz beitragen kann, um Wien zu einer sichereren Stadt zu machen, und wir müssen hier mehr machen als bisher. 

Da muss man sich im Bereich der kommunalen Kriminalprävention mehr überlegen, als das bisher der Fall war. Dazu gibt es Studien und Unterlagen und beste Beispiele aus anderen Ländern, mit denen man sich eingehend auseinander setzen sollte. Das beginnt beim Vollzug der ortspolizeilichen Verordnungen, es beginnt bei der Verunreinigung im öffentlichen Raum, weil kriminalitätssoziologisch erwiesen ist, dass verwahrloste und verschmutzte Stadtteile viel kriminalitätsgefährdeter sind als andere. Da geht es um tote Auslagen, um zerbrochene Scheiben, auch um Graffiti, um deren Beseitigung man sich zu wenig kümmert. Da geht es auch, aber nicht nur, um Videoüberwachung, dort wo es sinnvoll ist. Rapid ist ein gutes Beispiel. Da gibt es weniger Ausschreitungen, seitdem man in den Fansektoren Kameras installiert hat. Es gibt auch andere Städte: Salzburg zum Beispiel, Herr Kollege, wo der Rudolfskai überwacht wird und wo man sehr gute Erfahrungen hat. Und reden Sie mit Ihrem eigenen Landesparteiobmann: Sogar Bgm Häupl hat am 28.3.2004 gesagt, dass er eine Videoüberwachung in U-Bahn-Garnituren und in U-Bahn-Stationen als sinnvoll ansieht. 

Ausschließlich die Gemeinde ist zuständig, was die Bettelei betrifft. Auch da wird man sich etwas überlegen müssen. Ausschließlich zuständig ist die Stadt Wien, was die Prostitution betrifft. Auch hier wird man sich überlegen müssen, ob man nicht ein Bordellgesetz beschließen will. Verantwortlich ist die Politik dort, wo es um das Thematisieren des Themas geht, wo es um das Hinsehen geht und wo es um die Verantwortung geht. 

Wir könnten einen Stadtrat für Ordnung und Sicherheit ins Leben rufen - das gibt es in Deutschland in allen größeren Städten. Der Bürger würde eine politische und administrative Ansprechstelle brauchen. Und wir würden natürlich eine Stadtpolizei brauchen, denn sogar die SPÖ weiß, dass die Aufsicht der Donauinsel in ihre Kompetenz fällt, die der Stadt, und sie hat dort einen privaten Wachdienst beauftragt, obwohl ich Privatisierungsvorschläge da eher weniger höre, noch dazu in einem so sensiblen Bereich wie der Sicherheit. Dort könnte die Stadtpolizei agieren, und sogar der Bürgermeister dürfte ein bisschen ein schlechtes Gewissen haben, dass er hier seine Kompetenzen nicht wirklich ausfüllt, denn sonst hätte er nicht den skurrilen Vorschlag gemacht, die Bundespolizei übernehmen zu wollen. Guter Vorschlag ist das trotzdem keiner, denn mit einer Kommunalisierung der Kriminalitätsbekämpfung ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann bitte zum Schluss?

Abg Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): ... - ja - werden wir nicht weiterkommen. Dazu kommt, dass das, wie die "Kronen Zeitung" berechnet hat, 214 Millionen EUR kosten würde und man die Strafgelder um das Dreißigfache erhöhen müsste. 

Mir bleibt sohin nur noch, die Mehrheitsfraktion beziehungsweise den Bürgermeister in dieser Stadt aufzurufen: Schaffen Sie mehr Sicherheit in dieser Stadt, indem Sie für mehr Sicherheit in den Bereichen sorgen, für die Sie jetzt schon zuständig sind! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Schuster. Ich erteile es ihm. 

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir sprechen heute über ein Thema, das für mich eines der wichtigsten für die Wiener Bevölkerung ist, und zwar deshalb, weil die Wiener Bevölkerung - egal, welcher Gesellschaftsschicht innerhalb der Bevölkerung die Menschen angehören - in den letzten Jahren sehr, sehr stark belastet wurde. Daher möchte ich versuchen, hier nicht herumzuschieben, so wie es mein Vorredner soeben gemacht hat nach dem Motto: Wenn es die einen nicht können, dann sollen es halt die anderen zahlen und auf einer anderen Rechtsstruktur auch organisieren!, sondern ich möchte versuchen, in den mir zur Verfügung stehenden 5°Minuten hier einige Fakten auf den Tisch zu legen, die es vielleicht ermöglichen, die Ernsthaftigkeit, in der wir uns befinden, zu sehen.

Wenn die FPÖ diese Aktuelle Stunde beantragt, dann kommt mir das so vor wie: Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts (Abg Heinz-Christian Strache: Jetzt zitieren Sie mich von gestern, nicht wahr?); eigentlich habe ich mit der ganzen Situation gar nichts zu tun und vergesse all das, was der FPÖ seit ihrem Eintritt in die Bundesregierung alles passiert ist! - Ich möchte hier nur einige Schlagworte nennen, denn mehr ist nicht möglich: 

Zuerst wurde ein riesiger Druck ausgeübt auf die im Sicherheitsbereich agierenden Menschen insgesamt. (Abg Heinz-Christian Strache: Haben wir den Innenminister? Stellen wir einen freiheitlichen Innenminister?) - Dazu komme ich schon noch. - Dann folgte ein rasantes Auswechseln von wirklichen Experten, zuerst im Innenministerium, dann in der Polizeidirektion, dann in den Bezirken; dann eine Strukturänderung (Abg Heinz-Christian Strache: Was hat das mit uns zu tun?) - ich komme schon dazu; wiederum ein Auswechseln der Experten in der Region; die verstärkte Personalreduktion, die seit diesem Zeitpunkt ständig stattgefunden hat - österreichweit wurden über 3 000 Menschen im Sicherheitsbereich eliminiert; von den vielen nicht nachbesetzten freien Dienstposten rede ich erst gar nicht.

Und dann kommt noch etwas dazu: Dass man weiterhin das Steigen der Kriminalität total missachtet hat. Und Sie sagen, Herr Kollege Strache: Was hat das mit uns zu tun? – Ich kann mir nicht vorstellen, dass ein Stellenplan auf Bundesebene beschlossen wird ohne FPÖ. Ich kann mir nicht vorstellen, dass wir vergessen, dass die Vizekanzlerin Riess-Prasser ein FPÖ-Mitglied war (Abg Heinz-Christian Strache: Riess-Passer!) und dass wir das auch hier und heute vergessen. Im Verband mit dem Herrn Strasser hat die Frau Riess-Prasser ständig diese Aktivitäten gemacht (Abg Heinz Christian Strache: Vielleicht Riess-Strasser! – Abg Günther Barnet: Ein schönes Farbenspiel!), und einzelne von den hier Anwesenden können sich erinnern, wie sehr ich damals versucht habe, den Einspruch der FPÖ gegen all dieses erreichen zu wollen. Manches ist probiert worden, nichts ist erreicht worden. Daher sage ich: Mein Name ist Hase, und ich weiß von nichts. (Abg Heinz-Christian Strache: Das sage ich immer zum Herrn Bürgermeister!)
Ähnlich wie die Frau Vassilakou sage ich auch immer hier, was du in der Analyse, wie Kriminalität entsteht, gesagt hast. Da teilen uns nicht zwei Sekunden, sondern ich unterstreiche das Ganze, weil es ein vielschichtiges Problem ist. Aber ich sage Ihnen dazu, ich habe mir, damit es auch sehr seriös ist und nicht nur diese Jahre von 2000 bis jetzt beleuchtet, Halbjahresstatistiken der Kriminalitätsentwicklung der letzten 10 Jahre angeschaut. (Abg Heinz-Christian Strache: Beim Personalabbau sollten Sie anfangen! 1994 hat das angefangen! Über 500!) Dazu komme ich dann schon. Damals hatten wir in Wien in diesem ersten halben Jahr 1994 insgesamt 85 900 bekannt gewordene Fälle. Wir haben heute 
m selben Zeitrahmen, also in einem halben Jahr, 123 872 Fälle, die bekannt geworden sind. (Abg Heinz-Christian Strache: Und worauf führen Sie die Steigerung zurück? Auf die Osterweiterung?) 44 Prozent Steigerung in diesem Jahr! Und ich möchte es auch deshalb sa-
gen, weil der Kollege Gerstl nach mir spricht: Auf 
der Schmelz: 113,19 Prozent Steigerung, in Penzing: 53,38 Prozent Steigerung. 

Bei den aufgeklärten Fällen gibt es – das muss man auch sagen – manche Bezirke, die sehr, sehr positiv liegen, und da gibt es manche Bezirke, wo es überhaupt nicht funktioniert. Und wenn man sich das dann im Detail anschaut – die Zeit habe ich jetzt nicht –, wird man draufkommen, dass all das, was wir bei der Umstrukturierung kritisiert haben, sich heute auch negativ auswirkt. (Abg Heinz-Christian Strache: Wegen der Osterweiterung, der Sie zugestimmt haben!) 

Wir hatten 1989, als die Grenzen sich etwas geöffnet hatten, eine Kriminalitätssteigerung, und konnten feststellen, dass seit dieser Zeit ständig ein Rückgang in der Kriminalitätsentwicklung und ein Steigen in der Aufklärung festgestellt wurde. Seit dem Jahr 2000, seit ihr die Verantwortung auf Bundesebene als Parteien tragt, ist die Tendenz genau gegenläufig. Ist das ein Zufall?

Gleichzeitig muss ich darauf hinweisen – und ich wurde gescholten in der Öffentlichkeit wegen dieser Ziffern –, dass wir im Moment in den Bezirken einen Minusstand von 786 Menschen haben. Vor zwei Monaten war das, sage ich bewusst dazu, weil ich hier nicht mehr so unvorsichtig bin. Die leitenden Mitarbeiter in der Polizeidirektion sagen mir nämlich, das erhöht sich rasant, und wir sind nahezu bei 1 000 Personen.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte, die Redezeit ist zu Ende.

Abg Godwin Schuster (fortsetzend): Frau Präsidentin, eine Kurzbemerkung noch.

Wenn wir uns nur die beiden Bezirke anschauen, in denen der Herr Gerstl auch politische Verantwortung trägt, müssen wir feststellen, dass dort auf einer Fläche von 110 Hektar 150 000 Menschen wohnhaft sind. Wissen Sie, wie viele Mitarbeiter in der Nacht dort Dienst für die Bevölkerung verrichten? Im Übrigen danke ich den Polizisten sehr für dieses Engagement. Es sind 25 Per-sonen, die Straßendienst versehen können, und einige wenige, die dann in der Struktur tätig sind, Wachzimmer besetzen, nämlich selbst dort anwesend sein müssen, die also nicht hinaus können. 

Es ist ein Skandal, was man dieser Bevölkerung zumutet! Trotz dieses rasanten Ansteigens der Kriminalität wird weiter reduziert und reduziert bei den Mitarbeitern, und sie werden mit Aufgaben überlastet.

Wien hat viel, viel geleistet. Leider reicht die Zeit nicht, aber Aussendungen, die von uns gekommen sind, bestätigen ja das alles. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin ja froh, dass die Diskussion zumindest von diesem Pult aus eher ruhig und zivilisiert geführt wird. Die härteren Sager sind eher aus der Bank herausgekommen zwischendurch, wo dann wieder die alten Reflexe waren bezüglich Häftlingszahlen, Ausländern und so weiter, also das, was man bekannterweise von den Freiheitlichen hört in diesem Bereich. Das haben Sie sich aufgespart für die Zwischenrufe. Es steckt also drinnen, aber wenn man heraußen ist, kann man sich offensichtlich zwischendurch zusammenreißen. Das ist schon einmal sehr erfreulich.

Es ist sehr schade, dass wir in Bezug auf Sicherheit fast alle mittlerweile offensichtlich nur noch an Kriminalität denken und nicht an so etwas wie soziale Sicherheit und Verunsicherung der Bevölkerung, denn die Leute haben nicht ausschließlich das Problem, ob jetzt eventuell ein Handy gestohlen wird, sondern der Sicherheitsbegriff umfasst schon ein bisschen mehr. Ein Sicherheitsbegriff wird auch einen Arbeitsplatz beinhalten, ein ökonomisches Auskommen, eine Ausbildung und so weiter und so fort. 

Die Verunsicherung in der Gesellschaft kann man entweder angehen, indem man in diesen Bereichen aktiv wird oder aber versucht, etwas ganz anderes zu zeigen und ein Drama daraus zu machen, dass die Kriminalitätsstatistik höhere Zahlen zeigt, aber man muss sich schon anschauen, in welchen Bereichen. Zum Beispiel im Bereich Wirtschaftskriminalität – da nützen aber diese Konzepte, die hauptsächlich von den Freiheitlichen kommen, genau gar nichts – und im Bereich Raub. Stimmt. 

Man könnte zusammen Lösungen suchen, man kann aber auch Feindbilder schaffen und Angst schüren. Das ist immer das Gleiche: Man erzeugt zuerst Angst und dann Hass und dann Gewalt. Das ist ein System, von dem ich behaupten würde, dass ich glaube, dass die Freiheitliche Partei null Interesse daran hat, dass die Sicherheit tatsächlich besser wird. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: So, das glauben Sie?) Das ist genau das Programm, mit dem Sie versuchen, in der Stadt zu punkten. Sie freuen sich richtig darüber, denn Sie reden den Leuten ein, dass es unsicher ist. 

Und so kann man natürlich auch arbeiten: Sich nicht hinsetzen und ein Konzept entwickeln. Statt sich zu fragen, was können wir gegen einen zerbröckelnden Wohlfahrtsstaat machen, statt zu sagen, die Leute fühlen sich nicht wohl, sagt man als Antwort: Gesichts-Screening und Videoüberwachung. Aber manche Leute fühlen sich nicht wohler, wenn sie videoüberwacht werden. Ich kenne schon, was da immer kommt: Wenn man nichts angestellt hat, dann macht es einem nichts aus. Nun, wenn es einem nichts ausmacht, könnte man ja jeden von Ihnen zu Hause auch filmen mit einer Videokamera. Spätestens dann wird jeder von Privatsphäre reden. Das gilt aber auch zum Teil im öffentlichen Raum.

Herr Ulm – kein Wunder, dass man den Rechtsausleger herausgeschickt hat bei der ÖVP zu diesem Thema – feiert hier – das ist auch ein Drama, das wir momentan haben –, wie viel nicht bei der Drogenrate passiert ist, wie viel Aufklärung bei den Drogendelikten war. Das ist ein nächstes Problem. Es geht hauptsächlich darum, ein Medienspektakel zu veranstalten, denn wenn er sich die Zahlen genau anschaut, dürfte er selber auch nicht zufrieden sein. Es nützt nichts, wenn man 1 900 Street-runner – so heißen die Vertreiber von kleinen Mengen von Cannabis und anderen Produkten – einfängt und das groß feiern lässt, weil man ein Plus von 162 Prozent hat in dem Bereich, wenn man gleichzeitig bei der schweren Kriminalität, bei den großen Drogenbossen, beim Heroinhandel et cetera ein Minus von 13 Prozent hat. Das ist aber wurscht, denn so wird die Arbeit der Kriminalabteilungen organisiert, dass man sagt: Wir brauchen etwas für die Medien, wir brauchen ein Spektakel da draußen. – Und das war's auch schon.

Seit Jahren wird jetzt nicht mehr darauf geschaut, dass man tatsächlich für die Bevölkerung mehr Sicherheit ausstrahlt. Da könnte man ja selber auch etwas dazu tun und nicht nur davon reden.

Ich möchte ein Beispiel auch zu den Häftlingszahlen bringen. Der Herr Strache hat die Häftlingszahlen erwähnt. Das ist genau das gleiche Unding, muss man fast sagen, wie beim Herrn Ulm. Häftlingszahlen alleine sagen natürlich überhaupt nichts aus. Höhere Häftlingszahlen heißen noch nicht, dass das Land sicherer geworden ist. Und das wollen Sie uns suggerieren. 

Dann passiert Folgendes: Im Zuge der Ostautobahnüberprüfung werden alle möglichen Leute aufgehalten, dann werden Rumänen, die in einem Auto sitzen, festgenommen, weil sie Bargeld dabei haben, weil sie ein Handy besitzen. (Abg Mag Heidemarie Unterreiner: Ach, es gibt überhaupt keine kriminellen Rumänen?) Eine ganze Serie davon muss anschließend wieder freigelassen werden, aber weil sie zwischendurch inhaftiert sind, sind natürlich die Häftlingszahlen höher. 
Das ist Nonsens. Sie versuchen, Zahlen zu produzieren, damit Sie nachher ein Medienspektakel machen können, erstens wie erfolgreich Sie arbeiten, was nicht stimmt.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Und zweitens versuchen Sie damit, den Leuten einzureden, dass das Leben gefährlicher ist, als es wirklich ist. 

In Wien kann man schon etwas verbessern, so ist es auch wieder nicht, aber so zu tun, als ob Wien die gefährlichste Stadt Mitteleuropas oder Europas überhaupt wäre – oder vielleicht noch mehr, denn jetzt sind wir anscheinend schon gefährlicher dran als die Amerikaner und Amerikanerinnen, als die US-BürgerInnen –, das ist Nonsens. Ich weiß das Konzept dahinter nicht. Das kann nur jemand sagen, der aus der Stadt noch nie hinausgekommen ist.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte zum Ende zu kommen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Der Ulm hat drei Minuten länger geredet!)

StR David Ellensohn (fortsetzend): Das traue ich einigen von Ihnen schon zu. 

Ich glaube, wir brauchen eher Vorschläge, die sich damit beschäftigen: Wieso dürfen AsylwerberInnen nicht arbeiten? Was ist mit der steigenden Jugendarbeitslosigkeit? – Ich habe leider da keine Uhr mitrennen gehabt, also noch 30 Sekunden, bitte.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Gewalt, das wäre ein Thema. Aber Gewalt ist in der Familie. Ich nehme jetzt eine Zahl: Alle weiblichen Mordopfer des vergangenen Jahres wurden von Partnern oder männlichen Familienangehörigen ermordet. Da nützt Ihnen die Polizei auf der Straße nichts. Da muss man überlegen, wie man mit dieser Gewalt umgeht. 

Für Sie gibt es kein einziges Problem außer – unter der Bank hört man es ja – Drogen, Ausländer, fertig. (Abg Günther Barnet: Ihre Redezeit ist längst um!) Das ist es nicht! Überlegen Sie sich, ob Sie daran teilnehmen wollen, die Sicherheit in der Stadt zu steigern, oder ob Sie nur Interesse daran haben, medial damit zu punkten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! 

Als ich letzte Woche die Gelegenheit gehabt habe, gemeinsam mit dem VBgm Rieder, den Vorstandsdirektoren der WIENER LINIEN, dem Bezirksvorsteher von Floridsdorf die Straßenbahngarnituren für Genf aus dem Firmenwerk Bombardier abzunehmen, war es eine Selbstverständlichkeit, dass die Leistung der österreichischen und Wiener Mitarbeiter in dieser Firma für die Sicherheit dieser Straßenbahngarnituren, die in allen einzelnen Waggons mit acht Kameras überwacht sind, von Wien besonders hervorgehoben wurde. (Beifall bei der ÖVP.)
Bemerkenswert dabei ist nur, dass die Wiener Stadtregierung für den Wiener Bereich bisher keine einzige Straßenbahngarnitur mit dieser Videoüberwachung bestellt hat. Und das ist beschämend für Wien. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Weil es keine Polizisten gibt, die dann beim Bildschirm sitzen!) Weil Sie, Herr Kollege Kopietz, bei den Wiener Stadtwerken veranlasst haben, dass bei der Videoüberwachung nicht mehr alle Leute in den Kojen sitzen, sondern die auf Rundgang gehen müssen, sodass es immer mehr Leute gibt, die in den U-Bahn-Stationen überfallen werden. Das wird von niemandem kontrolliert, und dafür sind Sie verantwortlich von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Das ist so ein Unsinn, was Sie da erzählen!)
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Schuster! Ihrem Herrn Bürgermeister möchte ich gerne ins Stammbuch schreiben, dass er einmal die Verfassung lernen soll. Denn wenn er die Verfassung gelesen hätte, dann hätte er die Möglichkeit schon längst nutzen können, einen Gemeindewachkörper einzurichten und verstärkt für die Sicherheit in Wien zu sorgen, und er müsste keine Angebote an den Bund machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit komme ich sofort zur Klubobfrau aus dem Grünen Klub. Das ist der Punkt, was das mit dem roten Wien zu tun hat, wenn sie es bis heute nicht weiß, wo man Sicherheit selber wahrnehmen kann, wo man sich um die Sicherheit der Bürger vor Ort kümmern kann und wirklich Maßnahmen setzen kann zum Schutze der Bevölkerung in öffentlichen Verkehrsmitteln, auf den Straßen und im gesamten Bereich des öffentlichen Netzes hier in Wien. Das ist ganz alleine die Verantwortung der Stadt Wien und was sie dazu beträgt.

Meine Damen und Herren! In Hamburg, in Berlin, in Bremen, in Köln, überall sind solche Überwachungskameras bereits gang und gäbe, also nicht nur in CDU-regierten Städten, sondern auch von SPD-regierten Städten. Erst vor zwei Wochen hat in Berlin die SPD-Führung das als besonderen Erfolg gefeiert. Es wäre schön, wenn Sie sich dem einmal anschließen könnten und auch hier für die Bevölkerung in Wien eine solche Videoüberwachung installieren würden. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Wissen Sie, wie viele Kameras da notwendig wären?)
Und noch an die Freiheitliche Partei: Wenn Sie von der Freiheitlichen Partei das Sicherheitspolizeigesetz nicht länger blockieren würden, dann bestünde die Möglichkeit, dass die Polizei auch auf öffentlichen Plätzen der Videoüberwachung nachkommen kann. Und dafür tragen auch Sie von der Freiheitlichen Partei die Verantwortung. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gemeldet ist die Frau Abg Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Selbstverständlich treten wir Freiheitliche gerade in Fragen der Sicherheit für alle Wienerinnen und Wiener ein, aber ich möchte mein Augenmerk heute hauptsächlich auf die Probleme und auf die Sorgen der Frauen in Wien richten, denn gerade die Frauen sind von der stark ansteigenden Kriminalität in dieser Stadt in einem sehr, sehr hohen Ausmaß betroffen. Unter den vielen Opfern, die es gibt, gab es vor einiger Zeit eben auch ein prominentes Opfer, nämlich die Vizechefin des Verfassungsgerichthofes. Aus dem Zeitungsartikel im "Kurier", wo dieser Raubüberfall, bei dem die Richterin verletzt wurde, beschrieben wird, geht ganz deutlich hervor, dass Straßenraub ein Massendelikt ist, Herr GR Schuster, oder soll ich vielleicht sagen Herr GR "Hase". (Abg Godwin Schuster: Aber auch 47 000 andere Personen sind überfallen worden! Erzählen Sie da keine Geschichten! 47 161 allein im Jahr 2000!) Es steht hier, dass die Richterin nur eines von vielen Straßenraubopfern am Wochenende war. So ist etwa am Alsergrund eine 96-Jährige überfallen worden. Sie hat einen Armbruch erlitten. Ebenfalls beraubt wurden unter anderem in Simmering Sonntagmittag eine 77-jährige Frau und wenig später in Favoriten eine 68-jährige Passantin. Alles an einem Wochenende, alles Frauen.

Sehr geehrte Damen und Herren! In dem "Kurier"-Artikel wird auch die Richterin charakterisiert – ich zitiere: „Schreckhaft ist die Richterin gewiss nicht, und sie hatte nie Angst; wenn sie allein in der Nacht heimging. Das könnte sich ändern. Es war erst 21.30 Uhr, als der Überfall vor ihrem Haustor in einer bewohnten Gegend geschah." Sie wird auch interviewt in diesem Zeitungsartikel, und auf die Frage, ob ihre Schreie den Täter vertrieben haben, antwortet die Richterin: „Ja, aber niemand, der sie gehört hat, hat mir geholfen." Und weiter: „Wir Strafrichter kennen solche Raubversuche aus den Akten, aber nur wenn man selbst betroffen ist, ist man sehr betroffen." (Abg Godwin Schuster: Richtig!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Betroffen sind tausende Frauen in dieser Stadt, und wir Freiheitliche nehmen dieses Problem ernst und glauben, dass hier unbedingt gehandelt werden muss. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Aber natürlich stimmen Sie zu, wenn Personal eingespart wird!)
Hören Sie sich die Geschichten an von den Frauen, mit denen ich selber gesprochen habe. (Abg Godwin Schuster: Nicht Geschichten, Realitäten!) Etwa eine 80-Jährige in der U-Bahn, die überfallen worden ist, der die Kette vom Hals gerissen worden ist, oder eine 86-jährige Pensionistin, die sich nicht mehr im Hausflur ihres eigenen Hauses ein- und ausgehen traut, weil sie schon so oft beraubt worden ist und der beispielsweise die Gehhilfe, die im Hauseingang mit einem Fahrradschloss an einem Haken befestigt war, gestohlen worden ist, oder die Mütter mit Kindern, die auf der Straße stehen mit dem Kind am Arm, weil der Kinderwagen gestohlen worden ist. 

Das sind alles kleine Delikte, bei denen keine Frau vielleicht körperlich zu Schaden gekommen ist, aber ich glaube, auch diese Delikte stellen eine Gewalterfahrung dar und damit eine negative Erfahrung, und wir haben einfach die Pflicht, diese Dinge ernst zu nehmen und was dagegen zu tun. (Abg Godwin Schuster: Dann nehmt eure Verantwortung in der Regierung wahr!) Und gerade die Wiener Stadtregierung hat hier Handlungsbedarf. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Reden Sie von Ihrer Verantwortung auf der Bundesebene!)
Herr Kollege Schuster! Es ist der Schritt dahin, dass die Frauen auch körperlich attackiert werden, nur mehr ein ganz, ganz kleiner, und die Zahlen zeigen es uns ja. Auch die sexuelle Belästigung ist sehr stark angestiegen. Sowohl verbal, dass die Frauen angepöbelt und blöd angemacht werden, aber auch die Zahl der körperlichen Übergriffe ist gestiegen. Allein im Jahr 2003 gab es 198 Vergewaltigungen und 140 Fälle von sexueller Nötigung. 

Da fällt mir das Beispiel einer Unternehmerin ein, die mir im Rahmen einer Sicherheitsenquete in der Josefstadt, die wir Freiheitlichen veranstaltet haben, erzählt hat, dass sie sich am Abend nicht mehr aus dem Auto aussteigen traut und zum Haustor gehen traut, weil sie schon so oft angepöbelt worden ist. Und diese Dame ist kein ängstliches Hascherl oder so, sondern eine tüchtige, gestandene Frau, die im Job ihren Mann stellt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ihre Frau! – Abg Harry Kopietz: Die im Job ihren Mann stellt!) Eine mutige Frau, aber der Mut und die Zivilcourage, Frau Kollegin Wehsely, der Frauen in Wien wird auf eine harte Probe gestellt. Sie haben Angst, sie trauen sich nicht allein auf die Straße, ihre Bewegungsfreiheit wird eingeschränkt und die Lebensqualität verschlechtert. Und wenn Sie öfter allein auf der Straße gehen würden, würden Sie das wissen. Wien ist keine Wohlfühlstadt mehr, sondern die Lebensqualität ist stark eingeschränkt durch die steigende Kriminalität. (Abg Godwin Schuster: Und warum? Ihr macht nichts auf Bundesebene! Tausend Leute fehlen! – Abg Heinz Hufnagl: Ihr seid dafür verantwortlich! – Abg Heinz-Christian Strache: 94! 1994 hat es angefangen!)
Herr Kollege Schuster, ich sage es Ihnen zum Schluss noch einmal: Auch Sie haben Handlungsbedarf, der Bürgermeister hat Handlungsbedarf, aber auch der Innenminister. Ich erinnere mich, dass die Zahl der fehlenden Exekutivbeamten schon ein sehr altes Problem ist, das uns seit vielen, vielen Jahren beschäftigt. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (fortsetzend): Ich erinnere mich auch – das möchte ich Ihnen jetzt noch sagen – an die Wachzimmerschließungen, die Sie vorhatten. (Abg Godwin Schuster: Jetzt kommen wieder die Geschichten! Jetzt werden wieder Geschichten erzählt!) Nur der Druck von uns Freiheitlichen und der Druck von Hilmar Kabas haben diese Wachzimmerschließungen, die allein in der Verantwortung der SPÖ gelegen sind, verhindert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nehmen Sie Ihre Verantwortung in der Stadt wahr und helfen Sie mit, dass Wien wieder sicher wird! (Bravorufe und Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Herr Abg Kopietz.

Abg Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Das Schauspiel, das heute von den Abgeordneten der ÖVP und der FPÖ geboten wurde, reiht sich ein in eine ganze Reihe von Unverfrorenheiten: Zuerst nehmen wir in Wien einmal hunderte, mehr als tausend Polizisten weg, dann jammern wir über die gesteigerte Kriminalität, und dann versuchen wir, das Ganze dem Wiener Verantwortlichen umzuhängen. 

Das funktioniert nicht, meine Damen und Herren! Das glaubt Ihnen kein Mensch. Reden Sie doch mit den Leuten draußen! Die wissen ganz genau, wer daran schuld ist. 

Und wenn man sich dann noch so einen schwachsinnigen Titel einfallen lässt, "Im roten Wien – Sicherheit in weiter Ferne", wohl wissend, dass diese Ferne nicht so weit weg ist, dass sie in der Herrengasse zu finden ist, dann verstehe ich, was Herr Haider mit Hornochsen meint, nämlich die genaue eins zu eins-Umsetzung dessen, was im Duden steht: Ein dummer und einfältiger Mann. Dazu braucht man eigentlich gar nichts mehr zu sagen. Es freut mich auf der anderen Seite, dass ich in der APA heute keinerlei Gegenstellungnahmen der genannten Hornochsen gelesen habe, die da zuhauf sitzen. Sie sind ja damit einverstanden und betroffen. Auch da sieht man das recht deutlich wieder.

Herr Kollege Ulm versucht seit einem Jahr oder noch länger, Vorschläge zu machen, zum Beispiel die Feuerwehr mit Sicherheitsaufgaben zu versehen. Das ist doch ein fundamentaler Blödsinn, meine Damen und Herren. Ein Beispiel: Da kommen die von Kollegin Schmalenberg zu Recht zitierten Fälle, die älteren Damen, die von Verbrechern beschädigt, beraubt et cetera werden, und eine dieser Damen kommt dann zu Ihnen, Herr Kollege Ulm, und sagt: „Eine Sauerei, was die ÖVP da mit uns macht. Strasser ist schuld, dass mir meine Kette vom Hals gerissen worden ist.“ Und dann sagt der Kollege Ulm: „Ja, Wahnsinn, ich fordere die ganze Zeit mit aller Vehemenz, dass die Wiener Feuerwehr darauf achtet, dass weniger Papierln im Park weggeschmissen werden. Darum sind wir für Sicherheit.“ 

Das funktioniert nicht, meine Damen und Herren. Das wird Ihnen kein Mensch abnehmen und glauben. Das ist Hornochsenpolitik, was Sie betreiben! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. – Heftige Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Wer schuld an der Misere ist, ist völlig klar. Das sind die ÖVP und die FPÖ in der Regierung. Es waren auch Ihre Minister, die dazu beigetragen haben, auch eine Personalpolitik zu beschließen und mitzutragen, die dazu geführt hat, es waren Ihre Abgeordneten, meine Damen und Herren, auch Ihre Wiener Abgeordneten der ÖVP und der FPÖ, die dem zugestimmt haben und die jetzt auch die Konsequenzen zu tragen haben. Sie werden es spüren bei der nächsten Wahl, das garantiere ich Ihnen, weil Ihre Versuche, da abzulenken, nicht funktionieren werden. Und wenn Sie sich da nicht besinnen wollen, dann ist es mir nur recht.

Kollege Strache, der sich momentan in den hinteren Bankreihen, wo er auch hingehört, unterhält: Sie sind stellvertretender Bundesparteiobmann der FPÖ. Offenbar sind Sie dort mehr als ein Leichtgewicht. Denn da große Töne spucken und dann nichts durchsetzen können, das ist Hornochsenpolitik, meine Damen und Herren. Da kann ich nur sagen, da bin ich mit dem Haider das erste Mal in meinem Leben einverstanden. Er weiß, wovon er spricht, er kennt euch. (Abg Günther Barnet: Der Präsident schweigt, wenn er da alle beleidigt!) Aber in der Zwischenzeit kennen euch die Wienerinnen und Wiener auch, und mehr brauche ich gar nicht mehr dazu zu sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage der Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus zwei Anträge, des ÖVP-Klubs ein Antrag, des Klubs der Freiheitlichen ebenfalls ein Antrag eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen sind ebenfalls, so wie beantragt, erfolgt. 

Die Abgen Schöfnagel, Dr Günther und Strache haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Verbesserung der Mutterschutzbestimmungen im Dienstrecht der Beamten der Bundeshauptstadt Wien und Vertragsbediensteten der Gemeinde Wien eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu. 

Die Abgen Mag Kabas und Mag Kowarik haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Novellierung des Krankenanstaltengesetzes eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales zu.

Vor Sitzungsbeginn sind von Abgeordneten keine Anträge eingelangt, daher konnten die Fraktionen auch nicht schriftlich über solche Anträge informiert werden. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 1, 4, 7, 2, 3, 5 und 6 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Ich habe bis zur Stunde keinen Einwand bekommen, ich höre auch keinen Einwand gegen diese Umreihung, ich werde daher so vorgehen. 

Bevor wir nun die unter der Postnummer 1 vorgesehene Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun die Damen und Herren des Wiener Landtages, die mit diesem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig und somit so angenommen.

Frau Bundesrätin Dr Elisabeth Hlavac hat mit ihrer Wahl in den Nationalrat mit Wirkung vom 30. Juni 2004 ihr an sechster Stelle gereihtes Mandat im Bundesrat zurückgelegt. Auf dieses Mandat rückte das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied, Frau Angela Lueger, mit Wirkung vom 1. Juli 2004 nach, wozu ich noch nachträglich alles Gute für die weitere Tätigkeit wünsche. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats schlägt als neues Ersatzmitglied für die sechste Stelle Frau Abg Martina LUDWIG zur Wahl vor. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren dieses Hohen Hauses, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. Somit ist auch dieser Punkt der Tagesordnung erledigt.

Wir kommen zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft den Naturschutzbericht 2003 an den Wiener Landtag. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlungen einzuleiten. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bringe den Naturschutzbericht 2003 ein und bitte um zustimmende Kenntnisnahme und Diskussion.

Präsident Johann Hatzl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Maresch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zunächst einmal gleich, nicht überraschend: Wir werden den Naturschutzbericht ablehnen, und zwar aus sehr vielen verschiedenen Gründen und deswegen etwas Grundsätzliches zuerst. 

Es wurde ganz, ganz viel Arbeit dafür verwendet, und sehr, sehr viele positive Dinge stehen natürlich auch drinnen, deswegen auch ein Danke an die MitarbeiterInnen aus dem Magistrat, die sehr, sehr viel Zeit und sehr viel Hirnschmalz dafür verwendet haben. Aber grundsätzlich zum Text selber: Da stößt einem schon etwas sauer auf, dass er eigentlich zum Teil sehr, sehr abgehoben formuliert ist, aber darauf möchte ich dann am Ende meiner Rede zurückkommen. 

Also das Erste, was einem sozusagen gleich einmal ins Auge sticht, ist dass es zwar Naturschutzbericht heißt, aber dann geht es dabei um die Organisationsentwicklung der Umweltschutzabteilung im Rathaus. Was das in einem Naturschutzbericht verloren hat, möchte ich jetzt nicht beurteilen, aber was besonders in Auge fällt, ist da ein Satz, der mich sehr, sehr irritiert, und der lautet – den möchte ich gerne zitieren: „Der angestrebten Weiterentwicklung des Magistrats zu einem kundenorientierten und effizienten Dienstleistungskonzern wird seitens der Umweltschutzabteilung durch einen Organisationsentwicklungsprozess Rechnung getragen, der 2003 weitgehend abgeschlossen werden konnte." 

Was mich dabei besonders irritiert, ist diese Geschichte mit "kundenorientiert" und "Dienstleistungskonzern". Bisher war ich eigentlich der Meinung, dass die Bürger und Bürgerinnen der Stadt Wien demokratische Persönlichkeiten sind, und die Stadt Wien eigentlich nicht darauf aus ist, dass man die Bürger und Bürgerinnen, die Wähler und Wählerinnen sozusagen zu Kunden herunterqualifiziert, sondern sie eigentlich als demokratische Subjekte sieht, die man in den Entscheidungsprozess einbezieht. Auf der einen Seite, wenn man so will, eine Firma, ein Dienstleistungskonzern, auf der anderen Seite sozusagen das Amt, der Staat, und dazwischen gibt es die Möglichkeit – die Stadt Wien strebt das auch immer wieder an – der BürgerInnenbeteiligung, der Nachhaltigkeit und der Integration in den Entscheidungsprozess. 

Das steht jedenfalls nicht da, sondern da steht "kundenorientiert" und "Dienstleistungskonzern". Das heißt, ist jetzt die MA 22 auf dem Weg wie das Umweltbundesamt, dass man letztendlich am Schluss bei einer GmbH landet? Das Umweltbundesamt war früher kundenorientiert und möglicherweise sogar Teil eines Dienstleistungskonzerns, jetzt ist es eine GmbH, die der Staat zu 100 Prozent besitzt, die er aber auch verkaufen kann, das ist kein Problem, oder ausgliedern kann, wie auch immer. Irgendwann einmal werden sich dann die Bürger nicht mehr an irgendjemanden wenden können in der MA 22, wenn sie etwas wissen wollen, denn das wird eine Firma sein, für die man zahlen muss. Das bedeutet "kundenorientiert" und "Dienstleistungskonzern". 

Wenn die Stadt Wien der Meinung ist, dass die MA 22 auf dem Weg in die Ausgliederung ist, dann soll sie es auch sagen. Aber das in den Naturschutzbericht irgendwie hineinzuschreiben, halte ich für eine verwegene Ansage. Ich bin mir sicher, dass sehr, sehr viele SozialdemokratInnen ... (Abg Heinz Hufnagl: Das ist nicht einmal Kaffeesudlesen!) Ja, ist eh klar, aber ich kann Ihnen nur sagen, was da steht, und da steht "Dienstleistungskonzern" – oder? Eben! Und "kundenorientiert" steht da auch. (Abg Heinz Hufnagl: Aber von Auslagerung steht nichts!) Ja, genau. Wir wissen eh, die ÖVP und die Schwarz-Blauen haben auch gesagt, beim Umweltbundesamt wird das niemals passieren. Jetzt ist es eine GmbH – oder? Das steht auf der Tafel auch. Das sieht man, wenn man vorbeigeht. (Abg Heinz Hufnagl: Schlechte Beispiele werden nicht übernommen!) Finden Sie? Und was war mit dem Fonds Soziales Wien? Der ist nie ausgegliedert worden – oder? (Abg Heinz Hufnagl: Das ist ein anderes Thema!) Na gut, das ist eine andere Geschichte, ich weiß es eh. Das ist eine andere Abteilung, das ist die Umweltabteilung. Wir werden noch weiterreden. Nach vier, fünf Jahren Absoluter werden wir sehen, ob die MA 22 ausgegliedert wird oder nicht. Wir werden es sehen. Ich glaube, mit Kaffeesudlesen sind momentan eher Sie beschäftigt, Kollege Hufnagl. – Gut.

Nächster Punkt: Ein paar Dinge sind da immer wieder angekündigt worden, die fehlen uns völlig. 

Zum Beispiel steht da drinnen: Bodenschutzgesetz. Das Bodenschutzgesetz ist angekündigt worden, und es ist versprochen worden, im Jänner 2004 wird es da sein. Jetzt steht nur drinnen, es gibt einen Entwurf. Wunderbar! Wo ist der Entwurf? Ist dieser Entwurf jemals im Umweltausschuss diskutiert worden? Nein! Es ist im Umweltausschuss nur diskutiert worden, wie sozusagen die Überschriften, die Aufgaben lauten, aber niemals der Entwurf.

Nächster Punkt: Grünraumproblematik. Das steht wunderbar da drinnen, ganz lange Texte über Vogelschutz, über Amphibienschutz und dergleichen Dinge. Aber wo Grünraum gefährdet ist und was damit passieren soll, steht nicht drinnen. 

Es gibt eine Diskussion, in der Landwirtschaftskammer zum Beispiel, ob man jetzt Schutzgürtel Wald und Wiesen als Kategorie nehmen soll oder Landwirtschaft, also “L“. Zur Debatte, die es zum Beispiel in der Landwirtschaftskammer gibt und die die ÖVP immer wieder hier hereinträgt, steht genau nichts drin. 

Es ist irgendwie nicht aufgefallen, dass da auch Nationalparkverordnung drinnen steht, und es ist interessant, dass die größte Bedrohung für den Nationalpark Wien, die Lobau-Autobahn nicht einmal mit einem Beistrich erwähnt wird. Das gibt es nicht, es ist alles super, und welche Gefahren und Herausforderungen auf die MA 22 zukommen, steht nicht da. (Abg Heinz Hufnagl: Kollege Maresch, ein Bericht ist eine Rückschau! Mit der Lobau-Autobahn kann sich der nicht wirklich befassen!) Finden Sie? Und was ist mit der Trassenverordnung und der Diskussion? Die ist an Ihnen vorbeigegangen. Das einzige, was Ihnen eingefallen ist, war dass ich laut Umweltgesetz als Prater-Sachverständiger ausscheiden durfte. Das ist das einzige, was Ihnen eingefallen ist. (Abg Heinz Hufnagl: Auch wenn es Ihnen nicht passt, die Lobau wird laut Naturschutzgesetz geschützt bleiben!) Kollege Hufnagl, lesen Sie den Bericht! Hätten Sie sich die Zeit genommen, hätten Sie ihn durchgelesen. Sie kennen ihn nicht, Sie reden jetzt nur groß. – Also Nationalparkverordnung, Lobau-Autobahn kommt einfach nicht vor.

Nächster Punkt: Da wird zum Beispiel gefeiert – wir werden heute noch einmal darüber diskutieren, Kollegin Sommer-Smolik wird sich in einem Redebeitrag damit beschäftigen – das Ausbringungsverbot in Natura 2000. Wunderbar! Das Problem ist nur, wenn man sich die Kriterien anschaut, was Natura 2000 ist, so geht es hier darum, dass es keine Faunaverfälschung, keine Floraverfälschung geben soll. Das Ausbringungsverbot ist sowieso klar. Das Problem ist in Wirklichkeit anderswo, nicht bei Natura 2000-Gebieten. Aber darauf geht man überhaupt nicht ein.

Noch einen Schmankerlbeitrag gibt es über "Die helle Not". Da ist die Rede von dem Ergebnis einer Machbarkeitsstudie. "Die helle Not" – noch einmal für Sie, Herr Kollege Hufnagl – beschäftigt sich damit, welche Lampen man wo einsetzt und ob das Auswirkungen hat auf die Flora und vor allem auf die Fauna. Da gibt es eine Machbarkeitsstudie, von der niemals irgendwer irgendwo etwas gesehen hat. 

Das Gleiche gilt auch für den Biosphärenpark. Da steht ein Text drinnen, aber ich hätte eigentlich gerne gewusst: Was passiert jetzt im Biosphärenpark? Welche Ausgaben kommen auf die Stadt Wien zu? Wie schaut es mit der Finanzierung aus? Was hat Herr Loiskandl bereits erreicht? Das steht überhaupt nicht da. Aber es steht etwas anderes da, das würde ich Ihnen wirklich gerne vorlesen, und das werde ich auch machen. Es steht zum Beispiel unter dem Titel "Amphibienschutz" eine der wichtigsten Erkenntnisse der Welt da drinnen. Das möchte ich Ihnen gerne vorlesen. Da steht drinnen, dass es den Springfrosch gibt – noch einmal, Herr Kollege Hufnagl –, und dann gibt es die Erdkröte. Die Erdkröte kann nicht springen, aber der Springfrosch, wie der Name sagt, schon. Sie wissen, wie ein Amphibienzaun ausschaut, der ist ungefähr so hoch. (Der Redner zeigt eine Höhe von etwa einem halben Meter. – Abg Heinz Hufnagl: Vielleicht springt der Springfrosch auf die Erdkröte!) Ich lese Ihnen vor, welche Erkenntnis es da gibt. Da steht: 

„Interessant ist auch die Beobachtung, dass die Erdkröte - Bufo bufo - die Leiteinrichtungen anscheinend besser annimmt als der Springfrosch - Rana dalmatina." Das glaube ich auch, denn der Springfrosch springt, wie der Name schon sagt, und zwar einfach drüber. Also eine ganz wichtige Erkenntnis, die uns da sozusagen mit auf den Weg gegeben wird. 

Interessanter wäre zu sagen, warum nicht weitere Krötentunnel gebaut worden sind, warum da kein Geld investiert worden ist. Das steht nämlich nicht drinnen, sondern es steht nur drinnen, dass der Springfrosch springen kann, wie der Name schon sagt. Wunderbar! Wir sind um eine Erfahrung reicher. 

Was mich irgendwie besonders interessiert hat: Die MA 22 hat etwas ganz Wichtiges gemacht – das halte ich durchaus für richtig –, sie hat einen Punkt aufgenommen, und zwar über Tierrechte. Es ist dies eine philosophische Abhandlung über Tierrechte und über Tierethik. Sie hat damit den Herrn Wolfgang Senz beauftragt, und zwar im Jahr 2003, und da ist es darum gegangen, den inhärenten moralischen Wert der nichtmenschlichen Lebewesen und das Fundament zur Tierethik und zur ökologischen Ethik herauszufinden. Das finde ich ganz gescheit. Aber die Formulierung hat es in sich, wenn man sich das durchliest. Da möchte ich wieder etwas zitieren aus dem Text, und das werden sicherlich ganz viele Menschen verstehen, wenn ich Ihnen das jetzt vorlese: 

„Umwelt und Natur hingegen bezeichnen" – das ist sozusagen der Kernpunkt – „keine ontologischen Innets und daher nichts, was einen inhärenten moralischen Wert besitzen kann, aus dem heraus ihnen direkte Rechte erwachsen." 

Also sehr, sehr anspruchsvoll würde ich einmal sagen. Ich meine, wenn man das unter die Menschen bringt, wäre vielleicht eine einfachere Formulierung und eine klarere Formulierung besser gewesen. Nachdem ich philosophisch gebildet bin und weiß, was Ontologie ist, nämlich die Lehre vom Sein, haben wir natürlich noch einmal nachgeschaut, und zwar, was der Gag dabei ist, in einer Internetbibliothek. Ich kann Ihnen gerne vorlesen, was da unter Ontologie steht: „Ontologie ist ein überlieferter Begriff aus der Philosophie und steht dort für die Lehre von Sein, genauer, für die Möglichkeiten und Bedingungen des Seienden, ist also eng verwandt mit der Erkenntnistheorie." Und so weiter und so weiter. – Gut.

Aber da gibt es noch etwas Interessantes betreffend die Ontologie. Diese Internetfreaks sind nämlich auch Statistiker. Dann schaut man einfach einmal nach, wie oft zwischen 1997 und 2004 das Wort "Ontologie" nachgeschaut wurde. Das Interessante ist – das kann man jetzt schlecht sehen (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) –, dass von Mitte 2003 bis 2004 ein sprunghaftes Nachschauen nach dem Begriff "Ontologie" festzustellen war. Jetzt frage ich mich natürlich schon: Wer sind die Kollegen und Kolleginnen und Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bei "Ontologie" im Lexikon im Internet nachgeschaut haben? Sie glauben es nicht, es ist eine Zunahme von mehreren tausend Prozenten bei dem Begriff. 

Jetzt gibt es zwei Lösungen: Entweder man hat nicht gewusst, was Ontologie ist, oder es gibt ein Seminar auf der Uni. Da denke ich mir, ich hoffe, es war Zweiteres. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir diskutieren heute und jetzt über den Naturschutzbericht 2003. Eines möchte ich gleich vorweg sagen: Die Arbeit der zuständigen Beamten ist sicher besser als dieser Bericht es einen vermuten lässt. Wenn jemand nämlich die Arbeit der Naturschutzabteilung der MA 22 nicht kennt, dann würde er wahrscheinlich nach dem Durchblättern dieses Berichtes auch entsetzt sein, wie ineffizient der Naturschutz in dieser Stadt betrieben wird. Doch man kann beruhigen: Dieser Bericht ist, so wie er verfasst ist, eine rein politische Bilanz und keine Arbeitsbilanz der MA 22. Er spiegelt zwar die Tatenlosigkeit der Wiener Stadtregierung im Bereich des Umweltschutzes wider, aber das darf man nicht mit dem verwechseln, was die Beamten hier leisten. Zum Glück kennen wir ja die Arbeit der Beamten, und wir wissen auch, dass dort gut gearbeitet wird. Und dafür herzlichen Dank auch im Namen des Umweltschutzes. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber eines möchte ich hier schon auch ganz klarstellen: Gerade in der jetzigen Zeit genügt es nicht mehr, wenn Beamte ihre Arbeit gut erledigen, die Zeiten sind ganz einfach vorbei, wo eine rein auf Verwaltung basierende Politik ausgereicht hat. Heute braucht es für die Sicherung der Umweltqualität einer Großstadt wie Wien vor allem klare politische Vorgaben und Ziele sowie Strategien, nämlich solche, an die sich die Beamten zur Sicherung der Lebensqualität in dieser Stadt auch halten können und auf die sie sich verlassen können. (Beifall bei der ÖVP.) 
Tatsächlich ist es aber so, dass in den letzten Jahren von einer geordneten und konzeptiven Umweltpolitik in dieser Stadt nirgendwo die Rede sein kann. Es genügt ganz einfach nicht, wenn man das Umweltressort halbiert, wenn man die Verkehrsorganisation ganz einfach zur Stadtplanung gibt, es genügt nicht, wenn man dauernd nur in der Zeitung präsent ist, es genügt aber auch nicht, bei jeder sich nur irgendwo bietenden kleinsten Gelegenheit auf die Bundesregierung zu schimpfen, und es genügt auch nicht, wenn man sich als Politiker nur auf seine Beamten verlässt. (Beifall bei der ÖVP.) Das kann nicht die Politik sein, die die Lebensqualität in dieser Stadt erhalten soll. 

Nun würde ich gern zum Inhalt des Berichtes kommen. Es ist ja durchaus eine erfreuliche Tatsache, dass die MA 22 sich für eine interne Reform der Struktur entschieden hat. So wie das Ergebnis ausschaut, dürfte es aber leider Gottes einer der ganz raren Beiträge des Rathauses zu einer Verwaltungsreform sein, die sich in anderen Bereichen ja recht schleppend dahinzieht, obwohl es von Bgm Häupl eine noch auf die Koalition zurückgehende Abmachung gibt, eine Verwaltungsreform durchzuführen. Wir warten noch immer, aber wir sind nicht unbescheiden und freuen uns, dass wenigstens die MA 22 diese Verwaltungsreform durchgeführt hat und hiermit auch eine Vorbildwirkung für andere Magistratsabteilungen erzeugt hat.

Zur Strukturreform findet sich ein interessanter Satz zu einem Thema, dessen Inhalt mit den Worten "Themenführerschaft" umschrieben wird. So soll die MA 22 zu einem aktuellen Umweltthema einen aktuellen Wissensstand haben, um jederzeit auch Stellung beziehen zu können. Wir haben ja dem Umweltressort vorgeworfen, dass es bei aktuellen umweltpolitischen Fragen ganz einfach keine Stellung bezieht, mit einer Ausnahme, und das möchte ich ergänzen: Wenn eine Bundeskompetenz vorliegt, wenn einmal irgendein Umweltproblem dem Bund in die Schuhe geschoben werden kann, dann war die ehemalige Umweltstadträtin gleich verbal präsent. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber bei Themen des Natur- und Artenschutzes, die nicht in die Kompetenz des Bundes, sondern in die des Landes fallen, hat man von der ausgeschiedenen Stadträtin wenig gehört. Beispiel: Das Singvogelsterben. Darauf wurde erst reagiert, als wir vor fast drei Jahren auf diese Problematik aufmerksam gemacht haben. Aber selbst nachdem die Diskussion bereits ins Laufen kam und die Auswirkungen immer gravierender waren, gab es seitens des Umweltressorts Schweigen. 

Eine der wichtigsten Botschaften des Berichtes ist die Aussage, dass die Bewohner der Innenstadtbezirke den Naturschutz in Wien als weniger effizient ansehen als die Bürger in den Außenbezirken. Für uns schließt sich da eine klare politische Handlungsleitlinie an. Es muss alles getan werden, um gerade in diesen Gegenden den restlichen Grünraum zu erhalten. Und auch in diesem Zusammenhang möchte ich wieder erwähnen, dass wir das immer wieder gefordert haben und immer wieder Vorschläge zur Grünabsicherung in den Innenstadtbezirken gemacht haben, die alle nur halbherzig aufgenommen wurden, die nicht durchgeführt wurden, wo wir immer offene Türen eingelaufen sind, aber es ist ganz einfach nichts geschehen. 

Genauso sehe ich auch den Stellenwert, der den Parks eingeräumt wird. Sie haben gerade in den dichtverbauten Gebieten in Wien eine ganz wichtige Funktion, doch es kann jeder beobachten: Diese für viele Innenstadtbürger letzten grünen Rückzugsräume haben an Lebensqualität verloren, weil sie nicht mehr so sauber sind, wie sie früher einmal waren. Wir haben auf diese Entwicklung rechtzeitig aufmerksam gemacht und darauf hingewiesen, dass nur eine entsprechende Überwachung der Reinhalteverordnung durch eine dafür zuständige und ausgebildete Stadtpolizei helfen kann, die zunehmende Verschmutzung der Wiener Parkanlagen in den Griff zu bekommen. Kollege Ulm vorrangig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber die nicht immer ganz nachvollziehbare Umweltpolitik der ehemaligen Stadträtin hat sich auch im Naturschutzbericht verewigt. Wie sonst ist ein etwas seltsamer Studienprojektbericht zu verstehen, der sich mit dem Thema Ethik und Tierschutz auseinander setzt. Aber nicht nur der Titel der Studie lässt ja alles offen, auch das Ergebnis. Ich lade Sie jetzt wirklich ein, wenn Sie dies nicht schon gemacht haben, diese Kurzzusammenfassung im Naturschutzbericht zu lesen und mir dann vielleicht den Erkenntniswert dieser Auftragsarbeit mitzuteilen. Ich hoffe, ich bekomme das auch von Ihnen. 

Meine Damen und Herren! Wir unterschätzen nicht die Bedeutung der philosophischen Überlegungen des Herrn Wolfgang Senz, von dem diese erwähnte Studie stammt, wir unterschätzen auch nicht die Bedeutung des Wildwuchses im Großraum Wien, dem im Bericht ganz großer publizistischer Raum eingeräumt wird, wir sind auch durchaus dankbar dafür, dass sich in einem Teil des Naturschutzberichtes ein interessanter und lehrreicher Überblick über die internationalen naturschutzrelevanten Übereinkommen auf 5°Seiten findet, aber wir vermissen, gerade weil die derzeitige Frau Stadträtin als Fachfrau für dieses Gebiet gilt, ein längeres Kapitel zum Thema "Renaturierung der Wiener Fließgewässer". Was ist mit dem 1000-Hektar-Ankaufsprogramm? Was ist mit der Errichtung des Nationalparkhauses oder mit der Grünflächenbeschaffung in den dichtverbauten Wiener Stadtgebieten? Ich finde kein Wort darüber.

Wenig zum Naturschutz und zum Artenschutz beigetragen wird leider durch eine Reihe von Entscheidungen und Auslassungen der Wiener Stadtregierung gerade im Umweltschutzbereich. Die stehen natürlich nicht in diesem Naturschutzbericht, und das zu Recht, weil ja die Naturschutzabteilung der MA 22 für diese politischen Fehler nichts kann. Es wirkt sich auf den Naturschutz in dieser Stadt schlecht aus, wenn das Renaturierungsprogramm des Wiener Gewässersystems – etwa Wienfluss – faktisch gestoppt wird. Aber nicht nur der Wienfluss ist von diesem Stopp betroffen, meine Damen und Herren, seit Jahren verlangen wir die Gestaltung des Donaukanalufers. Zuletzt hat ja gerade unser StR Hahn eine ganz richtungweisende Offensive zu diesem Thema gestartet, aber die Stadtregierung reagiert weiterhin mit beschwichtigender Ankündigungspolitik. 

Das Baumschutzgesetz zum Beispiel wird nicht, wie seit Jahren versprochen, entsprechend den Anforderungen, wie sie die heutige Zeit verlangt, modernisiert. Das 1°000-Hektar-Programm, mit dessen Hilfe der Grüngürtel in Wien gesichert werden soll, ist de facto schubladisiert worden, und für die Innenstadtbewohner gibt es immer weniger Möglichkeiten zum selbstverständlichen Naturkontakt, weil die Arten aus der Stadt verschwinden und es eigentlich immer weniger Einrichtungen der Stadt Wien gibt, die dafür sorgen, dass Stadtkinder auch den Umgang mit Tieren pflegen können. 

Wir bringen daher einen Antrag ein, der eine größere Anzahl von städtischen Streichelzoos bringen soll. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein!) Ja, bringen wir ein. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Abg Erich VALENTIN: Ein Meerschweinchen für jeden Haushalt!) 

Da die Trittsteinfunktion vieler Restgrünflächen nicht entsprechend geschützt ist, bringen wir auch dazu einen Antrag ein, der einen Schutz des Fasangartens in Schönbrunn in dieser wichtigen Funktion auch sicherstellen soll. 

Man könnte ja diese Aufstellung noch lange fortsetzen, aber wenn die Liste der Umweltsünden der Stadtregierung schon beim Naturschutz so lang ist, dann will ich mir ja ein wenig Ihrer Aufmerksamkeit – die Grünen können ja vielleicht lachen – für die zukünftigen noch viel komplexeren Negativleistungen dieser Stadtregierung im Umweltbereich aufheben. 

Deshalb, meine Damen und Herren, beschränke ich mich nur mehr auf ein Lob für die Beamten, die ja de facto die Verantwortung für den Naturschutz in dieser Stadt übernommen haben. In diesem Sinne nehmen wir den Naturschutzbericht zur Kenntnis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Die MA 22 legt wieder ihren Naturschutzbericht vor. Sie beginnt mit einer Selbstdarstellung und schreibt in dieser Selbstdarstellung unter anderem: Die MA 22 ist in der Lage, zu jedem umweltrelevanten Thema eine kompetente schlüssige Fachmeinung zu vertreten. Ich meine, das klingt zwar recht eitel, aber ich denke, dass es sich hier gar nicht um Eitelkeit oder wenn, dann um eine gerechtfertigte handelt, denn diese Themenführerschaft und die Fachkompetenz ist meiner Meinung nach evident, evident trotz der knappen Ressourcen, die der MA 22 zur Verfügung stehen. 

Der Naturschutzbericht umfasst wieder eine Vielzahl von Themen und Bereichen. Man hat es gehört, die Kollegen vor mir haben schon alle möglichen Dinge angesprochen, doch das ist nur ein kleiner Teil dessen, worum sich der Naturschutzbericht kümmert. Es sind große und kleine Fragen und Themen, in Summe sind sie aber alle doch sehr wichtig, nämlich für die Lebensqualität in dieser Stadt. 

Es ist auch schon diese Studie aus dem Jahre 2003 über die Lebensqualität in Wien zitiert worden, und ich sage, natürlich ist ein Bericht – das ist schon vom Vorsitzenden des Umweltausschusses eingeworfen worden – ganz einfach eine Aufnahme der Vergangenheit, ein Bericht über schon Geschehenes. Hätte diese Untersuchung Mitte 2004 stattgefunden, dann wäre sie sicherlich von einem geprägt gewesen – es ist gestern in der Diskussion schon intensiv darüber gesprochen worden –, nämlich vom Fluglärm in Wien und vom Mediationsverfahren, an dem die MA 22 und auch die Umweltanwaltschaft teilnimmt. – Das ist ganz einfach ein Fluglärm, der in manchen Bezirken in diesem Sommer zugenommen hat, ohne dass in anderen Bezirken eine Abnahme zu verzeichnen war. Die Vereinbarungen, die in diesen Mediationsverfahren getroffen wurden, sind nicht eingehalten worden. Das haben wir auch gestern gehört. Dieser Fluglärm ist nicht nur eine Belästigung in diesem Sinne, sondern Lärm ist ganz einfach auch eine Gesundheitsbelastung. Wenn bei einem Mediationsverfahren Vereinbarungen getroffen werden und sich dann herausstellt, dass es zu keinerlei Entlastung gekommen ist, sondern nur zu einer zusätzlichen Belastung der Bevölkerung, dann ist eindeutig etwas schiefgelaufen. Ich appelliere daher an die MA 22, die Interessen der Wienerinnen und Wiener zum Schutz ihrer Gesundheit auch weiterhin im Mediationsverfahren zu vertreten.

Aber es ist nicht nur der Fluglärm, der äußerst unangenehm ist, es gibt auch Belästigungen beispielsweise durch die U-Bahn. Wir, die Freiheitlichen im 23. Bezirk, haben versucht, einen Antrag einzubringen. Das heißt, den Antrag haben wir eingebracht, wir haben versucht, eine Initiative zu setzen, um die Bewohner entlang der U6 zwischen Erlaaer Straße und Perfektastraße ein bisschen vor dem U-Bahn-Lärm zu schützen. Der Antrag ist zwar im Bezirk durchgegangen und ist weitergeleitet worden. Nach einem Jahr hat sich dann eine Anrainerin bei mir gemeldet und hat gesagt: Was ist jetzt? Man merkt noch immer nichts. Ich habe daraufhin eine Anfrage an den StR Rieder gestellt, der mir dann lapidar gesagt hat: Ein Anspruch gegen die WIENER LINIEN besteht nicht, weil ja die U-Bahn schon dort war, noch ehe die Wohnungen gebaut wurden. Man hätte den Bauträger darauf aufmerksam gemacht, dass es zu Belästigungen kommen würde, aber offensichtlich hat auch der Bauträger nicht vorgesorgt. Jedenfalls wohnen jetzt dort Menschen, sind belästigt durch Lärm der U-Bahn, aber die WIENER LINIEN sehen sich nicht zuständig und der Wohnbauträger offensichtlich auch nicht. 

Aber Herr StR Rieder hat versprochen – und da kommt wieder die MA 22 ins Spiel –, die MA 22 werde Untersuchungen anstellen, Messungen anstellen, wie stark die Lärmbelästigung dort ist. Sollte sich herausstellen, dass die Lärmbelästigung so hoch ist wie bei den von der Stadt Wien als hochprioritär eingestuften Gebieten, wo Maßnahmen gesetzt werden, insbesondere zum Beispiel entlang der Westbahnstrecke, dann ist es möglich, auch dort eine höhere Prioritätenreihung anzusetzen. Aber – das hat der Herr Stadtrat auch dazugeschrieben – bei der Prioritätenreihung geht es nicht nur um die Höhe und die Stärke des Lärms, sondern auch um die Anzahl der betroffenen Personen. Er hat auch gleich darauf aufmerksam gemacht, dass eine Lärmwand entlang der U-Bahn nur die unteren Stockwerke schützt, die oberen nicht. 

Wenn ich mir jetzt vorstelle, wie viele Personen betroffen sind, fürchte ich, dass die Bewohner wohl durch die Finger schauen werden. Aber ich hoffe, dass die MA 22 vielleicht auch Ideen hat oder Lösungen findet, wie man auch anders der Bevölkerung helfen kann, nicht nur mit einer Lärmschutzwand. Da setze ich große Hoffnungen in die MA 22, dass man da findig ist, weil es ganz einfach traurig ist, dass die Bevölkerung im Regen stehen bleibt mit ihren Interessen. 

Wichtig im Naturschutz ist, wie gesagt, die Zufriedenheit der Bevölkerung, daher muss auch ein hohes Maß an Verlass auf Grünraumpläne gegeben sein. Es soll ein Umweltleitbild kommen, dem stehen wir sehr positiv gegenüber, das ist auch sehr wichtig, nur, ich hoffe, dass dann die Grünraumpläne ein höheres Maß an Bestand haben und dass es nicht passieren kann wie in der Vergangenheit, dass, wie wir in diesem Untersuchungsausschuss über die Flächenwidmungen gesehen haben, dann x-beliebig Umwidmungen stattfinden können, wenn die MA 22 meint, dass der Grünraumplan in diesem Bereich halt nicht so wichtig ist. 

Ein wichtiger Aspekt ist auch der im Bericht zitierte Entwurf einer Gentechniknovelle, und ich finde es sehr positiv, dass sich da die MA 22 sehr stark einbringt und auch positive Aspekte bringt. Besonders freut mich, dass es heute offensichtlich gelungen ist, einen All-Parteien-Antrag einzubringen, mit dem wir alle an die Bundesregierung herantreten und ersuchen, doch ein österreichweites Gesetz zu erlassen, in dem Gentechnikfreiheit garantiert ist. Ich meine nur, es sollte die Umweltstadträtin sich damit nicht entbunden fühlen, trotzdem eventuell noch Verhandlungen zu führen mit dem Land Niederösterreich. Ich meine, wir haben in Wien sehr viele Änderungen im Tierschutz- und Tierhaltegesetz gehabt, und zwar auch zu einem Zeitpunkt, wo wir alle guter Hoffnung waren, dass es ein Bundestierschutzgesetz geben wird. Dennoch haben wir gesagt, darauf wollen wir nicht unbedingt warten, vielleicht kommt es nicht so schnell, wir setzen wichtige Maßnahmen sofort. 

Ich meine daher auch und ersuche die Frau Stadträtin, dass sie ihr Versprechen, mit dem Land Niederösterreich Gespräche zu führen, auch einhält und Kooperationen dahin gehend anstrebt für den Fall, dass es mit einer bundesweiten Regelung noch ein bisschen länger dauert. 

Ich freue mich sehr, dass meine Initiativen, mit denen ich ein Landesgesetz wollte und die im ersten Anlauf sozusagen missglückt sind, nämlich von der SPÖ abgelehnt worden sind, jetzt doch ein bisschen in Umsetzung geraten in Form eines Antrages in Richtung Bundesregierung. 

Der Bericht bringt auch etwas über die Produktqualitätsuntersuchungen biologischer Nahrungsmittel. Die MA 22 führt dabei aus, dass die konventionelle Landwirtschaft durch die Öffnung der Märkte, aber auch durch Skandale wie BSE, MKS und so weiter, die die Unzulänglichkeiten des etablierten Systems vor Augen führen, massiv unter Druck geraten ist und dass als Antwort darauf die Nachfrage nach biologischen Nahrungsmitteln stark gestiegen ist. Sie zitiert auch, dass es geplant ist, in den nächsten 5°Jahren 75 Prozent der Wiener Landwirtschaft auf biologischen Landbau umzustellen. Das sehe ich an sich sehr positiv. Wir Freiheitlichen haben da intensivere Visionen gehabt. Sie wissen, wir haben einen Antrag gestellt und hätten gerne einen Zeitplan und ein Konzept gehabt, die Wiener Betriebe sukzessive zu 100 Prozent umzustellen. Dem ist man nicht ganz nachgekommen. Wenn ich jetzt lese, wir streben einmal 75 Prozent an, freut mich das auch schon. 

Im Strategieplan für Wien ist ein agrarstruktureller Entwicklungsplan vorgesehen, und ich hoffe, dass diese Dinge dann auch sehr konkret und auch mit einer entsprechenden rechtlichen Deckung und Absicherung in diesem agrarstrukturellen Plan enthalten sein werden.

Wie schon ausgeführt, berichtet die MA 22 über das Projekt Biosphärenpark Wienerwald, und das eben 2003, wo der Herr Dr Loiskandl seine Arbeit aufgenommen hat. Jetzt weiß ich schon, Sie berichten über das Jahr 2003, und es ist vielleicht auch nicht unbedingt Sache der MA 22, da jetzt Details auszuführen. Nichtsdestotrotz wäre es vielleicht nicht schlecht, einmal den Herrn Dr Loiskandl einen Zwischenbericht machen zu lassen, dass wir auch im Ausschuss oder im Gemeinderat einmal hören, was weitergegangen ist, wie die Zukunftsperspektiven aussehen, ob man schon konkrete Konzepte hat. Also das wäre sicherlich ein Punkt, der sehr wichtig wäre. Oder vielleicht lesen wir es im nächsten Naturschutzbericht, aber vielleicht ist es dann auch schon relativ spät. Dann ist es weit gediehen und wir haben kaum mehr eine Möglichkeit, da noch irgendwo etwas einzubringen.

Natura 2000 ist auch ein Thema im Naturschutzbericht. Das ist natürlich unbestritten eine positive Sache. Natura 2000 betreffend Lainzer Tiergarten hat allerdings leider einen traurigen Nebenaspekt. Das Sommerquartier der Spanischen Reitschule muss nämlich aus dem Lainzer Tiergarten weichen. Das heißt, die nötigen Um- und Zubauten sind auf Grund der Schutzstellung Natura 2000 nicht mehr möglich. Das heißt, die Lipizzaner werden nach Niederösterreich auf den Heldenberg auswandern. Ich finde das schade, denn das Sommerquartier war auch ein bisschen eine Attraktion für die Spaziergänger im Lainzer Tiergarten, und das hat irgendwie auch dazu gehört, dass die Lipizzaner halt im Sommer im Lainzer Tiergarten sind. Wenn das nicht mehr stattfindet, dann tut mir das Leid. Und dass ausgerechnet eine so positive Sache wie die Natura 2000 der Grund dafür ist, dass die Lipizzaner jetzt weg müssen, das bedaure ich sehr. 

Was ich interessant finde, ist dass es offensichtlich niemand problematisch gefunden hat und dass es kein Problem mit der Natura 2000-Schutzstellung gibt, dass es durchaus Einbauten für den Lainzer Tunnel geben muss innerhalb des Bereiches des Lainzer Tiergartens.

Ich will nicht auf noch mehr Details eingehen. Ich danke für die Information und für die Berichterstattung. Was ich mir eventuell wünsche für den nächsten Naturschutzbericht, ist: Die MA 45 berichtet nur sehr nüchtern und sehr kurz sehr viele Zahlen und wenig Beschreibung dazu. Da wäre es vielleicht nett, auch ein bisschen etwas über die Konzepte des Schutzwasserbaus im Bericht zu lesen, dass es vielleicht ein bisschen mehr vorstellbar ist, was geplant ist und was getan wird.

Wir Freiheitlichen werden den Bericht über die Tätigkeit der MA 22 und auch der anderen Dienststellen zum Schutze der Natur zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Herr Abg VALENTIN. 

Abg Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich denke mir, wenn man einen Bericht eines Teils der Arbeit der MA 22, die man mit Recht als das Herzstück der Wiener Umweltpolitik bezeichnen kann, der strategischen Wiener Umweltpolitik bezeichnen kann, dann ist die Erwartungshaltung sehr, sehr groß und wie wir es in der Diskussion ja heute auch erlebt haben, bis jetzt auch teilweise so groß, dass viele Teile, die in Wirklichkeit nicht in den Naturschutzbericht hineingehören, auch sehr, sehr gerne darin gesehen würden.

Ich möchte vorerst zu meinen Vorrednerinnen einiges sagen und möchte mit der Kollegin Reinberger anfangen. Zum einen bin ich sehr, sehr glücklich, dass sie unsere Meinung teilt, dass die Problemlösungskompetenz und die Themenführerschaft in diesem Naturschutzbericht demonstriert wird und auch zu Recht demonstriert wird. Ich denke mir, dieser Ansatz, der eine der Leitlinien und Strategien dieses Berichtes, aber auch der Tätigkeit der MA 22 ist, bedingt, dass dieses Recht formuliert wird und dass zu Recht auch die aktuellen Themen, gerade wie Themenführerschaft und dieses Kompetenzzentrum, das in der MA 22 für die Stadt und die Menschen, die in dieser Stadt leben, vorhanden ist, betont werden.

Und gerade an dem Beispiel, das Sie und die grüne Fraktion gestern und Sie auch im Redebeitrag gestern in der Fragestunde problematisiert haben und das Sie heute wieder angeführt haben, ist diese Themenführerschaft und diese Sachkompetenz zu Recht auch beweisbar. Ich muss Ihnen bei der Einschätzung, was den Fluglärm betrifft, und dem, was die Stadt Wien und damit auch die MA 22 in der Mediation getan hat, nur in einigen Punkten, dafür aber grundlegend widersprechen.

Zum einen: Es ist sicherlich nachweislich, dass im Zuge des Verfahrens für die Wienerinnen und Wiener in der Tat etwas herausgekommen ist. Herausgekommen ist in jedem Fall, dass es eine Nachtruhe jetzt in Wien gibt, was den Fluglärm betrifft, den sich andere Metropolen in Europa nur wünschen würden. Wir haben für einen Großteil Wiens ein Flugverbot in der Zeit von 21 Uhr am Abend bis 7 Uhr in der Früh. Das ist etwas, wo ich sagen darf, dass beispielsweise in Frankfurt derzeit heftig darum gerungen wird und die Bürgerinitiativen in Frankfurt darum ringen, dass sie sechs Stunden in der Nacht Nachtruhe haben und diese nicht gewiss ist; dass Städte wie Brüssel und viele andere auch sich eine derartige Regelung wünschen würden und dass wir in diesem Fall auch mit dem Input der MA 22 in diesem Verfahren so weit federführend sind, dass Metropolen wie Amsterdam, mit einem der größten Flughäfen weltweit, Schiphol, dass der Frankfurter Flughafen und die Planungsregion um Frankfurt, dass Zürich und auch München bei uns anklopfen und anfragen, wie wir dieses Verhandlungsergebnis geschafft haben.

Der zweite Teil, wo sicherlich Wien profitiert, ist eine Beschränkung der Anteile des Fluglärms. Wir haben durch den Teilvertrag, den wir abgeschlossen haben, um vier Prozent weniger an Landungen. Wir haben damit realisiert, dass rund 90 Prozent der Landungen die westlichen und südlichen Bezirke Wiens nicht mehr betreffen.

In diesem Verfahren, und in dem Bericht wird auch angesprochen die Flexibilität und das Eingehen auf aktuelle Situationen, hat es eine völlig neue, sage ich jetzt einmal, Erweiterung einer Abteilung des Lärmschutzes gegeben. Wir gehören zu den wenigen Städten, die 
ein FANOMOS-System haben, das heißt, wir können 
mit einer sicherheitstechnischen Zeitverzögerung von 24 Stunden Flugspuren analysieren, auf konkrete Beschwerden eingehen, überprüfen, ob Mindestflughöhen eingehalten worden sind, und auch, ob die Quantifizierung in den Verträgen in der Realität auch tatsächlich umgesetzt werden.

All das zeigt an dem konkreten Beispiel einmal mehr, wie die MA 22 arbeitet und dass sie zu Recht auch diesen sehr, sehr positiven Bericht legen kann.

Ich gebe Ihnen auch Recht, Kollegin Reinberger, dass die Zufriedenheit der Bevölkerung eine sehr, sehr wesentliche Sache ist, und in der Studie und in der Umfrage, in einer der größten Erhebungen, die es in dieser Stadt jemals gegeben hat, "Leben und Wohlbefinden in Wien", ist einmal mehr demonstriert worden, dass die Wienerinnen und Wiener zu Recht stolz sind auf das, was Umweltqualität betrifft, dass sie zu Recht das unterstützen, was Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen, nämlich Schutz der Lebensgrundlagen, Daseinsvorsorge, und genau das spiegelt auch die zitierte Umfrage einmal mehr wider.

Meine Damen und Herren! Wenn die Rede davon ist, dass so ein Zwischenbericht zum Biosphärenpark eingefordert wird, dann spricht gar nichts dagegen, dass wir dieses im Zuge der Besprechungen im Umweltausschuss tun, weil das in Wirklichkeit ja auch das Tagesgeschäft ist. Der Umweltbericht, der Naturschutzbericht 2003 hat zur Aufgabe, was den Biosphärenpark betrifft, das Jahr 2003 zu beleuchten. Da war nun einmal die Machbarkeitsstudie, da wurde einmal mehr gesagt, dass das die richtige Form ist, um den Wienerwald und die Interessen Wiens, was dieses Naherholungsgebiet betrifft, unter Schutz zu stellen. In diese Zeit ist auch die Einrichtung des Sekretariats gefallen. Die Arbeit, die jetzt im Jahre 2004 erfolgreich durchgeführt worden ist, können wir sicherlich gerne in einem Zwischenbericht im Umweltausschuss einfordern und uns gemeinsam anhören.

Meine Damen und Herren! Wenn der Kollege Maresch Dinge in den Naturschutzbericht hineinreklamiert oder besser gesagt in ihm vermisst, dann denke ich mir, dass er etwas missverstanden hat. Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, einen Bericht über eine Tätigkeit als das zu sehen, was er gerne hätte, nämlich dort jene inhaltliche Begründung für seine politische Meinung wiederzufinden. Die Stellungnahmen der gesamten Geschäftsgruppe Umwelt zur Frage einer Nord-Ost-Umfahrung, die Frage, was die Aufgaben der MA 22 dabei sind, sind klar definiert. Wir haben in einer arbeitsteiligen Rolle im Zuge der Geschäftsaufteilung jene Bereiche zu berücksichtigen und zu schützen, wenn es um den Naturschutz oder um den Umweltschutz und deren Interessen und um die Lebensgrundlagen der Wienerinnen und Wiener geht. Und das ist in diesem Verfahren genau geschehen. Die Stadt Wien – MA 22, die Umweltanwaltschaft haben das eingebracht, was ihre Sache ist, nämlich zu definieren, was sind die Parameter, die man beachten muss, dass man nicht ein Nationalparkgesetz missachtet, dass die Rechte des Nationalparks, dass die Rechte eines Landschaftsschutzgebietes, nämlich der Donauinsel, gewahrt sind. Das ist geschehen, das ist geradlinige Politik, und auf das können sich die Wienerinnen und Wiener auch in Zukunft verlassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Apropos Schutzgebiete: Da ist einmal mehr klar, warum die Wienerinnen und Wiener eine derart positive Bilanz auf Umweltfragen in dieser Umfrage geben. Sagen Sie mir eine andere Stadt, wo ein Drittel der Gesamtfläche unter Schutz gestellt ist. Sagen Sie mir eine andere Stadt, wo Landschaftsschutzgebiete wachsen. Und auch da sagt der Bericht etwas klar und deutlich: Wir konnten 2003 fertig stellen und registrieren, dass das Landschaftsschutzgebiet im 14. Bezirk und im 16. Bezirk realisiert worden ist, und das im 18. Bezirk wird gerade bearbeitet. Das heißt, in Wirklichkeit wächst jenes Gebiet, das Sie eingefordert haben, die Kollegin von der Freiheitlichen Partei, nämlich der Grünraum für die Wienerinnen und Wiener, das Landschaftsschutzgebiet wächst in Wien. Und das sind Zeichen von offensiver Lebensqualität in unserer Stadt. 

Der Kollege Klucsarits hat bekrittelt, dass sich die MA 22 zuviel mit Visionen abgibt. Ich gebe ihm schon Recht. Wenn man Naturschutz dahin gehend definiert, dass man einen dritten Streichelzoo in Wien haben möchte, dann wird man ein derartiges philosophisches Leitbild nicht wirklich benötigen, weil dann ist man durchaus in etwas Bodenständigem verhaftet. Man muss sich auch bücken, wenn man die kleinen Viecherl dann streicheln will. Das versteh' ich schon. Dass aber für eine visionäre Umweltpolitik ein bisschen mehr notwendig ist, das hat sich Gott sei Dank bei den anderen Fraktionen herumgesprochen, und deshalb ist es sinnvoll, dass gerade auch in diesem Naturschutzbericht über den Tellerrand geschaut wird. 

Da ist es sinnvoll, dass in diesem Naturschutzbericht einmal mehr auch Platz für Visionen ist, einmal mehr auch Platz dafür ist, was man in Zukunft realisieren wird. Und das ist nicht bloß ein Hobby von einigen wenigen der MA 22, sondern das ist eine sehr, sehr sinnvolle Strategie zum Wohle der Wienerinnen und Wiener. 

Meine Damen und Herren! Eines finde ich grundsätzlich bei diesem Naturschutzbericht hervorstreichenswert. Es ist einmal mehr Naturschutz und Umweltschutz nicht als Ziel per se definiert worden. Es ist einmal mehr definiert worden, für wen man das alles macht, nämlich für die Wienerinnen und Wiener. Und wenn ich mir die 5°strategischen Ziele dieses Naturschutzberichtes und damit auch der MA 22 ansehe, dann wird eindrucksvoll bewiesen, wohin die Umweltpolitik dieser Stadt geht und was unsere Zielsetzungen sind. Es ist hier von strategischem Umweltschutz die Rede. Es ist davon die Rede, Umweltbelastungen zu vermeiden beziehungsweise zu verhindern. Es ist davon die Rede, dass Naturschutz nicht etwas ist, das auf eine Geschäftsgruppe beschränkt ist, sondern Querschnittsmaterie in dieser Stadt ist und sich zur Nachhaltigkeit und zu einer instrumentalen Entwicklung bekennt. 

Es ist von der Sicherung der Lebensgrundlagen die Rede. Und da sage ich einmal mehr, meine Damen und Herren: Das ist notwendig, das ist sehr notwendig, wenn wir definieren, dass wir nicht den Ausverkauf kommunaler Leistungen wünschen. Das ist sehr notwendig, wenn wir definieren, dass wir nicht den Ausverkauf unseres Wassers und unserer Lebensgrundlagen wünschen und dass die Arbeit der MA 22 Grundlage dessen ist, was die Wienerinnen und Wiener haben wollen, nämlich dass die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten Garant sind für die Sicherung der Lebensgrundlagen unserer Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)
Zwei weitere strategische Ziele möchte ich hervorheben, das ist die Sicherung der Lebensgrundlagen, ich sag das einmal mehr, und die Verbesserung der umweltspezifischen Aspekte der Lebensqualität. Und da ist nicht Schluss gemacht worden, wenn es darum geht, einen Acker zu schützen. Da gehört auch die Zufriedenheit mit einer Mobilitätsqualität dazu, da gehört auch dazu Arbeitsplatzqualität, Freizeitangebot und Wohnqualität. Und diese allfassende Sicht von Daseinsschutz, der in diesem Naturschutzbericht sehr wohl vorkommt, ist etwas, was in der Tat zukunftsweisend ist. 

Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische Fraktion wird selbstverständlich diesem Bericht zustimmen. Wir möchten uns an dieser Stelle bedanken bei der Leiterin der Abteilung, die mit sehr viel Engagement ihre Tätigkeit macht, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wir sind in der sicheren Gewissheit, dass wir den wissenschaftlichen und den organisatorischen Background erhalten, um aktive und erfolgreiche Umweltpolitik durchzuführen, und dafür danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich abschließend auf die Anträge eingehen, die im Zuge dieses Geschäftsstückes entweder schon eingebracht worden sind oder vorausahnend noch eingebracht werden. 

Zum einen: Aufbauend auf eine Vorarbeit der grünen Fraktion, die wir gerne aufgenommen haben und mit der wir uns identifizieren, dürfen wir den Vierparteienantrag einbringen betreffend Gentechnik in der Landwirtschaft. Hier wird gefordert, dass die österreichische Bundesregierung eine bundeseinheitliche Regelung findet zur Verhinderung des Einsatzes gentechnisch veränderter Organismen in der Landwirtschaft zum Schutz der Wiener Bevölkerung, dass dieses Gesetz so schnell wie möglich vorgelegt wird. Und parallel dazu unterstützt der Wiener Landtag die Bemühungen der Umweltstadträtin, eine gemeinsame Vorgangsweise zu einem Gentechnikvorsorgegesetz mit Niederösterreich zu erreichen, denn es macht in der Tat keinen Sinn, wenn diesseits der Landesgrenze etwas anderes getan wird als jenseits der Landesgrenze, zumal dann die Nachhaltigkeit unserer doch dann strengeren Vorschriften konterkariert werden würde. Ich darf diesen Antrag einbringen. – Danke schön.

Dann darf ich mitteilen, dass die Forderung bezüglich Veränderung des ÖPULs durch Einbringen eines Kriteriums, dass gentechnisch manipuliertes Saatgut nicht ausgebracht werden darf, und der entsprechende Antrag der GRÜNEN seitens der sozialdemokratischen Fraktion, was die Zuweisung betrifft, unterstützt wird. 

Was wir leider nicht unterstützen können, ist die Forderung bezüglich eines Tierschutz-Ombudsmanns, wo einschränkende und weitergehende, scheinbar weitergehende Forderungen erhoben werden. Wenn Sie sich, meine Damen und Herren von der grünen Fraktion, das Bundesgesetz ansehen, den § 41, dann wird hier ganz genau definiert, welche Berufsgruppe sich bewerben darf, dass dieser Ombudsmann weisungsungebunden ist, es wird definiert, dass er im Zuge seiner Tätigkeit keine anderen Funktionen ausüben darf. Es wird die Eigenständigkeit massiv unterstützt, was, wie wir glauben, nicht sinnvoll ist, dass man im Zuge einer Beschlussfassung schon definieren soll, wie das Sekretariat auszusehen hat, wie viel Personen da mitarbeiten, welches Budget er haben soll. Ich glaube, das wird sich danach richten, welche Aufgaben und welche Aufgabenstellungen an ihn herangetragen werden. Wir würden deshalb meinen, dass das, was im Bundesgesetz definiert ist, ausreichend ist und können deshalb Ihrem Antrag nicht folgen und werden ihn deshalb ablehnen.

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich die anderen Fraktionen, besonders die GRÜNEN, die angekündigt haben, diesem Bericht nicht zuzustimmen, animieren, ihre Überlegung doch zu überdenken, denn ich glaube, es ist ein sehr, sehr ausgewogener Naturschutzbericht. Es ist ein Naturschutzbericht, der sich wahrlich in der Tradition der Umweltmusterstadt Wien sehen lassen kann. Es ist ein Naturschutzbericht, der wahrlich keine Parteilichkeit aufweist. Und deshalb ersuche ich alle Fraktionen, diesem Bericht zuzustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Sommer-Smolik.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Ich möchte mich hauptsächlich einem Kapitel im Naturschutzbericht widmen, und das ist die Bestandserhebung der Wiener Brutvögel. Ich wundere mich schon, warum in diesem Bericht nicht auf die Ergebnisse der Studien, die die MA 22 ja beim Brutvogelmonitoring und beim Vogelmonitoring in Auftrag gegeben hat, und die Erkenntnisse daraus eingegangen wird. Denn hier ist davon die Rede, beim Monitoring bezüglich der Probeflächen bei Wien-Kalksburg – ich zitiere: „... dass die Bestandszahlen der letzten drei bis vier Jahre zwar leichte Unterschiede zeigen, die Gesamtzahlen aber in diesem Zeitraum als stabil zu betrachten sind und dass diese Schwankungen als natürliche Schwankungen interpretiert werden." Das mag schon sein, aber wenn man den gesamten Untersuchungszeitraum betrachtet, und zum Glück haben wir von diesen zwei Probeflächen aus einem Untersuchungszeitraum von 13, 14 Jahren Bestandszahlen, ist ein markanter Rückgang des Vogelbestandes zu sehen, und da kann man nicht mehr von natürlichen Schwankungen sprechen, sondern das ist eigentlich alarmierend, was in diesen Vogelflächen zum Vorschein kommt.

So kann ich mir nicht vorstellen, dass man – hier werden ja nur die letzten drei Jahre, also 2000 bis 2003, herangezogen – darüber hinwegsieht, dass es einen massiven Rückgang an Vögeln gibt. Wenn dann in diesem Bericht, in diesem Kapitel über die Brutvögel davon gesprochen wird, dass es 10°häufige Arten gibt, so stimmt das schon, aber bei den 10°häufigen Arten, die hier aufgezählt sind, wie zum Beispiel der Mönchgrasmücke, haben wir einen Rückgang von 53 Prozent, oder bei der Kohlmeise um 55 Prozent, und das Rotkehlchen ist sogar um 74 Prozent zurückgegangen. Das als natürliche Schwankungen hier in diesen Bericht hineinzuschreiben, finde ich doch etwas mutig, denn es ist mehr als eine natürliche Schwankung. Die Anzahl der Vogelreviere hat sich halbiert, und wie dem begegnet werden soll, darauf geht dieser Naturschutzbericht überhaupt nicht ein. 

Es wird in diesem Kapitel über die Kalksburger Probeflächen angeführt, dass man eine Rodung durchgeführt hat, einer Gebüschgruppe, die vor Augen führt, dass Strukturbereinigungen und Verschlechterungen für die Vogelwelt nicht nur in der Vergangenheit stattgefunden haben, sondern heute noch eine Bedrohung für Arten- und Individuenreichtum sind. Das stimmt. Aber was ist die Conclusio daraus? Wir roden weiter Büsche und Sträucher in der Stadt, Zufluchtsorte der Vögel, Nistplätze der Vögel und es wird hier nur nach Bedarf festgehalten, dass das dem Bestand der Vögel schadet. Aber was tun wir weiter? Nämlich nichts. Es wird weiterhin auf Friedhöfen, im Park gerodet, es werden die Büsche entfernt. Ich glaube schon, dass es sehr viele Brutvogelmonitoring-Studien gibt, die auch sehr gut sind und eine sehr hohe Aussagekraft haben. Aber dass das zu einem Zweiseitenkapitel führt, wo alles schöngeredet wird, das finde ich eigentlich bedenklich. 

Wir haben auch noch ein Kapitel, auf das ich eingehen will, nur ganz kurz, das ist der jagdliche Managementplan. Da steht dann halt drinnen: Der jagdliche Managementplan 2003 bis 2005 wurde kundgemacht. Und dann wird in der letzten Landesregierungssitzung eine Novelle beschlossen, eine Verordnung der Wiener Landesregierung betreffend Schonzeiten der jagdbaren Tiere. Jetzt ist es schon sinnvoll, die Schonzeiten der jagdbaren Tiere an EU-Gesetze anzupassen. Aber wenn man dann wieder nicht auf Studien, die die MA 22 durchgeführt hat, hört und die Ergebnisse in Novellen mit einbezieht, dann frage ich mich schon: Wozu macht die MA 22 hochwertige Studien, wenn sie nicht in die Politik der Stadt einfließen? Denn die Spezialkartierung Rebhuhn zum Beispiel vom März 2003 hat vorgeschlagen, um die Situation des Rebhuhns in Wien zu verbessern, die Bejagung auszusetzen, darauf zu verzichten. In der Verordnung wird dem nicht Folge geleistet, und es wird auch darauf hingewiesen, warum. Nämlich weil es sich hier um eine traditionelle Jagd handelt, und deswegen wird dem nachgefolgt. Wozu dann bitte die guten Studien, wenn sie nicht einfließen in die Politik? Wozu muss das Rebhuhn in Wien, wo es sehr, sehr wenige gibt und wo die Bestände zurückgehen, auch noch bejagt werden, nur damit sich ein paar wenige Jäger ihre Trophäen dann irgendwo hinhängen und sie ausstopfen, oder es steht ja auch drinnen, man kann sie sogar essen. Na super, ja, das ist ein Grund, hier die Bejagung zu ermöglichen. 

Zu den Anträgen, die schon angesprochen wurden, bezüglich des gentechnik-veränderten Saatgutes beziehungsweise der Agrarförderung. Es ist ja da ein Kapitel drinnen, Entwurf einer Gentechnik-Novelle des Wiener Naturschutzgesetzes. Wir möchten hier einen Antrag einbringen, der sich genau auf das, was da drinnen steht, bezieht, nämlich dass hier in Wien – und im Bundesländervergleich ist Wien halt doch etwas anders als die anderen Bundesländer – die gentechnikfreien Zonen nicht dermaßen ausgeführt werden wie in den anderen Bundesländern, sondern eben nur ein Aufbringungsverbot von gentechnisch veränderten Organismen in den Europaschutzgebieten verankert werden soll. Das ist uns zu wenig, wir wollen mehr, und ich bringe deswegen mit meinem Kollegen Rüdiger Maresch folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Die Frau amtsführende Stadträtin für Umwelt möge den Entwurf eines Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetzes nach dem Vorbild des Salzburger Gentechnik-Vorsorge-gesetzes ausarbeiten und dem Wiener Landtag zum Beschluss vorlegen. Insbesondere soll durch den Gesetzesentwurf der ökologische Landbau ohne die Gefahr der Verunreinigung durch gentechnisch veränderte Organismen sichergestellt werden. 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Als zweiten Antrag bringen der Kollege Maresch und ich einen Antrag betreffend die Bindung von Öko-Agrarförderungen an den Verzicht auf gentechnisch verändertes Saatgut ein. Jetzt hat der Kollege VALEN-TIN schon gesagt, sie stimmen dem zu. Es stimmt. Ihr habt eins zu eins unsere Begründung kopiert und dann was zugefügt, wo wir uns offensichtlich nicht einig sind, ob die Stadt Wien das machen kann im Landwirtschaftsgesetz oder nicht. Es ist schön, wenn unsere Begründungen übernommen werden, nur sollte die Politik danach auch übernommen werden. Wir bringen einen Antrag ein auf Zuweisung, um das wirklich im Ausschuss auch diskutieren zu können, ob die Änderung des Wiener Landwirtschaftsgesetzes in der Form erfolgen kann oder nicht. 

„Der Landtag wolle beschließen:

1. Die österreichische Bundesregierung wird aufgefordert, bei der nächsten ÖPUL-Programmperiode die Teilnahmebedingungen an den Verzicht der Verwendung gentechnisch veränderter Organismen zu binden.

2. Die zuständige Stadträtin wird ersucht, gemeinsam mit der Wiener Landwirtschaftskammer einen Entwurf zur Änderung des Gesetzes über die Förderung der Landwirtschaft in Wien, Wiener Landwirtschaftsgesetz, auszuarbeiten und dem Wiener Landtag zur Beschlussfassung vorzulegen. Das geänderte Gesetz soll gewährleisten, dass Landwirtschaftsförderungen nach § 5 lit°b des Wiener Landwirtschaftsgesetzes an den Verzicht auf gentechnisch verändertes Saatgut gebunden werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags.“ 

Zur Einrichtung der unabhängigen Ombudsstelle. Wir haben ja heute schon in der Fragestunde über das Bundestierschutzgesetz gesprochen, was da alles drinsteht. Da steht auch unter dem erwähnten § 41 die Bestellung eines weisungsfreien Ombudsmannes oder einer Ombudsfrau, einer Ombudsperson drinnen. Jetzt stimmt das schon, dass in diesem Antrag, den wir stellen werden, der Amtstierarzt ausgeschlossen ist. Es gibt eine Anfragebeantwortung aus Salzburg, genau auf einen ähnlichen Antrag, den die GRÜNEN dort eingebracht haben, wo darauf hingewiesen wird, dass ein dienstfrei gestellter Amtstierarzt, um den es hier nur gehen kann, weil sonst kann er ja diese unabhängige Stelle nicht ausführen, schon in Situationen kommen kann, wo er vielleicht plötzlich gegen ehemalige Bescheide seines Arbeitgebers auftreten muss. Um genau das zu verhindern, dass die Leute, die in einem Abhängigkeitsverhältnis standen, stehen werden als Amtstierarzt, nicht in diese Situation kommen, hier plötzlich aufzutreten, Gewissenskonflikte zu haben bezüglich ihrer Arbeitgeber, wollen wir die Amtstierärzte aus dieser Ombudsstelle heraushalten, sondern wir wollen wirklich unabhängige Menschen, die sich mit der Stelle des Ombudsmenschen beschäftigen und diese auch erfüllen können. 

Wie das Sekretariat ausschaut: Mag schon sein, dass wir da jetzt vorschreiben, wie. Aber zu befürchten ist, man setzt eine Ombudsperson ein, und das war es dann. Das ist unsere Befürchtung. Deswegen wollen wir auch festgehalten haben, wie die nötigen Ressourcen ausschauen. 

Darüber hinaus keine Diskussionen. Wenn da Anträge kommen von der SPÖ, dass diese Ombudsperson unzählige MitarbeiterInnen hat, Riesenbüroräume, frei zugänglich für die Bevölkerung et cetera, sind wir gern dabei. Aber im Moment ist nichts zu sehen, wie dieses Gesetz in Bezug auf die Ombudsperson umgesetzt wird, und auch nicht, wie die Ressourcen sein sollen beziehungsweise die Arbeit dieser sehr, sehr notwendigen Menschen funktionieren soll. Deswegen wollen wir hier zumindest einmal eine Mindestausstattung für die unabhängige Ombudsstelle. 

Deswegen bringe ich einen Antrag ein: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Die Wiener Landesregierung wird aufgefordert, das Bundestierschutzgesetz dahin gehend umzusetzen, dass eine unabhängige weisungsfreie Ombudsperson eingesetzt wird, die weder einer amtstierärztlichen, freiberuflichen oder sonst einer Tätigkeit beim Amt der Wiener Landesregierung nachgeht, die unabhängige Tierschutzombudsstelle mit den nötigen Ressourcen auszustatten, die zur Umsetzung der gesetzlich übertragenen Aufgaben erforderlich sind. Insbesondere soll die personelle Ausstattung über einen reinen Sekretariatsbetrieb hinausgehen und qualifizierte Zuarbeit umfassen, ausreichend finanzielle Mittel, zum Beispiel für Expertisen, zur Verfügung gestellt werden und vom Amt der Wiener Landesregierung getrennte Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Der jährliche Bericht der Tierombudsstelle an die Landesregierung soll dem Landtag vorgelegt werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

 (Zwischenruf des Abg Heinz Hufnagl.) Herr Kollege Hufnagl! Sie können gern mit mir reden, aber es ist, glaube ich, sinnlos, wenn Sie da immer Ihre Zwischenrufe machen, deren Qualität ich manchmal bezweifeln möchte. 

Ich wünsche mir für den nächsten Naturschutzbericht eine nähere Betrachtung des Vogelrückgangs in dieser Stadt. Vor allem der Amselrückgang fehlt völlig. Der war auch schon 2003 abzusehen. Auch wie wir mit dem Usutu-Virus umgehen wollen in der Stadt. Ob wir einfach hinnehmen, dass die Amseln verschwinden, oder ob es Maßnahmen geben wird, um nicht nur die Amseln, sondern auch andere Vögel in dieser Stadt schützen. Es gibt viele Maßnahmen, die gesetzt werden können. Nachzulesen in den hervorragenden Studien der MA 22, wie es damit aussieht, ob diese Maßnahmen a) umgesetzt werden, b) aber auch greifen. 

Ich wünsche mir auch ein kurzes Kapitel zum Vogelanprall, nicht nur einen Hinweis im Bericht der Bundesumweltanwaltschaft, dass es Vogelanprall gibt. Im Naturschutzbericht steht nichts dazu. Die Vögel prallen an die Glasfronten an. Dass wir da irgendwie nicht weiterkommen, wundert mich etwas. Ich hoffe, dass den Vögeln mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird als in den zwei Seiten, die eigentlich der Schönfärberei dienen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich eingangs sehr herzlich bei allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der MA 22 für die wirklich hervorragende geleistete Arbeit und für den hervorragenden Bericht bedanken. 

Die MA 22 ist als Umweltschutzabteilung wirklich eine der tragenden Säulen der Geschäftsgruppe Umwelt. Ich glaube, wir können gemeinsam wirklich sehr stolz auf das Erreichte und Berichtete im Naturschutzbericht sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, auf die eine oder andere Bemerkung meiner Vorredner und Vorrednerinnen einzugehen. 

Vielleicht darf ich mit dem Herrn Abg Klucsarits anfangen. Ich glaube, er ist nicht im Saal. (Abg Rudolf Klucsarits, auf einem anderen Platz sitzend: Doch!) Was mir wirklich wichtig wäre, ist, Herr Kollege: Wenn Sie Kritikpunkte haben, dann ersuche ich Sie, die politische Debatte mit mir zu suchen, aber lassen Sie die Beamten der MA 22 aus dem Spiel. Sie haben das Wort “ineffizient", glaube ich, gebraucht. Das tut mir ehrlich gesagt sehr weh, weil ich weiß, dass die Damen und Herren der Abteilung wirklich wahnsinnig bemüht sind und mit vollem Einsatz für den Natur- und Umweltschutz dieser Stadt arbeiten. Wenn Sie die politische Auseinandersetzung suchen, dann würde ich Sie wirklich bitten, das mit mir oder mit meinen Kollegen hier vom Gemeinderat zu tun, aber lassen Sie die Beamten und Beamtinnen da wirklich aus dem Spiel. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Sie es nicht so gemeint haben, bin ich froh. Ich möchte das nur von Anfang an hier einmal klarstellen, weil mir das wirklich ein Anliegen ist. Ich glaube, sie haben sich das auch nicht verdient. (Abg Gerhard Pfeiffer: Keine Wertung durch die Berichterstattung!) Ich bin Berichterstatterin und erlaube mir, mein Schlusswort zu halten. Wenn die Damen und Herren der ÖVP es mir gestatten, versuche ich auch auf ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Jetzt beruhigen Sie sich vielleicht wieder ein bissel. Wenn Sie noch etwas zu sagen gehabt hätten, hätten Sie sich sicher auch zu Wort melden können. Ich versuche hier auf die Wortmeldungen meiner Vorredner einzugehen. Ich hatte den Eindruck, dass das von einer Stadträtin erwartet wird, und deswegen tu ich das auch. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Gerhard Pfeiffer: Wo sind die Inhalte?) Ich komme schon noch zu den Inhalten, Herr Kollege. Aber ich nehme mir heraus, das hier zu sagen, was ich gerne sagen möchte. – Gut. Also kommen wir zur Sache zurück.

Der Herr Kollege Maresch hat sich große Sorgen gemacht um eine Ausgliederung der MA 22. Ich kann Sie wirklich beruhigen: An das ist überhaupt nicht gedacht. Das Wort “Kundenorientierung“ sollten Sie nicht gleich als Kampfansage betrachten. Ich glaube, das ist einfach auch der Versuch, eben kundenorientierter zu sein, und das soll nicht gleich irgendwie in die falsche Kehle genommen werden.

Was das Bodenschutzgesetz betrifft, so bitte ich Sie auch, nachdem es eine Übergabe gegeben hat am 1. Juli, einfach noch um etwas Zeit. Das Bodenschutzgesetz ist in Arbeit. Wir arbeiten daran. Auch ich bin daran. Es wird noch ein bissel dauern, aber es ist nicht in der Versenkung verschwunden. 

Über die Möglichkeiten und Bedingungen des Seins sage ich jetzt nichts. Ich glaube, das haben Sie sehr gut und ausführlich ausgeführt.

Zum Thema Nationalparkhaus, das der Herr Kollege Klucsarits eingebracht hat, kann ich Sie informieren, dass wir zur Zeit damit beschäftigt sind, ein Gutachten zu erstellen, das die Bauaufsicht von uns verlangt hat. Da geht es um das Problem "Fliegerbomben aus dem Zweiten Weltkrieg". Deswegen ist es auch noch zu keinem Spatenstich im Bereich des geplanten Nationalparkhauses gekommen. Wir hoffen aber, dass wir das bis zum Frühling so weit bereinigt haben, dass wir eben dort keine Fliegerbomben finden und dann mit dem Nationalparkhaus so vorgehen, wie wir das geplant haben.

Die Frau Kollegin Reinberger hat zum Thema Lärm gesagt: Prioritätenliste. Also wir haben wirklich versucht – und das ist keine einfache Aufgabe –, hier eine Reihung der Prioritäten so fair wie möglich in irgendeiner Weise vorzunehmen. Ich weiß, dass das schwierig ist. Es gibt eine gewisse Gewichtung eben zwischen Lärmintensität und den Bewohnerinnen und Bewohnern dort. Ich kann Sie aber insofern beruhigen: Wir haben gerade eine sehr große Investitionssumme gemeinsam mit dem Bund und dem Verkehrsminister beschlossen. Wir haben vor wenigen Wochen die Verträge unterzeichnet, wo neue Lärmschutzprojekte jetzt durchgeführt werden und wo wir auch Planungsverträge unterschrieben haben. Das heißt, nicht nur die konkreten Projekte, die jetzt umgesetzt werden, sondern schon auch die Planungsverträge für zukünftige Projekte, die vor allem einzelne Bereiche der Vorortelinie in Wien betreffen. Also da ist einiges auf dem Weg, und ich bin auch wirklich froh, dass wir diese Co-Finanzierung mit dem Bund haben, weil das natürlich für uns auch einiges erleichtert.

Zum Thema Gentechnik freue ich mich, dass es uns heute gelungen ist oder dass es Ihnen gelingen wird – ich bin ja keine Abgeordnete mehr –, einen Vierparteienantrag hier in diesem Haus zu beschließen, weil mir das natürlich, wie Sie wissen, ein Herzensanliegen ist und weil es auch ein Thema ist, das ich in nächster Zeit noch sehr intensiv bearbeiten werde.

Zum Biosphärenpark: Die Anregung, dass wir den Herrn Dr Loiskandl im Ausschuss zu einem Zwischenbericht einladen, kann ich mir sehr gut vorstellen. Ich glaube, dass das gut und interessant wäre. Der Herr Dr Loiskandl hat da auch wirklich schon gute Arbeit geleistet. Wir haben ja in diesem Jahr eben das Biosphärenpark-Management einrichten können. Das, glaube ich, war ein weiterer wichtiger Schritt zur Realisierung des Biosphärenparks Wienerwald. Wir hoffen, dass wir bis 2005 so weit sind, dass wir eine Zuerkennung des international anerkannten Status Biosphärenpark erreichen können.

Ich möchte vielleicht noch auf zwei der Punkte aus dem Naturschutzbericht eingehen, die für mich die Highlights waren. Das ist einerseits sicher das “Netzwerk Natur“, wo wir auf Bezirksebene mit konkreten Maßnahmen und Plänen einfach ein Netzwerk über ganz Wien erstellen. Das finde ich sehr gut. 

Mir persönlich gefällt auch die Aktion “Freier Wildwuchs“ besonders gut, weil es einfach ein bissel ein Kontrapunkt ist zu den anderen Grünflächen in der Stadt. Da geht es genau darum, dass man eben eine andere Art von Natur auch fördert, auch in der Innenstadt, die ja mit weniger Grünräumen gesegnet ist als sozusagen die Außenbezirke. Es ist eine ungeplante, eine spontane Natur, die vielleicht von manchen als G’stätten empfunden wird, weil sozusagen auch Unkräuter dort wachsen und nicht eine schöne grüne Wiese. Aber ich glaube, dass das auch Teil einer Stadtökologie sein soll. Deswegen mag ich dieses Projekt der MA 22 besonders gern. Auch die vielen netten Plakate, die es dazu gibt, illustrieren gut, in welche Richtung hier gedacht wird.

Abschließend möchte ich noch ein paar Bemerkungen zum Thema Vogel und dem angeblichen Vogelsterben in Wien bringen. Wir haben das in Richtung der GRÜNEN auch schon mehrmals versucht, irgendwie klar zu stellen, dass von einem dramatischen Vogelsterben in Wien, wie das immer wieder behauptet wird, wirklich keinesfalls die Rede sein kann. Wir haben seit 15 Jahren jetzt schon laufende Beobachtungen in diesem Bereich. Es gibt einfach sehr starke Schwankungen bei den Vogelbeständen. Ich möchte Ihnen das wirklich mit ein paar Zahlen auch illustrieren. 

Von 1989 bis 1998 gab es einen kontinuierlichen Rückgang bei fast allen Vogelarten. Im Jahr darauf wurden aber beinahe wieder die Anfangszahlen aus dem Jahr 1989 erreicht. Im Jahr 2000 gab es wieder einen Einbruch bei allen Vogelbeständen, 2002 haben sie wieder zugenommen. Also das ist ein Auf und Ab, und da kann man nicht von einem Jahr auf das andere aus den Rückgängen schließen, dass es gleich automatisch zu einem dramatischen Vogelsterben kommt. Diese Vogelbestände in Wien unterliegen einfach starken Schwankungen, und Rückschlüsse aus kurzfristigen Zahlenanalysen sind in diesem Zusammenhang nicht zulässig. Ich kann das nur betonen, und auch die MA 22 bemüht sich wirklich besonders darum: Wir wollen in Wien allen Vögeln wirklich eine gute Heimat bieten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Vielleicht noch abschließend. Ich bedaure, dass die GRÜNEN dem Naturschutzbericht nicht zustimmen können, weil er für mich eigentlich nicht unbedingt jetzt eine politische Willenskundgebung ist, sondern einfach nur ein Dokument und Zeugnis der wirklich guten und hervorragenden Arbeit der MA 22, der Umweltschutzabteilung, wo ich eigentlich gehofft hätte, das Sie sich eigentlich auch anschließen können. Aber es gibt ja noch Hoffnung, vielleicht ist es beim nächsten Naturschutzbericht dann soweit. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtags, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2003 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist SPÖ, FPÖ und ÖVP und daher mit Mehrheit beschlossen. 

Wir haben Anträge, und zwar Beschluss- und Resolutionsanträge, abzustimmen.

Ich komme zum ersten. Es ist der so genannte Vierparteienantrag betreffend Gentechnik in der Landwirtschaft. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Wir kommen zum zweiten Antrag. Er ist eingebracht von den GRÜNEN betreffend Gentechnik-Vorsorge-gesetz. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer ist dafür? – Das sind die GRÜNEN, die FPÖ und die ÖVP und daher nicht die Mehrheit.

Wir kommen zum dritten Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betreffend Bindung von Öko-Agrarförderung an das gentechnisch nicht veränderte Saatgut. Es ist die Zuweisung dieses Antrages verlangt. Wer ist dafür? – Das sind die GRÜNEN, die SPÖ und die FPÖ. Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zum vierten Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betreffend Umsetzung des Bundestierschutzgesetzes, Einrichtung einer unabhängigen Ombudsstelle. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer ist dafür? – Das sind die GRÜNEN, die FPÖ und die ÖVP und daher nicht die Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 7. Die Postnummer 7 betrifft den Antrag gemäß Art 98 Abs 2 B-VG auf Wiederholung des Gesetzesbeschlusses vom 30. Juni 2004 betreffend ein Gesetz, mit dem die Dienstordnung 1994 (19. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (23. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), die Pensionsordnung 1995 (13. Novelle zur Pensionsordnung 1995), das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995 (8. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (19. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), das Wiener Personalvertretungsgesetz (9. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) und das Wiener Bezügegesetz 1995 (7. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1995) geändert werden. 

Berichterstatterin ist die Frau amtsf StRin Mag Wehsely. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich die Frau Abg Dr Vana gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Wiener GRÜNEN werden dem Pensionsbeharrungsbeschluss heute nicht zustimmen. (Abg Günther Barnet: Weil?) Das wird Sie nicht überraschen. Wir haben auch nach eingehender Debatte der neuen Pensionsordnung im Juni dieses Jahres nicht zugestimmt, weil wir die Wiener Pensionsordnung als drastische Verschlechterung für die öffentlich Bediensteten sehen. Deshalb können wir auch schwerlich auf der Einführung eines Gesetzes beharren, das wir von der Substanz her ablehnen.

Aber, und das ist ein sehr großes Aber, und es geht in die Richtung der Kolleginnen und Kollegen hier rechts im Saal, in dem Fall links von mir, aber das ist ja schwer möglich, wie mir unterstellt wird: Die Wiener GRÜNEN haben keinerlei Verständnis für den Einspruch, der hier von Seiten der Bundesregierung eingelegt wurde gegen die Wiener Pensionsordnung, und zwar aus mehreren Gründen. Ich halte den Einspruch eigentlich für vollkommen absurd, und ich denke, wir könnten uns die Zeit hier doch leicht sparen. Denn man darf sich doch nicht wundern, wenn man die Wiener LandesbeamtInnen in die Pensionsharmonisierungsverhandlungen nicht einbezieht, dass dann ein eigenes Gesetz von Seiten der Stadt Wien für die Wiener LandesbeamtInnen eingebracht wird und auch durchgeführt wird. Das ist das eine. Also hier jetzt Einspruch zu erheben, dass Wien einen eigenen Weg geht und Wien zuerst gar nicht einzubinden, das halte ich für eine Farce. 

Das Zweite aber ist die Begründung Ihres Einspruches, die ich schon an der Grenze zum Absurden befindlich halte, muss ich ehrlich sagen, und fast lächerlich, fällt mir da eigentlich nur ein, wenn Sie das Wiener Modell kritisieren, das sich von Ihrem hauptsächlich – hauptsächlich, sage ich – durch längere Übergangsfristen unterscheidet und Ihr Modell mit den Kerneckpunkten 45-65-80 doch eh recht brav – unter Anführungszeichen – umsetzt. Wenn Sie sich beschwerden, dass längere Übergangsfristen eine so genannte Gefährdung des Gesamtstaats, wie Sie es auch medial verkündet haben, sein soll und noch dazu die Gefährdung oder ein Widerspruch zum Solidaritätsgedanken in diesem Land, dann stellen sich wirklich bei mir alle Haare auf, aus Ihrem Mund, liebe Kolleginnen und Kollegen von ÖVP und FPÖ, das Wort "Solidarität" überhaupt nur zu hören. Wenn hier jemand in Widerspruch zum Solidaritätsgedanken steht und eine Gefährdung für den Gesamtstaat darstellt, dann sind es wohl Sie mit Ihrer Politik. Ich spreche jetzt nicht mit Ihnen persönlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, sondern über die Politik der Bundesregierung, die eine Pensionsreform beschlossen hat, die sie mit der Pensionsharmonisierung jetzt noch verschärft, wo weite Teile der Bevölkerung auch dagegen sind. Das zeigen alle Umfragen. Zum Beispiel fühlen sich nach einer jüngsten Umfrage in Wien von allen 18- bis 40-jährigen Frauen 71 Prozent benachteiligt von Ihrer Pensionsreform. Also das sind wirklich keine guten Werte, die Sie da haben. Das ist kein Jahrhundertwerk und schon gar nicht das so genannte modernste System Europas, sondern das steht im Widerspruch zum Solidaritätsgedanken, und wir lehnen diese Politik ab. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Ich denke, dieser Einspruch kann nur als Ablenkungsmanöver von Ihrem eigenen Versagen in der Pensionsharmonisierung gewertet werden; die Pensionsharmonisierung, die eigentlich gar keine ist. Nach wie vor ist nicht jeder Beitrags-Euro gleich viel wert. Es gibt nach wie vor unterschiedliche Systeme für unterschiedliche Berufsgruppen. Es gibt nicht gleiche Beiträge und gleiche Leistungen. Und die großen Verliererinnen der Pensionsharmonisierung, wie auch schon der Pensionsreform, sind wieder die Frauen, wo Sie eigentlich verkünden, gerade für Frauen mit den Kindererziehungszeiten doch etwas Positives jetzt noch nachgebessert zu haben. Da kann ich ja nur lachen, wenn man sich anschaut, was Sie da nachgebessert haben bei den Kindererziehungszeiten, dass Sie den Anpassungsfaktor, also den Kindererziehungszeitenbewertungsfaktor, unter den nach Jahren Einkommen der Frauen ansetzen und dann, im Gegensatz zu anderen Quellen, nicht einmal das 13. und 14. Monatsgehalt mit einberechnen. Also da kann ich nur lachen. Gerade Frauen haben riesige Verluste nach eurer Pensionsreform zu vergegenwärtigen, die irgendwelche Nachbesserungen bei Kindererziehungszeiten nicht annähernd auffangen können. Die Formel 45-65-80, also erstens nach 45 Beitragsjahren und mit 65 Jah-ren in Pension gehen zu können und dann 80 Prozent eines durchschnittlichen Lebenseinkommens zu haben, ist für die Frauen ein Schlag ins Gesicht. Schon jetzt be-trägt die Durchschnittspension von Frauen zirka 50 Pro-zent jener der Männer. Und Sie vergrößern diese Einkommensschere noch weiter. Da sagen die GRÜNEN ein klares Nein. Und ich sag' es Ihnen noch einmal: Diese Diskussion hier, die hätten wir uns heute wirklich sparen können.

Aber dennoch, ich möchte es noch einmal wiederholen, lehnen wir auch das Wiener Pensionsmodell aus grundsätzlichen Überlegungen ab. Ich habe es schon gesagt, wie ich es auch schon im Juni eingehend gesagt habe. Wir betrachten auch das Wiener Pensionsmodell als Verschlechterung für die öffentlich Bediensteten. Die Eckpunkte der Pensionsreform der Bundesregierung werden nachvollzogen, die unsägliche Formel, eben 45-65-80, wird im Kern übernommen, nur, und das gebe ich zu, eben mit längeren Übergangsfristen, mit etwas besseren Aufwertungsfaktoren, mit besseren Regelungen für Frauen, auch mit besseren Regelungen für so genannte Schwerarbeiter, Schwerarbeiterinnen. Das ist nämlich auch so ein Punkt bei Ihren angeblichen Nachbesserungen. Die so genannte Schwerarbeiterregelung ist auch eine Regelung, die hauptsächlich Verbesserungen für Männer bringt, während typische Frauenberufe, wie zum Beispiel Pflegeberufe, aber auch das Gastgewerbe nicht in die Definition von Schwerarbeit einbezogen werden. 

Wir GRÜNEN fordern ein nachhaltiges und auch umverteilendes und zukunftsfähiges Alterssicherungskonzept. Wir denken: Wenn man wirklich auf die dramatischen Veränderungen in der Arbeitswelt, Stichwort hohe Arbeitslosigkeit, Stichwort Atypisierung, Prekarisierung von Beschäftigungsverhältnissen adäquat und nachhaltig reagieren will, führt an der Einführung einer erwerbsunabhängigen Grundsicherung und einer Grundpension kein Weg vorbei. 

Wir GRÜNEN stehen für dieses Modell. Wir haben es auch durchgerechnet. Wir sind sehr enttäuscht, dass die Bundesregierung in der letzten Nationalratssitzung nicht einmal bereit war, einem gemeinsamen Ansuchen von SPÖ und GRÜNEN zu entsprechen und ein Grundsicherungsmodell durchzurechnen, wie viel es denn kosten würde und wie viel es auch einsparen würde. Nicht einmal dem sind Sie nachgekommen. 

Das heißt, sich heute hierher zu stellen und zu sagen, das Wiener Pensionsmodell würde den Staat gefährden und der Solidarität widersprechen, und Ihr Modell sei zukunftsfähig, also dem möchte ich auf allen Linien im Namen meiner Fraktion widersprechen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Herr Abg Dr Tschirf. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass zwischen dem Solidaritätsverständnis der Wiener GRÜNEN und dem der Österreichischen Volkspartei ein großer Unterschied besteht, ist richtig. Dazu stehen wir, weil unser Verständnis der Solidarität besteht auch darin, dass man sehr wohl auch auf das Rücksicht nimmt, was an Beiträgen geleistet wird. Wir sind der Ansicht, dass es gerade hier mehr Gerechtigkeit geben soll. Und das war einer der wesentlichsten Ansätze dafür, dass wir für eine Harmonisierung der Systeme eintreten, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es schafft dieses System, gerade auch was Kindererziehungszeiten betrifft, deutliche Fortschritte. Auch das gehört dazu. Auch das wollten wir mit diesem neuen System herbeiführen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mich wundert es, dass gerade auch Gewerkschaftsvertreter hier so ruhig sitzen, weil sie doch wissen, dass hier genau das Gegenteil von dem geschieht, was von Seiten der sozialistischen Gewerkschafter außerhalb – zugegebenermaßen außerhalb – der Gemeindebediensteten immer wieder verlangt worden ist, dass nämlich eine Harmonisierung herbeigeführt wird. Und genau diese Harmonisierung wird mit diesem Schritt, der hier gesetzt wird, nicht getan. 

Ich habe mir angesehen, wie der Unterschied ist zwischen der Anhebung des Pensionsantrittsalters, wie das beim Bund der Fall ist, wie das beim ASVG der Fall ist, da ist man längst über das 60. Lebensjahr hinaus, und wie das bei der Stadt Wien ist. (Der Redner stellt ein Taferl auf das Rednerpult mit dem Titel "Wiener Pensionsreform – Mehrkosten".) Das bedeutet, hochgerechnet, in Schilling bis 2017 10 Milliarden ATS, meine Damen und Herren. Sie können sich ansehen, wie das aussieht. Sie sehen also, wo in den einzelnen Jahren der Unterschied liegt. Ist das Solidarität? Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist alles andere, aber keine Solidarität! (Beifall bei der ÖVP.) 

Heute wird ein Beharrungsbeschluss gefasst, und allein wenn wir uns mit dem Thema Beharrungsbeschluss befassen, sieht man ja, was das heißt: Beharren, Verweigern, Blockieren, vergangenheitsbezogen. (Abg Godwin Schuster: Sie vertreten die Rechte der Leute?) Und das ist die Realität, mit der Sie sich auseinander setzen sollten, nämlich damit, was man mit diesen 10 Milliarden ATS tun könnte. 

Und wenn ich Ihnen die andere Seite zeige (Der Redner dreht das Taferl um; auf der Rückseite lautet die Überschrift "Arbeitslosigkeit in Wien – Entwicklung") und Sie sich ansehen, wie sich das mit der Arbeitslosigkeit in dieser Stadt entwickelt: Von 61 020 zu Beginn der Ära Häupl, 63 000, wie wir noch in der Regierung waren, und jetzt auf 76 000. Das ist der soziale Skandal in dieser Stadt! (Abg Godwin Schuster: Sie haben die Möglichkeit, uns zu helfen! Wo ist der gute Gewerkschafter?) Das ist der soziale Skandal in dieser Stadt, und das ist eigentlich etwas, wo gerade auch Sie, Herr Kollege Schuster, nachdenken sollten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Kollege Schuster! Sie haben was angesprochen. Ich bin 20 Jahre Mitglied des Österreichischen Gewerkschaftsbundes. Ich bin Vorsitzender des ÖAAB. Deshalb bin ich hier herausgegangen, weil das ist einfach ein Maß an Unsolidarität, das jetzt gezeigt wird. Und das ist kein guter Dienst, der gerade auch an den Gemeindebediensteten geleistet wird. Das sollten Sie beherzigen. Da sollten Sie nachdenken. Und Sie hätten ja die Chance gehabt. Gerade dieser Beharrungsbeschluss war die Möglichkeit nachzudenken. Nachzudenken, ob man nicht Besseres tut, ob man nicht das tut, was gerade jetzt notwendig wäre und wozu alle europäischen Regierungen drängen. 

Und mit der Harmonisierung, wie sie in Österreich zwischen den Systemen herbeigeführt wird, da ist Österreich weiter als andere Länder. Schauen Sie sich die Situation an. Schauen Sie sie in Deutschland an, in Frankreich, in Italien, in allen anderen Ländern. Das sind die Probleme, mit denen sich dort die Regierungen auseinander setzen, und diese Bundesregierung ist schon weiter auf diesem Gebiet. 

Mir ist auch klar, warum Sie hier in Zwischenrufen so nervös sind. Schauen Sie sich doch an: Wie war denn die Entwicklung seit 1970? Seit 1970 ist Folgendes passiert: Da ist die Lebenserwartung in Österreich im Schnitt um 7,5 Jahre angewachsen. Das ist gut so. Und die Leute werden Gott sei Dank gesund älter. Das ist genau das Thema. 

Aber da muss man auch sagen aus Solidarität zwischen denen, die im Erwerbsprozess sind, und denen, die erst in den Erwerbsprozess kommen, und auch denen, die nicht mehr im Erwerbsprozess sind, dass hier Gerechtigkeit geschieht. Und was ist passiert? Nichts ist passiert. 

Im Jahr 1987 hat sich die Regierung Vranitzky zu einer Klausur zurückgezogen. Vielleicht kann sich der eine oder andere noch daran erinnern. Und was war das Ergebnis dieser Klausur des Jahres 1987? Die Erkenntnis, dass die Leute Gott sei Dank älter werden und dass es daher auch notwendig ist, das Pensionsalter anzuheben. Und das war einer, und das ist nicht irgendein Konservativer oder ein Neoliberaler gewesen, es war ein gewisser Alfred Dallinger. Alfred Dallinger, großer Vorsitzender der Gewerkschaft der Privatangestellten. Der hat schon damals, Ende der 80er Jahre, gesagt: Wir werden um eine Anhebung des Pensionsalters nicht herumkommen. Und wir täten uns alle viel leichter, wenn nicht der Bundeskanzler der SPÖ, der Finanzminister der SPÖ, der Sozialminister der SPÖ durch Jahrzehnte das verhindert hätten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dann hätten wir viele Maßnahmen in den letzten Jahren nicht durchführen müssen. Und das ist sicherlich nicht immer einfach gewesen. Überhaupt nicht einfach, gerade für jemanden, der aus der Arbeitnehmerschaft kommt, der Landesobmann des ÖAAB ist, der im täglichen Gespräch weiß, was das heißt. Das ist nicht so einfach. Aber das ist deshalb so schwierig geworden, weil Sie die Versäumnisse einfach zu verantworten haben, weil einfach in den letzten Jahrzehnten hier zu wenig geschehen ist. 

Und der erste Schritt, der geschehen ist, war 2000 die Anhebung des Pensionsalters. Und da war es ja auch wieder interessant. Der Edlinger, der ist da gesessen als Wohnbaustadtrat. Als Finanzstadtrat hat er im Jahr 1999/2000 bei den Regierungsverhandlungen gesagt, es muss das Pensionsalter angehoben werden. Und dann hat man einfach dagegen gestimmt. 

Warum hat jeder ASVGler, warum hat etwa der Vertragsbedienstete auch in Wien seit 2001 ein höheres Pensionseintrittsalter? Warum? Die haben das alle schon, nur die Landesbeamten nicht? Warum? Wie ist diese Unterscheidung und warum ist das so, dass in einem Fall°... (Abg Christian Oxonitsch: Die passen gar nicht da her!) Warum ist dieser Unterschied? (Abg Christian Oxonitsch: Die passen gar nicht da her, das weißt du ganz genau!) Das ist ein Maß an Unsolidarität! Und Ihr Finanzminister, Ihr Finanzstadtrat Edlinger hat zur Jahreswende 1999/2000 auch gesagt, das Pensionsalter muss angehoben werden. (Abg Christian Oxonitsch: Wie ist das bei den Lehrern!) In Wien ist es nicht angehoben worden und das ist einfach die Verantwortung, die Sie zu tragen haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ein gewisser Gusenbauer, Bundesvorsitzender°... (Abg Kurt Wagner: Herr Gusenbauer! Herr Gusenbauer!) Herr Gusenbauer, okay, einverstanden. (Aufregung bei der SPÖ.) Der Herr Gusenbauer hat verlangt°... (Abg  Kurt Wagner: Und ein gewisser Herr Neugebauer, was sagt der dazu?) Der Herr Gusenbauer, es ist interessant, was der so sagt auf der°... (Abg Kurt Wagner: Was sagt der Herr Neugebauer dazu?) Sie wären froh, wenn Sie einen Arbeitnehmervertreter wie den Fritz Neugebauer hätten! (Beifall bei der ÖVP.) Das ist einer, der für soziale Verantwortung in dieser Republik steht im Gegensatz zu anderen. Und diese°... (Abg Günther Barnet: Er ist älter als 50! – Große Aufregung bei der SPÖ.) 

Noch einmal: Der Herr Gusenbauer - ich weiß, es ist unangenehm, das zu hören -, der Herr Gusenbauer hat seit dem Jahr 2000°... (Weitere große Aufregung bei der SPÖ.) Der Herr Gusenbauer hat bereits ab dem Jahr 2000 verlangt, dass es eine Harmonisierung der Systeme geben soll und der Bundeskanzler Schüssel hat dann Folgendes gemacht: Er hat das getan, was gute Tradition in Österreich ist. Er hat sich in Sozialpartnergesprächen zusammengesetzt. Da haben 22 Runden stattgefunden und die Gewerkschaftsvertreter wissen ja genau, warum das gescheitert ist. (Abg Godwin Schuster: Wenn am Ende das nicht rauskommt, was am Anfang gesagt wurde!) Das wissen Sie genau. (Abg Godwin Schuster: Ja genau! ) Es ist nicht daran gescheitert, dass ein Verzetnitsch nicht überlegt hätte abzuschließen, sondern sie haben den Auftrag aus dem Wiener Rathaus bekommen „Ihr dürft nicht abschließen“ (Heiterkeit bei Abg Godwin Schuster.), weil parteipolitisches Kalkül wichtiger ist als sozialer Friede und das ist die Realität, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Verantwortung dafür trägt einer, nämlich der Wiener Bürgermeister und Landeshauptmann Michael Häupl. Ich frage mich nur, warum der nicht da sitzt. Warum sagt der Michael Häupl nicht das, was Kollegen unter den Landeshauptleuten gesagt haben? Erwin Pröll, Herwig van Staa haben gesagt (Heiterkeit bei der SPÖ.): Selbstverständlich, selbstverständlich wird das Pensionsalter in ihren Bundesländern genauso umgesetzt wie auf der Bundesebene. Selbstverständlich wird das System übertragen, nur Sie tun es nicht! Das heißt, 10 Milli-arden ATS, die für Arbeitsplätze, für mehr im Bereich der°... (Abg Franz Ekkamp: Das stimmt ja nicht!) Ich weiß, es tut Ihnen weh, die Zahl von 10 Milliarden. (Abg Franz Ekkamp: Weil es unrichtig ist!) Das tut Ihnen allen weh, das ist mir klar, weil es hier letztlich darum geht (Abg Franz Ekkamp: Unrichtig! Es ist nicht richtig!), ob für den Bereich des Pflegewesens, wo der Herr Bürgermeister schon lange von einer Milliarde redet, mehr geschieht. (GR Godwin Schuster: Der eigene Koalitionspartner setzt in Kärnten diesen Wahnsinn nicht um!) Wie das mit den 8-Bett-Zimmern in dieser Stadt ist und wie das damit ist, dass Wien mit Abstand die höchste Arbeitslosigkeit in Österreich hat! (Abg Kurt Wagner: Weil wir in Wien die meisten Arbeitsplätze haben! – Aufregung bei der ÖVP.)
Ich bin wirklich erschüttert, meine Damen und Herren! (GR Kurt Wagner: Schauen Sie sich das in absoluten Zahlen an!) Ich bin wirklich erschüttert und ich sage das deshalb, weil ich als Mitglied des Österreichischen Gewerkschaftsbundes genau dieser Organisation beigetreten bin, weil ich mir mehr Solidarität erwarte und es ist wirklich beschämend, dass Gewerkschafter, aus welchen Motiven auch immer, solche Zwischenbemerkungen gemacht haben! (Abg Godwin Schuster: Sie sprechen von Solidarität?) Das ist peinlich und beschämend. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich kann Ihnen eines nicht ersparen°... (GR Kurt Wagner: Und Ihre christlichen Gewerkschafter? – GR Godwin Schuster: Genau, was ist mit Ihren christlichen Gewerkschaftern?) Ich kann Ihnen nicht ersparen, auf den Herrn Gusenbauer zurückzukommen. Der Herr Gusenbauer°... (Aufregung bei der SPÖ.) Ich weiß, es tun Ihnen die 10 Millionen ATS weh, 10 Milliarden ATS! Ich kann das ja gar nicht fassen: 10 Milliarden, die uns da verloren gehen! (Abg Johann Driemer: Und was ist mit den Lehrern?) Ja, jetzt komme ich dazu. Herr Driemer, ich komme gerne dazu, weil der Herr Gusenbauer auf Ihrem Landesparteitag auch wieder gesagt hat, dass das, was bei den Beamtenpensionisten auf Bundesebene passiert, nicht genug weitgehend ist. Ich weiß nicht, nimmt er jetzt offensichtlich die Realität nicht wahr? Und die Presseberichterstattung! Sie haben ja keine offenen Parteitage, um andere einzuladen. Das ist nicht die Kultur dieser Wiener SPÖ. 

Der Herr Gusenbauer hat wiederum verlangt, dass hier für die Bundesbeamten (Aufregung bei der SPÖ.), weit mehr geschieht; das heißt, Sie sagen, da gibt es die einen, das sind Unsere, da darf nichts gemacht werden, da wird am Pensionsalter bis 2009 nichts verändert, da ist bis 2009 das 60. Lebensjahr, wurscht, das kostet bis 2017 (Abg Kurt Wagner: Und die Lehrer? Was habt ihr da gemacht?) – 2017 ist der Wiener Bürgermeister längst in Pension! - 10 Milliarden ATS! Das ist uns wurscht, ob das für Arbeitsplätze, Pflege und so weiter verwendet werden kann, aber auf die anderen, auf die gehen wir alle los. Das ist das soziale Verständnis einer Partei! (Abg Kurt Wagner: Fragen Sie doch den Herrn Dinkhauser aus Tirol! Was sagt denn der Dinkhauser dazu?) Vielleicht haben Sie alle nicht gesehen, was der Fritz Dinkhauser zu dieser Einigung bei den Harmonisierungen gesagt hat, vielleicht ist Ihnen das alles entgangen. Das mag schon sein. Ich kann das gerne nachholen. Das, was gelungen ist°... (Aufregung bei der SPÖ.) 

Mir wäre es an der Stelle sozialistischer Gewerkschafter sehr unangenehm, weil das, was notwendig wäre - ein höheres Maß an Solidarität auch in dieser Stadt - (Abg Kurt Wagner: Was sagt denn der Herr Sekretär Karl Klein dazu?), gegen die Arbeitslosigkeit zu tun, dass das erfolgt.

Diese Doppelzüngigkeit der Wiener Sozialisten, der SPÖ, erfolgt auf dem Rücken der Bevölkerung (Abg Godwin Schuster: Wir werden Ihnen das erklären!) zu Lasten des Arbeitsmarktes, zu Lasten der anderen Arbeitnehmer.

Wir können einem solchen Beschluss nicht die Zustimmung geben und ich würde Sie bitten, denken Sie noch einmal nach, nützen Sie die Chance, die Ihnen die österreichische Bundesregierung gegeben hat. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Mit dem Beharrungsbeschluss gehen Sie in die falsche Richtung. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir haben daher, und zwar sind das mein Kollege Fritz Aichinger und ich, einen Beschlussantrag°... (Abg Godwin Schuster: Auch ein Arbeitnehmervertreter!) Also ich würde mir wünschen, dass viele von Ihnen das soziale Verständnis hätten, das der Fritz Aichinger hat und das viele gerade auch Gewerbetreibende und im Bereich der Wirtschaft haben. Das täte Ihnen gut und das würde dazu beitragen, dass es mehr Solidarität in dieser Stadt gibt! (Abg Godwin Schuster: Ja ja! Ja ja!. – Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben daher folgenden Beschlussantrag, dass die Wiener Landesregierung aufgefordert wird, endlich die Pensionsharmonisierungen auch in Wien umzusetzen. (Abg Godwin Schuster: Wir fürchten uns so sehr!) Ich darf diesen Beschlussantrag hier vorbringen.

Im Übrigen denken Sie noch einmal darüber nach, ob nicht doch ein Schritt in Harmonisierung, in mehr Gerechtigkeit für alle Arbeitnehmer der richtige Schritt für diese Stadt (Abg Godwin Schuster: In Kärnten!), für den Arbeitsmarkt dieser Stadt wäre und nicht ein Beharren auf falsch verstandenen Privilegien! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dr Serles. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ!

Wie man so hört, sind ja die Meinungsumfragen für die SPÖ in Wien derzeit angeblich nicht so schlecht. Zumindest in dieser Situation°... (Abg Godwin Schuster: Das hat man gerade gesehen! Die Graphik hat das gezeigt!) Herr Kollege Schuster, das waren, glaube ich, nicht die Meinungsumfragen, das waren andere Zahlen, auf die wir dann später noch zu sprechen kommen werden. (Abg Christian Oxonitsch: Stimmenzuwächse!) Und eigentlich tut es mir Leid, dass dieses Taferl nicht hier heraußen steht, weil es sehr klar herausgearbeitet hat, dass Sie sich mit dem heutigen Beschluss mittelfristig Budgetspielraum nehmen, den Sie auf der anderen Seite durch billige Polemik in den laufenden Finanzausgleichsverhandlungen vom Bund so lautstark einfordern. (Abg Godwin Schuster: Das ist auch billig!)

Aber Herr Kollege Schuster, wenn es wirklich stimmt, dass die Meinungsumfragen für euch zur Zeit nicht die schlechtesten sind, dann würde ich mir wenigstens in dieser Situation von der SPÖ so etwas wie eine mutige Politik erwarten. Ich würde mir von der SPÖ so etwas wie eine Politik mit Verantwortungsbewusstsein und Augenmaß erwarten und ich würde mir von der SPÖ erwarten, dass sie bei der Pensionsreform vor allem an die jungen Bürgerinnen und Bürger Wiens denkt. 

Und Herr Kollege Schuster, daher verstehe ich es einfach nicht, warum Sie das grundlegende und zukunftsweisende Modell der Bundesregierung nicht einfach eins zu eins für Wien übernehmen! Ein Zukunftsmodell, und da kann man über Feinheiten diskutieren, das jedenfalls aber einmal - und das ist ein historisches Novum - ein einheitliches Pensionsrecht für alle Österreicherinnen und Österreicher vorgibt. (Abg Godwin Schuster: Sie meinen das aber nicht, was Sie sagen!)

Herr Kollege Schuster, ab 1. Jänner 2005 wird für jeden Versicherten das gleiche Pensionsrecht gelten (Abg Kurt Wagner: Das ist ja nicht wahr!), für alle, die unter 50 Jahre sind. (Abg Godwin Schuster: Aber das stimmt ja nicht!) Herr Kollege Schuster, das können Sie drehen und wenden wie Sie wollen, das können Sie ja nicht wegdiskutieren! (Aufregung bei der SPÖ.) Ab 1.1.2005 wird es erstmals - und das ist uns Freiheitlichen ein ganz zentrales Anliegen - keine Privilegien mehr für Gruppen geben, die Sie jahrzehntelang hochgehalten haben. (Beifall bei der FPÖ.) Ab 1.1.2005 wird es keine Pensionssonderrechte mehr geben (Abg Rudolf Hundstorfer: Gehen Sie nach Kärnten!) und es wird das gleiche Pensionsrecht für alle - ich glaube, das tut Ihnen besonders weh - unter besonderer Berücksichtigung für Frauen (Abg Rudolf Hundstorfer: So gehen Sie doch nach Kärnten!), unter besonderer Berücksichtigung für Schwerarbeiter (Heiterkeit bei Abg Godwin Schuster.) und unter besonderer Berücksichtigung für Langzeitverdienende gelten. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der FPÖ.)
Und wenn Sie das noch so sehr stört, ich möchte daher ausdrücklich das, was die Bundesregierung vorgelegt hat, als mutigen und zukunftsweisenden Schritt bezeichnen und Sie schließen das für Wien einfach aus und braten hier in Wien wiederum Ihre Extrawürstel. (Abg Kurt Wagner: Ungerechtigkeiten sondergleichen sind das! Ungerechtigkeiten sondergleichen! – Weitere Aufregung bei der SPÖ.)

Der Herr Kollege Tschirf hat das schön vorgerechnet: Sie nehmen sich damit mittelfristig einen gewaltigen budgetären Handlungsspielraum. Wenn ich die Zahlen glauben kann und die klingen sehr einprägsam, dann reden wir von 10 Milliarden ATS bis zum Jahr 2016. Das illustriert sehr schön, worum es dabei geht!

Und jetzt, meine Kollegen von der SPÖ, bin ich bei der Diskussion über die laufenden Finanzausgleichsverhandlungen. Diese Politik ist nämlich ein besonders einprägsames Beispiel dafür, dass sich Ihre populistische Politik in Wien darauf reduziert, laut zu schreien, dass Ihnen irgendwer, nämlich der Finanzminister, der Bundeskanzler, die Bundesregierung, Geld wegnimmt, statt dass ihr hier in Wien eure Hausaufgaben macht! Und da kann man jetzt°... (Beifall bei der FPÖ und bei Abg Gerhard Pfeiffer.) 

Da kann man jetzt viele Beispiele zitieren. Der Bogen reicht von den Subventionen über die strukturellen Versäumnisse im Gesundheitsbereich bis hin – um etwas exemplarisch heraus zu greifen - zum Ronacher, das um 48 Millionen EUR renoviert wird, hinausgeschmissenes Geld und wo Sie nicht im Traum daran denken, nur einen Funken an dieser Idee zu ändern. Gleichzeitig aber (Aufregung bei Abg Kurt Wagner.), liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, spricht der Herr StR Rieder in der laufenden Diskussion über den Finanzausgleich davon, dass er so etwas wie ein gemeinsames Sparprogramm vorschlägt! 

Mit dem heutigen Beharrungsbeschluss strafen Sie dieses Zitat vom Sparprogramm der Lüge. Mit dem heutigen Beharrungsbeschluss beweisen Sie, dass es Ihnen um ganz andere Dinge geht, nämlich darum, Ihre Klientel zu befriedigen, aber dass Sie sich vom nationalen Konsens in der Zwischenzeit meilenweit verabschiedet haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Besonders bezeichnend ist es auch, wenn es der Herr Finanzstadtrat Rieder in diesen Finanzausgleichsverhandlungen ablehnt, dass die Länder die Steuerhoheit für Abgaben wie die Grundsteuer und Grunderwerbssteuer übernehmen, die ihnen mehrheitlich zufließen. Wenn der Herr Finanzstadtrat davon spricht, dass diese Finanzausgleichsverhandlungen vom Diktat des Finanzministers geprägt sind, dann kann ich Ihnen nur entgegen halten: Ich kenne hier in Wien nur eine Partei, die das Diktat zum Mittel ihrer Politik erhoben hat, und das ist die SPÖ! Sie versuchen hier mit billiger Polemik, öffentliche Meinung zu diktieren. 

Und, Herr Kollege Schuster, diesem Versuch, öffentliche Meinung durch Dampfwalzenagitation zu diktieren, werden wir das entgegen halten, was sich mittelfristig noch immer bezahlt gemacht hat, unabhängig von irgendwelchen aktuellen Meinungsumfragen (Abg Kurt Wagner: Die sind Ihnen wurscht!), nämlich intelligentere, bessere und daher letztlich erfolgreichere Ideen! - Glück auf! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Frauenberger. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ganz kurz nur zu diesem Taferl: Abgesehen von den absolut nicht nachvollziehbaren Zahlen hat es mit den roten Zeilen ein bissel so ausgeschaut, als würden Sie uns zeigen, wo wir uns als Wiener SPÖ bis zum Jahr 2013 hin entwickeln und ich denke mir, da könnten Sie mit Ihren Einschätzungen nicht so schlecht liegen! (Beifall bei der SPÖ. – Heiterkeit bei der FPÖ und Abg Gerhard Pfeiffer.)
Die Bundesregierung hat im Gegensatz zu Wien mit ihrem vorliegenden Pensionsmodell und mit ihrem vorliegenden Entwurf nämlich eines ganz sicher nicht getan: Sie hat nicht die Chance wahr genommen, eine öffentliche Alterssicherung für die Zukunft so zu gestalten, dass sie auch tatsächlich den vielen, vielen Menschen, die in Erwerbstätigkeit stehen, auch wirklich nützt. Die vorliegende Pensionsreform könnte man eigentlich eher Pensionsraubreform nennen und sie ist weder fair noch ist sie gerecht und sie verdient eines auf jeden Fall nicht, nämlich den Begriff von Harmonisierung! Harmonisierung kommt aus unserer Sicht nämlich von harmonisch und wenn hier behauptet wird, dass ab 1.1.2005 alle das gleiche Pensionssystem haben, dann muss man sagen: Das stimmt schlichtweg nicht, das gilt vielleicht für jene, die ab 1.1.2005 eintreten (Beifall bei der SPÖ.), aber was ist mit den über 50-Jährigen zum Beispiel? Das sind ja nicht unbedingt wenige. Und bitte, was ist harmonisch, wenn Pensionsverluste aus der so genannten Pensionsreform 2003 durch neue, wieder neue Abschläge vom Pensionsverlustdeckel nicht erfasst sind und auf 20 Prozent und mehr aufgedoppelt werden? Wo ist zum Beispiel bei Ihrer Reform die Gleichstellung, wenn bei Frauen die Bewertung von Ersatzzeiten bei weitem nicht ausreicht? Und was ist da bitte nicht überfallsartig, wenn gerade die 50-Jährigen von den aufgedoppelten Verlusten auf Abschläge und Pensionskürzungen aus 2003, also gerade diese Gruppe am stärksten von dieser so genannten Reform erfasst ist.

Die Bundesregierung verdoppelt also die Verluste, benachteiligt Frauen, kürzt die Pensionen von Langzeitversicherten und spricht von Beitragsgerechtigkeit! Von Beitragsgerechtigkeit kann bei dieser Reform keine Rede sein! Das Prinzip “Gleiche Beiträge und gleiche Leistung“ ist mit Ihrem Modell nicht erfüllt. Hier von Harmonisierung zu sprechen, halten wir für zynisch und unfair! (Beifall bei der SPÖ.)
Und wenn hier von arbeitsmarkpolitischen Maßnahmen gesprochen wurde: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, Begleitmaßnahmen fehlen. Man wird zwar auf der einen Seite länger arbeiten, aber dass man sich auch in der Verantwortung der Regierung darüber Gedanken macht, wie diese älteren Menschen länger arbeiten können, davon ist in Ihrem Modell keine Spur! Da bleibt uns die schwarz-blaue Bundesregierung jegliche Antwort schuldig. (Beifall bei der SPÖ.)
Der Einspruch der Bundesregierung gegen dieses Beamtenpensionsrecht ist aus unserer Sicht ein einziges, nämlich ein Politikum. Hier macht man ein sehr plumpes Ablenkungsmanöver vom eigenen Versagen und von der eigenen Unfähigkeit. 

Unsere Wiener Reform ist sowohl sozial ausgewogen als auch sparsam und sie ist zukunftsweisend. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Sie ist ein gutes Ergebnis und das ist im Übrigen auf einer sozialpartnerschaftlichen Ebene entstanden. Auch das ist ein großer Unterschied zur Bundesreform! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese zur Beschlussfassung anstehende Pensionsreform für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinde Wien erfolgt angesichts der bekannten und mehrfach analysierten Pensionsentwicklungen und zwar im Leistungs- und Beitragsrecht. Sie setzt adäquate budgetentlastende Reformschritte. 

Und jetzt zu der Kritik mit den Entwicklungen und mit dem Sparen: Tatsache ist, dass wir sehr wohl sparen. Wir sparen aber auf eine sehr soziale Art. Wir sparen nicht kaputt, so wie wir das in den letzten Jahren von dieser Bundesregierung erleben, und wir sparen im Einklang mit unseren SozialpartnerInnen. Sie entspricht der Rechtssprechung des Verfassungsgerichtshofs beziehungsweise was da über die Wahrung des Vertrauensgrundsatzes gesagt wurde. Das hält die Stadt ein und sie tut vor allem eines: Sie macht das auf eine sehr sozial kompetente und auf eine sehr sozial ausgewogene Art und Weise. 

Die Zielsetzung zeigt sich in teilweise längeren Übergangsfristen, in Abfederungsmaßnahmen und in Maßnahmen, die nunmehr von der Bundesregierung bemängelt werden und diese zum Einspruch gegen unser Reformvorhaben veranlasst hat. Der Einspruch, dessen verfassungsrechtliche Zulässigkeit aus unserer Sicht durchaus hinterfragbar ist, beschränkt sich aber keineswegs auf die behaupteten Eingriffe in Bundeskompetenzen, sondern es wird auch Grundsätzliches ausgeführt. Ich möchte vorlesen: „...dass die von Wien beabsichtigten Maßnahmen hinter den mit der Pensionsreform 2003 vom Bund getroffenen Maßnahmen zurückbleiben und insgesamt die Bemühungen des Bundes zur Schaffung eines einheitlichen Pensionsrechtes konterkariert.“ Also das müssen wir aus Wiener Sicht, und zwar beides, entschieden zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Unsere Abweichungen, die Abweichungen des Wiener Modells sind sachlich gerechtfertigt und entsprechen sozialen Überlegungen. Eigenartig ist das Ganze zur Zeit im Licht der gerade in Begutachtung befindlichen Pensionsreform des Bundes, dieses so genannten Harmonisierungsentwurfs. Für diese Begutachtung gibt es im Übrigen wieder einmal sehr, sehr wenig Zeit, viel zu wenig Zeit. Wir haben als WienerInnen nur insgesamt bis zum 30.9. Zeit, das alles mit all diesen Extraentwürfen et cetera durchzuackern. Viele, viele Verschlechterungen sind da zu prüfen und das ist aus unserer Sicht nur ein weiteres Kapitel in Ihrem Buch “Speed kills“. (Beifall bei der SPÖ.)  

Was ich aber sagen wollte: Eigenartig im Lichte der Begutachtung ist der Vorwurf, dass von der Anhebung des Pensionsantrittsalters von 60 auf 65 Jahre nur nach dem 1. Jänner 1950 geborene Beamtinnen und Beamte betroffen sind und weiterhin etliche Möglichkeiten für Frühpensionierungen bestehen. Eigenartig ist das deshalb, weil der Bund mit seinem nunmehrigen Pensionsentwurf hergeht und in Rücknahme der Bestimmungen aus der Pensionsreform 2003 weitere Möglichkeiten schafft, mit 60 in Pension gehen zu können. Also das ist offensichtlich eine sehr späte Einsicht, dass die generelle Anhebung des Pensionsantrittsalters doch etwas zu rasch vorgenommen wurde. Die Wiener Reform, die die Personen besonders berücksichtigt, die bereits 5°Jahre oder weniger vor ihrem möglichen Pensionsantritt stehen und das sind die 55-Jährigen und Älteren, von denen wir hier die ganze Zeit sprechen, diese Wiener Reform geht her und erspart sich diese Korrekturen.

Im Übrigen ist die rasche Anhebung des Pensionsantrittsalters bei den Bundesbeamtinnen und bei den Bundesbeamten ja auch keine ehrliche. Ich habe da nachgelesen: Großzügige Finanzierung, also Frühpensionierungsmöglichkeiten, gibt es da nach wie vor, Vorruhestand mit dem 55. Lebensjahr, Lehrerinnen und Lehrer gehen sogar mit dem 50. Lebensjahr. Andere, auch teilweise vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig anerkannte, Frühpensionierungsmöglichkeiten unterlaufen da nach wie vor ganz, ganz stark diese Ziele. Das zum Vorwurf, der uns gemacht wird, dass wir Frühpensionierungsmöglichkeiten beibehalten. 

Die im Wiener Pensionsmodell vorgesehenen Frühpensionierungsmöglichkeiten stellen eine sehr, sehr sinnvolle Maßnahme dar und das zeigt sich auch daran, dass in dem derzeit zur Begutachtung ausgesandten Entwurf eines Pensionsharmonisierungsgesetzes ein flexibler Pensionsantritt möglich ist. Da gibt es dieses Stichwort des Pensionskorridors. Was man auch noch sagen muss, ist dass der Pensionskorridor, so wie er vom Bund jetzt gerade dargestellt wird - und da möchte ich auf etwas Frauenspezifisches eingehen - zum Beispiel eine krasse Benachteiligung von Frauen ist, denn wenn man da in diesem Modell die ganzen Erläuterungen durchliest, dann kommt man drauf, dass Frauen bis zum Jahr 2033 der Zugang zu diesem Pensionskorridor überhaupt nicht ermöglicht wird, das heißt, das ist ein blanker Pensionsraub an Frauen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Wir können in Wien mit dieser Pensionsreform durchaus eine Vorreiterinnenrolle in Anspruch nehmen. Wir haben uns hier an dem Erwerbsleben von Menschen orientiert und versucht, flexible Pensionsantritte zu schaffen. Was die Erreichung eines Durchrechnungszeitraums zum Beispiel von 40 Jahren erst im Jahr 2042 betrifft - auch eine Kritik, möchte ich sagen, denn die Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten erreichen diese Durchrechnung der Pensionsreform 2003 bereits im Jahr 2028 -, ist Folgendes zu sagen: Eine rasche Anhebung in dem Fall würde dazu führen, dass auch länger zurückliegende Zeiten in die Durchrechnung miteinbezogen werden und wenn man da ein bissel darüber nachdenkt, wird man draufkommen, dass zum Beispiel so Geschichten wie Teilzeitbeschäftigungen et cetera und das dann vielleicht noch kombiniert mit schlechteren Zeiten aus den ASVG-Aufwertungsfaktoren zu Pensionseinbußen führt, die aus unserer Sicht nicht vertretbar sind und speziell Frauen werden von solchen massiv betroffen. Abgesehen davon zielt die Wiener Pensionsreform auf eine echte 40-jährige Durchrechnung ab, indem sie auch die ASVG-Zeiten und die Zeiten der anderen Gebietskörperschaften mit einbezieht. 

Jetzt noch zu einem sehr, sehr wesentlichen Punkt unserer Reform. Es ist ein Maßstab unserer sozialen Gesinnung, dass wir eine Regelung aufgebaut haben, ein System unter dem Titel “Solidarbeitrag“ aufgebaut haben. Während der Bund generell hergeht und allen Pensionsbezieherinnen und Pensionsbeziehern, egal welche Höhe die Pensionen haben, den gleichen Betrag wegnimmt, gibt es in Wien eben die Möglichkeit, abhängig von der Pensionshöhe und zwar unterschiedlich und sozial gestaffelt, diesen Solidarbeitrag einzuheben. Ich denke mir, das ist im Sinne von Umverteilung eine sehr, sehr tolle Lösung.

Eines möchte ich zu diesen Kinderberechnungszeiten und gerade zu der Kritik, wie die Reform auf Frauen wirkt, noch sagen: Im Wiener Modell gibt es die Erhöhung des Kinderzurechnungsbeitrags um 100 Prozent statt um bloße 50 Prozent wie beim Bund und es gibt auch die Möglichkeit der Zurechnung von bis zu 5°Jahren ruhegenussfähiger Zeiten im Falle des Vorliegens von Kindererziehungszeiten und das stellt eine wesentliche und gerechtfertigte Verbesserung für Frauen dar. Das heißt, wir nehmen das ernst, dass wir auch unsere Reformen gendern und frauenspezifisch begutachten. (Beifall bei der SPÖ.)  

Das Flickwerk der Pensionsreform des Bundes geht sehr massiv zu Lasten der Frauen. Alle ExpertInnen sagen uns, dass es aufgrund der frauenspezifischen Erwerbsverläufe zu starken frauenspezifischen Pensionseinbußen kommen wird. Da wird überhaupt keine Rücksicht genommen, da wird hier überhaupt nichts wettgemacht. Und ich würde da an Ihrer Stelle mit der Kritik auch ein bisschen vorsichtig sein, weil heute zum Beispiel im “Standard“ zu lesen ist, dass der Kärntner Landeshauptmann darüber nachdenkt, Ersatzzeiten für Frauen einzukaufen, um hier etwas abfedern zu können. 

In Bezug auf diese ganze Frauendebatte möchte ich schon auch noch eines sagen: Die österreichische Bundesregierung ist dazu verpflichtet, in ihrer gesamten Politik die Strategie des Gender Mainstreamings anzuwenden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass hier in irgendeiner Art und Weise irgendjemand Gender-Kompetenz hat, weil das ansonsten nicht so ausschauen könnte und Frauen durch diese Reform nicht so benachteiligt werden könnten, ganz im Gegensatz zum Wiener Modell. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vom Ergebnis können wir daher sagen: Das Wiener Pensionsreformmodell ist das einzige Modell im ganzen Bund, das die Eckpunkte der Pensionsreform des Bundes sozusagen einhält, Stichwort: 65-45-80. Jedoch die einzelnen Umsetzungsschritte sind mit einem sehr sozialen Augenmaß, mit sozialer Kompetenz gemacht worden. Das zeigt sich in teilweise längeren Übergangsfristen, der Vermeidung von rückwirkenden Eingriffen - Stichwort: Vertrauen - und in der besseren Bedachtnahme auf besondere Lebenssachverhalte.

Wien ist im Übrigen das einzige Bundesland, das diese Eckpunkte einhält. Ich möchte hier anführen: Kärnten fährt zum Beispiel einen schaumgebremsten Sonderweg, Frauen und Ersatzzeiten kommen da jetzt aktuell dazu; Vorarlberg beschränkte sich bisher auf Weichen Stellen und selbst Oberösterreich - und ich meine, da können wir wirklich gerne einen Vergleich anstellen - kündigt einen eigenen Weg zur Bundesharmonie an. 

Wir hatten und haben also keinen Anlass, die vorgesehenen Verschlechterungen der Bundesregierung zu übernehmen und deshalb gibt es diesen Beharrungsbeschluss.

Weil hier vorher “Beharrung“ und “starr“ verglichen wurde, möchte ich gerne einen anderen Vergleich angehen. Beharrung kommt von Beharrlichkeit. Die Wiener SozialdemokratInnen sind beharrlich und zwar wenn es darum geht, soziale Interessen durchzusetzen und zwar soziale Interessen der Bevölkerung, aber natürlich auch soziale Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dieser Stadt, immerhin 65 000 an der Zahl. Dieser Beharrlichkeit werden wir nicht weichen, ganz im Gegenteil.

Ich möchte an dieser Stelle auch den MitarbeiterInnen für diesen Einsatz danken, in dem Fall mit großem I, und ersuche um Zustimmung zu diesem Beharrungsbeschluss. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Dürfte ich mir das Recht herausnehmen, diese Diskussion zu bewerten, dann müsste ich davon ausgehen, dass es zur Zeit in dieser Republik offensichtlich keine gibt, die die Menschen mehr bewegt und erregt. Das ist auch verständlich, denn es geht um viel, es geht vor allem um viel Geld und natürlich auch um viel persönliches Geld.

Die Diskussion ist aus meiner Sicht von drei Hauptargumenten geprägt, die alle sehr emotional und eigentlich nicht wirklich ans Tageslicht kommen, aber dahinter liegen: Das ist der Neid, der Neid der nicht öffentlich Bediensteten auf die öffentlich Bediensteten und innerhalb dieser wieder zwischen unterschiedlichen Gruppen. Es ist Unwissen genau um dieselbe Fragestellung, nämlich ob der öffentliche Dienst die Aufgaben gleich gut erfüllt oder gleich anstrengend ist wie auch der für die in der freien Marktwirtschaft befindlichen Angestellten, Arbeiter oder wer auch immer. Auf der anderen Seite gibt es jede Menge Besitzstanddenken und leider auch Interessensgruppenpolitik.

Lassen Sie mich kurz zur Frage des Unwissens kommen - oder beginnen wir beim Neid. 

Der Neid mündet dann oft in einer Beamtenhatz, an der ich mich nicht beteiligen werde und an der sich auch die Bundesregierung nicht beteiligt hat, auch wenn das immer wieder versucht wird zu intendieren. 

Das Unwissen um die unterschiedlichen Gruppen ist auch in dieser Diskussion wieder stark zum Tragen gekommen und es stellt sich auch im Entwurf der Wiener Landesregierung dar, weil hier eben nicht Gleiches gleich behandelt wird, sondern Ungleiches ungleich oder gleich. Das ist die Problemstellung, denn öffentlicher Dienst ist weder im Bund noch in den Gemeinden oder den Ländern, auch innerhalb sich selbst nicht gleich und das wird es zu beleuchten geben. Und es gibt jede Menge Besitzstanddenken und Interessensgruppenpolitik, die in Wahrheit die Diskussion im Wesentlichen führt und beherrscht. 

Wenn man üblicherweise gesagt hat, die Pensionsreformen oder die Gehaltsreformen von öffentlich Bediensteten orientieren sich bei den Gewerkschaftern und Personalvertretern immer an den letzten fünf Jahrgängen, für die man besonders gut verhandelt und die anderen etwas benachteiligt, so gebe ich dem Kollegen Tschirf in einem Punkt Recht: Der Herr Neugebauer hat vielleicht für die letzten 10 Jahrgänge gut verhandelt, aber für alle Beamten oder für alle öffentlich Bediensteten hat er es immer noch nicht verhandelt, das muss man ehrlich sagen. Wenn man sich den Wiener Entwurf anschaut, dann müsste man sagen, dass der Kollege Hundstorfer vielleicht für die letzten oder für die ersten 20 Jahrgänge, die jetzt in Pension gehen werden, gut verhandelt hat, für die dahinter noch immer nicht. Diese 10 Jahre Unterschied zwischen Bund und Land machen es aber auch aus, die diesem Land viel Geld kosten werden, die in den Sachausgaben fehlen werden, die den Bund im Bereich des Finanzausgleichs und des Stabilitätspaktes sehr viel Geld kosten werden und die vor allem den Bediensteten und den anderen Betroffenen in dieser Stadt sehr viel Geld kosten werden, weil sie nicht vorhanden sein werden. Ich werde diese Zahlen noch ausführen, Kollegin Frauenberger, insbesondere darauf, weil Sie ja gesagt haben, dass die Zahlen nicht nachvollziehbar sind. Ich werde Ihnen die Zahlen aus Ihrem eigenen Entwurf nennen, um das zu untermauern.

Und weil ich selbst öffentlich Bediensteter bin und einzig aus der Exekutive, aus einem bewaffneten Wachkörper der Republik stamme und heute in ziviler Verwaltung bin, darf ich noch einmal sagen: Das ist eh klar. (Heiterkeit bei Abg Dr Kurt Stürzenbecher.) Gibt es da etwas Lustiges, Kurti? Hast du da etwas einzuwenden oder ein Argument beizubringen? Du hast keines, ich danke dir herzlich dafür. (Abg Heinz Vettermann: Bei der bewaffneten Formation!) Das heißt Bundesheer, das heißt „Die bewaffnete Macht der Republik“ - Bundesheer. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das hättest du gleich sagen können! – Heiterkeit bei der SPÖ.) Also gut, damit ihr es auch versteht, das weiß eh jeder: Ich bin aus dem Bundesheer und heute bin ich Zivilbediensteter des Bundesministeriums für Landesverteidigung und ich hätte auch kein Problem damit, wenn der Bund als Dienstgeber sagt, meinen Arbeitsplatz braucht man nicht mehr, auf den Günther Barnet können wir in der zivilen Verwaltung verzichten, der zieht wieder die Uniform an und geht zurück in den bewaffneten Körper Bundesheer. Dann sage ich: „Jawohl, ich ziehe mir meine Uniform an.“ Ich halte meine Standards, ich laufe stetig, ich schaffe die Köpertests, ich marschiere noch, ich springe immer noch bei Nacht aus 2 000 Meter Höhe ab. (Abg Johann Driemer: Mit Fallschirm?) Alles kein Problem! Sollte man mir wieder eine Uniform anziehen, ich kann damit leben. (Abg Johann Driemer: Mit Fallschirm?) Mit Fallschirm, Kollege Driemer, deswegen stehe ich auch noch als Ganzer da. Mit Fallschirm. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich halte das alles aus und das muss der öffentlich Bedienstete auch aushalten. Der öffentlich Bedienstete muss aushalten, dass er sich die Frage stellt: Wofür ist er denn eigentlich da? Ist er dafür da, um in der zivilen Verwaltung Papier - sage ich einmal so salopp, weil ich es selber tue - von links nach rechts zu verschieben oder ist er dazu da, um öffentliche Aufgaben wahrzunehmen, die zugegebenermaßen vom Markt nicht wahrgenommen werden können, weil sie ein öffentliches Gut darstellen? Und dann muss der öffentlich Bedienstete auch bereit sein, dieses öffentliche Gut wieder mit voller Leistung zu erbringen. Das heißt halt im schlimmsten Fall, von einem Arbeitsplatz auf den anderen geschoben zu werden. Da ist nichts Böses dabei, das muss man nur für sich selber wissen. 

Wer das nicht tut - und das ist der Vorwurf an Personalvertretung und Gewerkschaft und insbesondere an die Sozialdemokratischen Gewerkschafter, weil sie nicht bereit waren, das ordentlich mitzuverhandeln -, der muss sich dem Vorwurf aussetzen, dass es in Wahrheit um Interessensgruppenpolitik geht und dass es darum geht, Geld mit dem Füllhorn auszuschütten, das Sie gar nicht haben und das Ihnen gar nicht gehört, damit Sie irgendwo wieder bei Personalvertretungswahlen oder bei sonstigen öffentlichen Wahlen Mehrheitsverhältnisse schaffen können. Das ist der Punkt, der dahinter steht und warum diese Stadt so viel Geld ausgibt! (Beifall bei der FPÖ.)

Man wird diese Reformen beschreiten müssen, weil uns gar nichts anderes übrig bleibt. (Abg Kurt Wagner: Und der bewaffnete Körper braucht die Abfangjäger!) Was sagst du? (Abg Kurt Wagner: Der bewaffnete Körper braucht die Abfangjäger!) Der bewaffnete Körper braucht die Abfangjäger gar nicht. Die Republik braucht sie, weil sie sich dazu erklärt hat, ein Staat zu sein. Zum Staat gehören – ich will da keine Völkerrechtsvorlesung halten – drei Grundelemente und eine davon ist die Souveränität und die Souveränität endet nicht über dem Boden, sondern erst in der Stratosphäre. Bis dorthin fliegen wir eh nicht, weil wir keine Raumfahrt aufrichten wollen, obwohl das eh Länderkompetenz wäre, aber zumindest die Lufthoheit wollen wir wahren, so lange wir noch ein Staat sind. Wenn du darauf verzichtest, dass die Republik Österreich ein Staat ist, dann nehme ich das zur Kenntnis, aber dann werden wir das den Leuten sagen: Du willst Österreich nicht, wir wollen es schon und so lange wir ein Staat sind, fliegen wir. So einfach ist das! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist eine sehr gewagte Interpretation! – Aufregung bei der SPÖ.) Ich habe irrsinnig viel Zeit, ich kann auf jeden eurer Zwischenrufe eingehen. Aber es ist eure Zeit, die ich damit stehle. Ich wollte eigentlich woanders fortschreiten, nämlich (Abg Harry Kopietz: Das ist richtig! Sie stehlen uns die Zeit! – Weitere Aufregung bei der SPÖ.) bei der Kollegin Frauenberger und bei der Kollegin Vana, die sich mit der Frage beschäftigt haben, ob das denn verfassungsrechtlich zulässig sei und warum es um den Solidaritätsbegriff geht. (Die Abgen Sandra Frauenberger und Dr Monika Vana stehen hinter den Sitzreihen.) Ihr plaudert da hinten zwar sehr nett, ihr seid sehr hübsch, ich blicke euch gerne ins Auge und möchte euch daher auch diese Argumente sagen.

Kollegin Frauenberger, wenn Sie fragen, ob dieser Einspruch verfassungsrechtlich überhaupt zulässig ist, dann sage ich: „Ja“. Erstens steht das der Bundesregierung gemäß der Bundesverfassung zu und zweitens hat sie einen verfassungsrechtlichen Auftrag, nämlich den des Art 13 Abs 2 B-VG. Für alle, die ihn nicht kennen – der Kollege Hufnagl kennt ihn, der verzeiht das, dass ich das jetzt vorlese, weil er sagt immer, ich belehre ihn sonst, aber Sie erlauben, dass ich ihn für die paar Kollegen, die das nicht wissen, vorlese: „Bund, Länder und Gemeinden haben bei ihrer Haushaltsführung die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes anzustreben.“ Genau so ist es. Jeder muss seinen Beitrag leisten und das Land Wien, die Stadt Wien will halt wieder einmal nicht. Sie will halt wieder einmal nicht bei sich selber sparen, so wie es der Kollege Serles ausgeführt hat, sondern sagt beim Finanzausgleich: „Ich öffne die eine Hand, schütte noch etwas hinein, lieber Bund, weil ich auf der anderen Seite nicht bereit bin, etwas einzusparen.“ Diesem Punkt, Art 13 Abs 2 B-VG, verfassungsrechtlicher Auftrag an die Bundesregierung oder an alle Gebietskörperschaften, das gesamtwirtschaftliche Haushaltsgleichgewicht herzustellen, entziehen Sie sich. Sie entziehen sich dem und wollen im Finanzausgleich mehr Geld! Da ist ja klar, dass der Bund sagt: „Leistet zuerst einmal eure Hausaufgaben!“ Ich werde Ihnen die Zahlen in concreto noch nennen und zwar deswegen, und damit bin ich auch wieder bei der Kollegin Frauenberger, weil sie gesagt hat - wo ist sie denn? (Abg Sandra Frauenberger steht hinter den Sitzbänken.) Ach da! -, diese Zahlen sind nicht nachvollziehbar. 

Kollegin Frauenberger, ich verwende jetzt nur Zahlen von offiziellen Dokumenten dieser Stadt und dieses Landes, wie immer Sie wollen, Rechnungsabschluss, Budget oder den vorliegenden Entwurf. Beginnen wir bei den Bediensteten. Wie schaut es denn aus um die Bediensteten der Stadt Wien? Also wenn man das in diesem neuhochdeutschen Personalberaterslang sagen würde, ist die Stadt Wien eigentlich nicht schlecht aufgestellt. Sie ist nicht schlecht aufgestellt, denn sie hat im Budget einen gar nicht so hohen Ansatz für Personalausgaben, wenn man den Zahlen vorerst einmal glaubt. Geht man aber in die Tiefe und schaut sich das Verhältnis zwischen aktiven Bediensteten und Bediensteten im Ruhestand an, dann stellt sich die Problematik dramatisch dar. Da stellt sich nämlich heraus, dass bald einmal auf zwei aktive Bedienstete ein Bediensteter im Ruhestand kommt. (Abg Rudolf Hundstorfer: Wo ist denn der Blödsinn her?) Dieser Blödsinn ist aus dem Budget des Jahres 2003 dieser Wiener Stadt- und Landesverwaltung! Das hab’ nicht ich erfunden, das sind die Zahlen, die Sie nur nachzulesen brauchen. Ich kann sie Ihnen gerne nachher zur Verfügung stellen, es ist ganz einfach. 

Das dokumentiert sich auch in den Abbauzahlen der Stadt Wien. Während der Bund beginnt, in der letzten Gesetzgebungsperiode und in dieser 10°bis 11°Prozent der öffentlich Bediensteten abzubauen, schafft es die Stadt Wien, wenn man die reine Verwaltung hernimmt, 2°Prozent abzubauen, und wenn man die Stadtwerke und alles dazunimmt, 4°Prozent. 4°im Verhältnis zu 11! Da zeigt sich schon alleine, dass Sie nicht wollen. (Abg Rudolf Hundstorfer: Wir haben auch viele Aufgaben übernehmen müssen!) Aber geh bitte, was müssen die Stadtwerke für Aufgaben vom Bund übernehmen? Ich hab’ nicht gewusst, das Tramwayfahren, Strom und Gas Bundesaufgaben sind! Also das zeigt mir einmal, dass der Kanal, der Friedhof, Straßenbahnfahren, Autobusfahren, Strom oder Gas Bundesaufgabe sind! Was ist das für eine Bundesaufgabe? Wo steht in der Bundesverfassung, dass Tramwayfahren Bundesaufgabe ist? Zeigen Sie mir das, Kollege Hundstorfer! Das sind die Stadtwerke und das hat nichts mit dem Bund zu tun. 
Ein anderes Zahlenbeispiel, weil die Kollegin Frauenberger gesagt hat, das ist alles nicht nachvollziehbar. Schauen wir uns die beiden Harmonisierungsmodelle im Vergleich an, weil man es so leicht vergisst: Bund bis 2017, Wien: Spätestes Datum des Inkrafttretens, also des Wirksamwerdens, 2042. Antrittsalter im Bund heute schon 61,5, in Wien immer noch 60. Organisationsänderungen - von Ihnen angesprochen, Kollegin Frauenberger - weiterhin in Wien möglich, 55 Jahre bei vollen Bezügen, im Bund°... (Abg Rudolf Hundstorfer: Das ist falsch!) Was heißt, das ist falsch? Das ist aus eurer Novelle! Wie können Sie sagen, sie ist falsch? Soll ich sie Ihnen vorlesen? Bund 61,5, vom Verfassungsgerichtshof sogar die verpflichtende Pensionierung durch den Gesetzgeber aufgehoben. Man wird sehen, wie der Verfassungsgerichtshof das bei der Landesnovelle beurteilt. 

Nächstes Beispiel, ab Durchrechnungszeitraum 2042 und 2028 beginnt man die Zahlen zu summieren, und jetzt brauche ich gar nicht das Rechenbeispiel des Kollegen Tschirf zu nehmen, sondern einfach nur die Zahlen aus dem Entwurf des Landes Wien. Nehmen wir uns ein Beispiel her, den so genannten Pensionssicherungsbeitrag, also eine Zahlung, die sowohl vom Aktiv- als auch vom Ruhebezug der öffentlich Bediensteten dafür geleistet wird, dass sie sichergestellterweise eine Pension, ich korrigiere mich, einen Ruhebezug haben, weil das sonst aus dem Aufwand nicht mehr bedeckbar ist. Unterschied Wien zum Bund: 1 Prozent bei den aktiven, 0,5 Prozent beim Ruhestand. Das klingt so bedeutungslos, 1°Prozent und ein halber Prozent, deswegen schläft ja noch keiner unter der Brücke, wenn man ihm das wegnimmt. 

Sieht man sich aber die Zahl an, was das in einem konkreten Jahr bedeuten würde und zwar mit Wirksamkeit sofort nächstes Jahr, so sind das 20,5 Millionen EUR oder für den Kollegen Ekkamp in Schilling, weil er es nicht gerne so vorgerechnet hat, sonst glaubt er, ich weiß es nicht: 282 Millionen ATS. 282 Millionen ATS oder 20,5 Millionen EUR alleine bei der Frage, ob ich den Pensionssicherungsbeitrag an den Bund angleiche, ein halbes beziehungsweise 1°Prozent beim Aktiv- oder beim Ruhebezug. Und wegen einem halben oder 1°Prozent schläft kein öffentlich Bediensteter in Ruhe oder im Aktivstand unter der Brücke! Kein Mensch lebt deswegen unter der Brücke! 282 Millionen ATS, eine einzige Maßnahme, im nächsten Jahr wirksam. (Aufregung bei der SPÖ.)

Nächster Aspekt: Pensionseintrittalter. 2024 wird das erst schlagend und macht gemäß Ihren eigenen Rechnungen aus dem Entwurf der Stadt Wien 104 Millionen EUR aus. Würde es früher wirksam werden, stünden diese Mittel der Stadt zur Verfügung. 

Gesamtpersonalaufwand: Verringerung 51 Millionen EUR. Durchrechnungsverlust, wenn man es nicht so wie die Stadt bis zum Jahr 2042 machen würde, sondern schon früher wie der Bund: 88,9 Millionen EUR. Summiert, alles aus dem Entwurf der Stadt Wien oder des Landes Wien, allein diese vier entscheidenden Beiträge und das schon in wenigen Jahren, wenn sie früher in Kraft treten würden: 264 Millionen EUR oder für die, die es noch in Schilling haben wollen, 3,6 Milliarden ATS. Das gibt diese Stadt für ihre Bediensteten mehr aus, weil sie nicht bereit ist, ein ordentliches Pensionsharmonisierungsmodell zu machen, bei dem - und ich wiederhole mich - nachher keiner unter der Brücke schläft. Das ist Geld, das im Sachaufwand fehlt und zwar schon in wenigen Jahren und das Sie auf der anderen Seite beim Finanzausgleich vom Bund haben wollen, nur weil Sie selbst beinharte Interessensgruppenpolitik für eine Gruppe von Bediensteten machen und nicht das Gesamtwohl der Wienerinnen und Wiener im Auge haben! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Ich bedanke mich für den Vortrag und die Feststellung, dass Wien sozial verträglich vorgeht im Gegensatz zum Bund!) 

Also jetzt werde ich Ihnen etwas sagen, Kollege Kopietz: Was das mit sozialer Verträglichkeit zu tun hat, verstehe ich nicht! (Abg Harry Kopietz: Weil wir eine andere Basis im Auge haben gegenüber Sie! Sie haben eine andere Pensionsreform!) Also es heißt einmal “gegenüber mir“ und ich verwehre mich gegen den pluralis maiestatis. Ich nehme ihn nicht in Anspruch, es heißt “mir“, aber der Punkt ist der: Ich verstehe nicht, wo es da um soziale Gerechtigkeit geht, denn da sind ja nicht nur die Bezüge der Putzfrau dabei. Da geht es ja nicht um die Putzfrau, da geht es ja nicht um den handwerklich Bediensteten, da geht es ja nicht um den Feuerwehrmann allein, da geht es ja nicht um den Straßenbahnfahrer°... (Abg Heinz Hufnagl: Alleine geht es nicht darum, aber in der Summe!) Lassen Sie mich das Argument zu Ende führen, denn das ist der entscheidende Punkt: Bei dem manifestiert sich ja der Unterschied nicht so richtig im Pensionsbezug, sondern im Aktivbezug, aber die Fragen werden noch kommen. Aber es manifestiert sich auch beim Obersenatsrat und die Obersenatsräte, da muss ich ehrlich sagen, da ist mein Mitleid (Abg Harry Kopietz: Das stimmt doch nicht!), da ist mein Mitleid ein°... (Abg Harry Kopietz: Es gibt ja nicht so viele Obersenatsräte!) Ja, aber die machen die vielen Summen aus! (Abg Harry Kopietz: Das stimmt ja nicht!) Die machen die vielen Summen aus, man glaubt es ja kaum. (Abg Harry Kopietz: Sie schütten das Kind mit dem Bad aus!) Nein, ich schütte das Kind nicht mit dem Bade aus. (Abg Godwin Schuster: Du argumentierst mit dem Neid!) Ich mache ja keinen Neid, nein (Abg Godwin Schuster: Sicher, mit dem Neid!), aber Godwin Schuster, du willst mich absichtlich missverstehen. Das ist mir schon klar mit deinem Zwischenruf. Aber dann lass mich das Argument ausführen. 

Die Fragestellung ist: Was ist der Unterschied, beim Aktivbezug dafür Sorge zu tragen, dass beispielsweise der bei der Feuerwehr nicht damit leben muss, dass sich 50 Prozent seines Gehalts in den Zulagen verstecken und nur 50 Prozent im tatsächlichen Grundgehalt? Natürlich kann man das lösen und muss man das lösen. Aber das verlangen wir ja von euch! Macht’s das! Macht eine Besoldungsreform, in der die Bediensteten nicht mehr davon abhängig sind, dass sie 50 Prozent ihres Bezugs beispielsweise in den Zulagen°... (Abg Harry Kopietz: Das heißt nur anders! Das kostet das Gleiche!) Der Unterschied ist nur, und das wissen Sie genau, Kollege Kopietz, es wird immer für alle gemeinsam verhandelt und das Entscheidende für alle ist das Grundgehalt, denn wenn ich die eine Gruppe im Grundgehalt erhöhe, nämlich dort, wo es gerechtfertigt ist - bei der Feuerwehr, bei den Pflegebediensteten, bei wem auch immer -, dann kommen die Verwaltungsbeamten und sagen: Na hallo, da wollen wir auch mit, da wollen wir auch im Grundgehalt steigen! Und das ist das Problem, weil Sie es bei beiden Gruppen nicht differenziert machen! Und Sie wissen, dass das der Bund löst. (Abg Harry Kopietz: Es gibt ja Zulagen!) Die Zulage ist ja nicht die Lösung des Problems! (Abg Harry Kopietz: Es ist ja wurscht, wie Sie es nennen!) Nein, das ist nicht die Lösung des Problems. Die Lösung ist die Zuordnung eines ordentlichen Grundgehalts auf den Arbeitsplatz. Und Sie wissen, dass der Bund im Gegensatz zum Land das ändert. Unter anderem deswegen, weil er nicht nur eine Pensionsharmonisierungsnovelle macht, sondern auch ein neues Bundesmitarbeiterrecht und das fehlt bei Ihnen! Es fehlt bei Ihnen die Anpassung der Aktivbezüge! Wir könnten über den Ruhebezug dann locker und entspannt diskutieren, wenn es bei den Aktivbezügen in Ordnung wäre. 

Ich habe dem Kollegen Ulm – er ist gerade nicht da – zugehört wie er vorgelesen hat, wie viele Hundert unterschiedliche Zulagen es gibt und gerade das kritisiert ja auch der letzte Rechnungshofbericht. Schauen Sie sich den Rechnungshofbericht über das Donauspital an und die Frage, wie die Bezüge dort bei den Ärzten verteilt werden. 34 Prozent Steigerung in 3 Jahren! 34 Prozent Steigerung in 3 Jahren! Das ist weder inflationsangepasst, das ist nicht einmal marktangepasst, wenn man es mit den niedergelassenen Ärzten vergleichen würde. Das ist einfach beinharte Interessensgruppenpolitik, das ist das Problem! (Abg Harry Kopietz: Das sollten Sie schon von Anfang an zahlen, die 34 Prozent!) Was kann ich von Anfang an? (Abg Harry Kopietz: Das sollten Sie schon von Anfang an zahlen, die 34 Prozent!) 

Ja, wenn es angemessen ist! Wenn es angemessen ist, okay! Das Problem ist, es ist unangemessen, weil Sie nicht differenzieren. Sie differenzieren nicht zwischen einzelnen Gruppen im Dienstrecht und daher auch nicht im Pensionsrecht, sondern sagen: Alle wachsen gleichmäßig miteinander auf. Wenn das Grundgehalt bei einem wächst, dann muss es beim anderen auch wachsen, egal ob er eine wirklich schwere Tätigkeit macht oder nicht und versuchen, den Rest über die Zulagen zu regeln und das ist einfach falsch. (Abg Harry Kopietz: Das ist das System!) Ja, aber ihr habt’s ein falsches System! Der Bund hat es erkannt und ändert es. (Abg Harry Kopietz: Aber es kostet das Gleiche! Das ist System!) Nein, das kostet nicht das Gleiche, weil Sie ganz genau wissen°... (Abg Harry Kopietz: Unter’m Strich ändert sich nichts! Unter’m Strich ändert sich ja nichts. Das interessiert die Leute!) Sie wissen ganz genau, dass das deswegen ein Unterschied ist, Kollege Kopietz - und damit halte ich schon wieder die letzte Vorlesung in dieser Frage -, weil es ruhegenussfähige Zulagen gibt und nicht-ruhegenussfähige Zulagen und damit kann ich beginnen, den einen zu bevorzugen und den anderen nicht (Abg Harry Kopietz: Jetzt sind wir dort!) und das ist Interessensgruppenpolitik! Und ich mahne von Ihnen nicht mehr ein, als ein gescheites Dienstrecht zu machen, wo diese Sachen beseitigt sind. Aber wenn Sie eines vorlegen, stimme ich dem gerne zu. Das ist ja kein Problem für mich. 

Jetzt noch zu ein paar Argumenten. Frau Stadträtin, ich gehe davon aus, dass du das nicht anders siehst als deine Vorgängerin und das in den letzten Wochen immer so gekommen ist, zum Beispiel die Feuerwehrleute. Nein, man will nicht - und daher dieses gerechte Wiener Pensionssystem -, dass einer bei der Feuerwehr bis 65 arbeiten muss. Ja, das will ich auch nicht. Ich will mich auch nicht von dem retten lassen. Da springe ich lieber selber hinaus, bevor ich mich von einem 65-Jährigen retten lasse. Und ich will auch nicht, dass die Leute so lange arbeiten müssen, auch keine Frage. Aber um die geht es ja nicht in diesem Entwurf der Pensionsharmonisierung, die Sie uns vorgelegt haben. Um die geht es ja nicht alleine, sondern es geht auch um die vielen - (Lauter Krach auf der Galerie.) Ist das jetzt eine Attacke, oder was? - Verwaltungsbediensteten dieser Stadt Wien, die sich nicht den Gefahren aussetzen, die nicht auf die Leiter steigen müssen, die nicht bei Nacht und Nebel und bei den ganzen schwierigen Ereignissen wie in der letzten Nacht ihren Dienst leisten müssen, körperlich anstrengend, beeinträchtigend, unter Todesgefahr et cetera. Aber die werden ja gleich behandelt. Das ist ja das Problem! Die werden ja gleich behandelt! Für die gelten ja bei Ihnen keine unterschiedlichen Regelungen. 

Die einzige unterschiedliche Regelung, Kollege Hundstorfer, und das gestehe ich Ihnen zu, ist die, wo Sie sagen, der Stadtsenat legt mit Verordnung fest, wer unter die besonderen Erschwernisse fällt, sodass er auch mit 55 noch ohne Abschläge gehen kann. Ja, das sehe ich ja eh ein, soll die Feuerwehr darunter fallen, ist ja auch in Ordnung. (Abg Rudolf Hundstorfer: Das ist doch falsch! Das ist doch vollkommen falsch!) Nein, das ist nicht falsch. Das steht in Ihrem Entwurf drinnen. Sagen Sie nicht immer, irgendwas ist falsch, nur weil Sie es selber nicht lesen! (Abg Rudolf Hundstorfer: Aus 55 wird 60! Wenn Sie den Entwurf gelesen hätten, wüssten Sie es!) Ich habe zwar viel Zeit, aber ich habe nicht so viel Zeit, dass ich Ihnen das vorlese, weil das selbst mir zu mühsam ist. (Abg Rudolf Hundstorfer: Weil es falsch ist!)

Und wenn dann die Frau Stadträtin sagt, Ihre Vorgängerin wieder: Ja was sollen wir denn mit einem 58-jährigen Fleischhauer machen? Den können wir ja nicht zum Kindergärtner umschulen. (Abg Martina LUDWIG: Na bitte nicht!) Also das ist wirklich keine charmante Idee, Kollegin LUDWIG. Ich gebe Ihnen Recht, den 58-jährigen Fleischhauer zum Kindergärtner umzuschulen halte ich auch nicht für eine charmante Idee, aber deswegen muss er bei vollen Bezügen noch nicht in Pension geschickt werden. Ich könnte mir überlegen - vielleicht fällt mir jetzt stante pede etwas ein, nicht so charmant -, dass er in der Parkraumüberwachung tätig werden könnte. Also ich gehe davon aus, dass ein 58-jähriger Fleischhauer – wir stellen uns den jetzt gerade körperlich vor, so eher der Henkermäßige -, in der Parkraumüberwachung kein Problem hat. Der hat keine Probleme. Da gibt es keinen Widerspruchsgeist, wenn ich sag’: Nein, ist nicht wahr, ich hab’ eh einen Zettel ausgefüllt, denn der schaut mich an und ich weiß, der ist stärker als ich. Ich habe den Zettel ausgefüllt. So. (Abg Harry Kopietz: Gewalt in der Politik!) Nein, das ist nicht Gewalt in der Politik, das ist Alltag, Kollege Kopietz. Wenn ich Sie sehe, fühle ich mich auch beeinträchtigt, einfach durch Ihre Erscheinung. Ich nehme das zur Kenntnis, ich sage, der Kopietz ist nicht nur groß und kräftig, der ist auch Professor, der muss manchmal Recht haben! 

Daher sage ich: Warum muss der 58-jährige Fleischhauer bei vollen Bezügen in Pension gehen, nur weil irgendeine öffentliche Fleischhauerei oder was auch immer einen Schlachthof schließt? Warum soll der nicht noch 7°Jahre in der Parkraumbewirtschaftung tätig sein? Warum? Es gibt keinen sachlichen Grund, warum der 58-jährige Fleischhauer°... (Abg Rudolf Hundstorfer: Jetzt wissen wir, warum die FPÖ keine Wähler mehr hat!) 

Ja, das kann schon sein, dass man manchmal unangenehme Dinge tun muss. Aber, Kollege Hundstorfer, da bin ich beim Argument des Kollegen Serles: Sie wollen Dinge nicht tun, obwohl Sie wissen, dass sie richtig und notwendig sind, weil sie Ihnen unangenehm sind, weil sie dazu führen würden, dass Sie Verantwortung übernehmen müssen. Sie wollen aber die Verantwortung nicht übernehmen. Sie wollen nicht selber einsparen, sondern Sie sagen, der Grasser soll uns beim Finanzausgleich für unsere Aufgaben mehr Geld geben, sonst sagen wir, dass wir die Spitäler nicht mehr sicherstellen können, weil wir selber nicht bereit sind, unseren Bediensteten zu sagen, dass wir in der Lage wären, pro Jahr - ich wiederhole mich - 3,6 Milliarden ATS einzusparen. Das ist das Problem: Sie sind nicht dazu in der Lage trotz ihrer super Umfragen! Ich beneide Sie darum. Ich hätte wirklich gerne so gute Umfragen. Aber so gut aufgestellt wie ihr seid - und ihr seid extrem gut aufgestellt -, seid’s trotzdem nicht in der Lage, ernsthafte Probleme zu lösen und zu den Menschen zu gehen und zu sagen: Es tut uns Leid, wir sind eh in der Mehrheit, aber jetzt müssen wir ein bissel andrehen. Jetzt müssen wir die Schraube ein bissel andrehen und ein bissel nachgeben. 3,6 Milliarden ATS und da schläft noch keiner unter der Brücke. Aber Sie wollen es nicht! Sie wollen die Verantwortung auf den Bund abschieben. Sie wollen im Finanzausgleich sagen: Her mit der Marie und wenn es keine gibt, sagen wir: Ihr seid’s schuld. Und das ist die Problematik und die hören Sie nicht gern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Kollegin Frauenberger! Wo ist sie denn? (Abg Sandra Frauenberger steht hinter den Sitzreihen.) Ah, da hinten steht sie. Weil Sie die Frauen eingebracht haben und zwar aus einer ganz anderen Materie. Die Frauen im öffentlichen Dienst können die Fälle, die Sie beschrieben haben, gar nicht betreffen. Ich weiß nicht, ob Sie das wissen und zwar egal, ob im Bund oder im Land, die Fälle, die Sie geschildert haben, kann das gar nicht betreffen. Und da möchte ich Ihnen nur die Zahlen sagen: Die Frauen im öffentlichen Dienst, alle Gehaltsgruppen, verdienen durchschnittlich um 54 Prozent mehr als die Frauen am freien Markt. Also die brauchen sich nicht aufzuregen:

Erstens: Die Frauen im öffentlichen Dienst: 54 Pro-zent im Durchschnitt mehr Gehalt als am freien Markt. 

Zweitens: Die Frauen, die bereits im öffentlichen Dienst sind, bekommen automatisch eine Pension oder einen Ruhebezug. Wenn sie nicht frühzeitig ausscheiden, bekommen die immer einen. Sie haben gesagt, da wird im Bund die ASVG-Zeit nicht eingerechnet. (Abg Godwin Schuster: Überrechnungsbeitrag!) Falsch, wird eingerechnet, nennt sich Überrechnungsbeitrag, Vorrückungsstichtag. Das muss man halt wissen. Überrechnungsbeitrag heißt er, Überrechnungsbeitrag, nicht Überleitungs... Überrechnungsbeitrag heißt er im Bund. Godwin Schuster, ich hab’ die Dienstrechtsprüfung im Bund, du hast sie nicht. Ich habe sie mit Auszeichnung, diskutiere bitte nicht mit mir! (Heiterkeit bei der FPÖ. – Abg Godwin Schuster: Ich habe sie auch im öffentlichen Dienst, nicht böse sein!) 

Drittens: Zur Frage, die Sie angesprochen haben, die gar nichts mit dem öffentlichen Dienst zu tun hat, nämlich die Anrechnung der Ersatzzeiten. Na, wer hat denn das abgeschafft, dass die Ersatzzeiten für Frauen nicht mehr pensionsbegründend sind? Wer hat das abgeschafft? Die Sozialdemokratie 1996, Strukturanpassungsgesetz Nummer 1: Streichung, dass Ersatzzeiten gleich Beitragszeiten sind. Nicht die Bundesregierung ÖVP/FPÖ, nicht wir, sondern die Sozialdemokratie war da mitbeteiligt, 1996, Strukturanpassungsgesetz! (Aufregung bei der SPÖ. – Abg Sonja Kato: Die ÖVP, wir haben das damals nicht unterschrieben!) 

Ja, ihr habt´s euch die Schwarzen ausgesucht. Das ist euer Problem. Ich meine, ich will mich nicht in die Vergangenheit einmischen, aber (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) es ist wirklich euer Problem. 1996: Bundeskanzler SPÖ. (Abg Kurt Wagner: Jetzt ist es aber euer Problem!) Jetzt werde ich Ihnen was sagen, Kollege Wagner: Genau, es ist unser Problem. Wir haben dieses Problem übernommen und wir beginnen es zu lösen und ich sage Ihnen wie: 

Erstens: Früher brauchte man 15 Jahre im ASVG-Recht – das wissen Sie –, damit man überhaupt eine Pension bekommt. Mit dem Harmonisierungsentwurf der Bundesregierung braucht man wie viele Jahre statt 15? 7! Weniger als die Hälfte! Wer löst das Problem? Diese Bundesregierung, nicht die Sozialdemokratie. 

Zweitens: Die 1996 von der SPÖ, ich gebe es ja zu, mitbeschlossene Streichung, dass Ersatzzeiten gleich Beitragszeiten sind, wer löst sie? Diese Bundesregierung, weil sie erstmals die Zeiten bewertet. Man kann darüber diskutieren, ob die Zeiten zu niedrig bewertet sind. Da bin ich bereit zu sagen, wenn die Sozialdemokratie im Begutachtungsverfahren einen guten Vorschlag macht, dass man die Ersatzzeiten höher bewertet. Heraus damit, her mit einem Vorschlag, wo drinnen steht, dass sie höher bewertet werden, aber abgeschafft habt Ihr sie. Das könnt Ihr nicht uns umhängen! (Abg Johann Driemer: Ich habe als Gewerkschafter gesagt, der letzte Bezug ist die Basis, wenn Sie es nicht wissen!) 

Wann sind die 5°Jahre Durchrechnungszeitraum eingeführt worden, Kollege Driemer? Sie sind ja der große Gewerkschafter. Jetzt sagen Sie mir, wann erstmalig die 5°Jahre Durchrechnungszeitraum eingeführt worden sind. (Abg Johann Driemer: Wir haben vorgeschlagen, die volle Zeit zu nehmen!) Das haben Sie jetzt gesagt und wann haben Sie die ersten 5°Jahre Durchrechnungszeitraum eingeführt? Strukturanpassungsgesetz 1996 - SPÖ. Also erzählen Sie mir nichts über die Geschichte in diesem Bereich, die kenne ich leider etwas besser.

Daher meine Damen und Herren, bleibt Ihnen nicht erspart, zur Kenntnis zu nehmen, dass Sie mit diesem Modell nicht in Zukunft die Pensionen sichern, sondern Personalvertretungspolitik für 20 Jahrgänge machen, und das auf Kosten der Steuerzahler des gesamten Landes.

Deshalb bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen einen Beschlussantrag ein, dass sich Ihr Pensionsharmonisierungsmodell in Zukunft an jenem des Bundes orientieren soll. Ich sage nicht, übernehmen Sie die Bestimmungen eins zu eins. Da kann man über die Details reden. Aber zu einem solchen Harmonisierungsmodell gehört beides, die Pensionen wie die Aktivbezüge. Bei beiden sind Sie säumig und schlecht aufgestellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich melde mich außerhalb der RednerInnenliste, und zwar weil mich diese Diskussion um die Pensionen in Österreich schon seit vielen Jahren ärgert, wie sie geführt wird. Ich werde mich auch nicht so genau mit dem einzelnen Geschäftsstück beschäftigen. Das hat für die GRÜNEN Monika Vana schon getan. Ich möchte allerdings mit etwas ganz anderem einleiten.

Ich glaube, es ist nicht angebracht, dass vom RednerInnenpult aus Abgeordnete des Hauses, zwei Frauen in dem Fall, nämlich Sandra Frauenberger für die SPÖ und Monika Vana für die Grünen, als hübsch anzusehen und so weiter betitelt werden. Ich glaube, dass man sich für so etwas auch entschuldigen müsste. (Abg Günther Barnet: Das habe ich nicht gesagt!) Wir werden es im Protokoll genau nachlesen, was wirklich gesagt wurde. (Abg Dr Herbert Madejski: Hör doch genau zu!) 

Diese Blut-, Schweiß- und Tränen-Ideologie, die ich dauernd höre, wenn es um die Pensionen geht, wo es in erster Linie immer darum geht, wenn es zwei Leute gibt und einer ein bisschen mehr als der andere bekommt, darauf zu schauen, dass am Schluss beide weniger haben, ist eine sehr ärgerliche Diskussion. Diese Nivellierung nach unten, die immer nur zum Ziel hat, dass man zwei Leute aufeinander hetzt und dann darauf schaut, dass der andere auch weniger hat, denn wenn wir dann alle weniger haben, nämlich so wenig wie der Wenigste, damit dann alle zufrieden sind, ist eine komische Ideologie.

In Österreich haben wir ein Medianpensionseinkommen, das jeder und jede Zweite, der beziehungsweise die Pension bekommt, wobei nicht zu vergessen ist, dass sehr viele Frauen außerhalb des Pensionssystems stehen, von 667,80 EUR. Um diese Leute sollten Sie sich kümmern. Jeder Zweite, jede Zweite, der beziehungsweise die in Pension ist, bekommt weniger als 667 EUR. Das finde ich brutal. Darüber könnte man lange reden und dazu gibt es von den GRÜNEN schon lange das Modell "grüne Grundsicherung im Alter". 

Was mich dabei besonders ärgert, ist dass hier im Saal sehr viele Leute sitzen, die selbst privilegierte Pensionen kassieren oder kassieren werden und sich da aufführen und anderen Leuten das wegnehmen wollen. Es wäre schön, wenn man da mit einem positiven Beispiel vorangehen könnte. (Abg Gerhard Pfeiffer: Wer ist da privilegiert?)

Wir haben Mitte der 90er Jahre in diesem Haus die Möglichkeit gehabt, von einem alten Pensionssystem der Politiker und Politikerinnen ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich habe mir das selbst eingezahlt!) - Ich komme schon dazu. Sie sind ohnedies ein Problem. (Abg Dr Wilfried Serles: Sie haben vorhin von Neid gesprochen!) - Wir haben Mitte der 90er Jahre die Möglichkeit gehabt, vom alten Pensionssystem in ein neues umzusteigen. Das ist auch von einigen genützt worden, zum Beispiel von Günter Kenesei und den anderen GRÜNEN, die das nützen konnten. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich habe mir das selbst eingezahlt! Das ist nachweisbar!) Von wem es noch genützt wurde, weiß ich nicht, aber vielleicht könnten die einzelnen Leute herauskommen. Ich glaube, der Herr Prochaska, der jetzt sein 30‑jähriges Jubiläum gefeiert hat, hätte gar nicht umsteigen dürfen, wenn ich mich nicht irre. Der Herr Fuchs 1987, der Herr Tschirf 1991, ich weiß nicht, woher alle ihre Pension bekommen, auch bei der FPÖ der Kowarik, der Stark und der Madejski, alle lange hier. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich kann Ihnen sagen, ich habe 11 500 ATS einbezahlt!) Ich weiß nicht, vielleicht ist der eine oder andere auch umgestiegen und möchte das hier kundtun. Es könnte ja sein. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie haben keine Ahnung!) 

Ich lese Ihnen einen Satz vor. Es wissen alle Roten, wer den gesagt haben soll. Ich kann nur zitieren, wie ich ihn gefunden habe. Wenn die Quelle falsch sein sollte, kann man das korrigieren: „Ja, viele verstehen das nicht, aber als Politiker hat man auch große Verantwortung zu tragen, ist oft rund um die Uhr im Einsatz. Deshalb 
verdient man auch mehr. Deshalb fällt auch die Rente entsprechend aus." – Das hat jemand gesagt, der 13 134 EUR Pension bekommt, nicht 667,80 EUR, auch nicht zehnmal so viel, sondern schon viel näher bei zwanzigmal und es reicht immer noch nicht. Die Ingrid Korosec hat das gesagt. 

Jetzt könnte man sagen, nicht mit dem Neidkomplex arbeiten, aber schon herausgehen und sagen, der bekommt mehr, das ist eine Zulage, das ist falsch und hinunter mit der Pension. (Abg Josef Wagner: Was ist mit dem Chorherr?) Kommen Sie heraus und erklären Sie mir, warum der Walter Schwimmer, ÖVP (Abg Josef Wagner: Was bekommt die Jerusalem?) - ich werde jetzt leider ein paar Beispiele aufzählen - 4 000 EUR Abgeordnetenrente, bekommt. 62 Jahre alt, bekommt 50 Pro-zent des Letztbezugs als Europaratsgeneralsekretär und Mitte 2005, nächstes Jahr, 80 Prozent als Direktor der Gebietskrankenkasse, macht in Summe 17 800 EUR. Das ist eine Frechheit, dass sich das überhaupt jemand zu nehmen traut. Und sagen Sie nicht, dies sei verdient, weil Sie wollen auch in die Pensionsrechte von Leuten eingreifen, die heute arbeiten. (Abg Dr Wilfried Serles: Das ist, wie der Jörg Haider argumentiert! – Abg Heinz Hufnagl zu Abg Dr Wilfried Serles: Ist das ein Lob oder was ist das?) - Ich weiß nicht, was der Jörg Haider für ein Pensionsrecht hat. Ich weiß nicht, ob er umgestiegen ist. 

Der Herr Höchtl. Ich weiß nicht, da werden Sie immer nervös. Sie werden immer nervös, wenn man Ihnen aufzeigt, wie viele Leute in den eigenen Reihen hineinstopfen so viel sie können, links und rechts einsacken und die Leute aussacken. Dann werden Sie nervös. (Abg Georg Fuchs: Kehren Sie doch bitte vor der eigenen Türe!) Dann werden Sie nervös, wenn man mit dem Finger auf die Leute zeigt, die selbst alles nehmen und allen anderen etwas wegnehmen. Es ist ohnedies klar, denn irgendjemand muss ja die 17 800 EUR vom Herrn Schwimmer zahlen, irgendjemand muss die 13 000 EUR von der Frau Korosec zahlen und so weiter und so fort. 

Der Herr Haupt. Vizekanzler war er einmal. (Abg Georg Fuchs: Chorherr! Pilz!) - Das ist eine Art der Redezeitbeschränkung. Das ist ein bisschen unpraktisch. Das ist wahrscheinlich eine Redezeitbeschränkung bei den vielen Unterbrechungen. Ich werde nicht alle aufzählen, weil so lange darf ich hier nicht stehen. Da schläft wahrscheinlich die Hälfte der Riege ein. - Der Herr Haupt darf 2008 in Pension gehen und bekommt dann 13 416 EUR. 

Aktuell haben wir laut Budgetvoranschlag 510 Men-schen, die Politpension bekommen, mit einem Schnitt von 51 500 EUR im Jahr. (Abg Georg Fuchs: Das ist der Neid!) Das muss man sich einmal alles auf der Zunge zergehen lassen. (Abg Georg Fuchs: Der Neid ist das!)
Die selben Leute gehen her und sagen: „Das ist nicht leistbar. Es geht sich alles nicht aus. Ich kann leider nichts von meinem eigenen Geld hergeben, ich muss es ja einsackeln." (Abg Georg Fuchs: Das ist die Methode, mit der Haider schon abgestürzt ist!) - Herr Fuchs, Sie können mir ja erklären, wie Sie umgestiegen sind, wie Sie die Möglichkeit genutzt haben, auf ein Privileg zu verzichten. (Abg Georg Fuchs: Damit ist der Haider schon abgestürzt!) Sie können es mir hier erklären. Das haben Sie nicht getan. Da brauchen Sie auch nicht so zu tun. Sie wollen aber allen Leuten, die heute noch arbeiten, das Geld aus der Tasche ziehen. (Abg Georg Fuchs: Das ist der Neidkomplex!)
Weil mich das so ärgert und weil es so eine Unverfrorenheit ist, habe ich das jetzt dringend loswerden müssen. (Abg Dr Herbert Madejski: Den Vranitzky haben Sie vergessen!) Wenn irgendeiner das fairerweise ernst nehmen und nicht nur von anderen Leuten verlangen würde, dass sie sparen müssen, würde er schon auch an sich selbst denken. Es können alle, wenn es rechtlich nicht möglich ist, weil es einem zusteht, noch immer für irgendjemanden spenden. Es gibt die neuen und jüngeren Abgeordneten im Haus, die ganz normal ASVG-versichert sind. Da kann man die Höchstpension von 2 410 EUR bekommen. Wenn man das bekommen würde, ist es auch nicht so schlecht, weil wenn man vorher lang Abgeordneter war, hat man viel Geld in seinem Leben verdient. Das würde reichen, um einen schönen Lebensabend zu organisieren. Dafür brauchen wir nicht 13 000 EUR, Schwimmer 17 800 EUR. Das braucht es nicht. (Abg Georg Fuchs: Herr Kollege, zahlen Sie das ein?)
Ich finde es unerträglich, dass hier Leute, die zur Bundesregierung gehören, herausgehen und erklären, wie man den Leuten das letzte Geld aussacken muss, wenn wir eine Medianpension von 667 EUR haben. Ich sage das darum, weil ich natürlich auch in meiner Verwandtschaft Leute habe, die sich genau über das ärgern und das genau kennen. Es ist kein Wunder, dass vor allem viele Leute aus der SPÖ davonlaufen. Ich habe mich zuletzt am Sonntag in Vorarlberg, was mein früheres Heimatbundesland war, davon überzeugen dürfen. Kein Wunder, dass der Freiheitlichen Partei scharenweise die Leute davonlaufen, weil das haben Sie einmal versucht zu tun, aber nie vollzogen. Die ÖVP hat nie von Privilegienabbau bei sich selbst oder anderen geredet. Die Freiheitlichen haben es einmal versucht und machen es auch nicht. Es wird wohl Aufgabe der GRÜNEN bleiben, das zu tun. Daran werden wir weiterarbeiten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Barnet hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. Seine Redezeit beträgt drei Minuten. (Abg Harry Kopietz: Ich habe gewusst, er hat Fehler in seiner Rede gemacht!)

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Kollege Ellensohn, Sie haben in Ihren Ausführungen so getan und so dargestellt, als ob Bundesminister Herbert Haupt sich mit beiden Händen das Geld durch Pensionen, die ihm nicht zustehen, irgendwie einstecken würde. Ich berichtige Sie in diesem Punkt.

Erstens hat Bundesminister Herbert Haupt bei der Auflösung des Schlachthofs Spittal an der Drau nach dem EU‑Beitritt 1995 als tierärztlicher Leiter dieses Schlachthofs auf die ihm gebührlichen Sonderprivilegien der Stadt Spittal an der Drau - ziemlich lange sozialdemokratisch regiert, eigentlich immer noch, daher auch für die Gemeindebediensteten zuständig -, auf seine Sonderpension freiwillig verzichtet, obwohl er das nicht hätte tun müssen.

Zweitens bezieht er, wenn er in den Ruhestand geht, eine Pension auf der Grundlage des Bezügegesetzes, und zwar nicht beschlossen von Schwarz und Blau, sondern Bezügegesetz 1998. Sie wissen genau, wer das beschlossen hat. Ihm das vorzuwerfen, ist mehr als schäbig! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hundstorfer. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich tue es nicht gerne, aber Herr Hauptmann der Reserve, Barnet (Abg Ing Gunther WOLFRAM: Gibt es nicht mehr!), Major der Reserve, ist schon unterschrieben (Abg Günther Barnet: Miliz heißt es jetzt!), ich würde mich wirklich besser erkundigen, weil es gab kein Sonderprivileg in Spittal an der Drau bei der Sperre des Schlachthofs, sondern es gab einen paktierten Sozialplan, der vom Amt der Kärntner Landesregierung genehmigt werden musste, weil das Amt der Kärntner Landesregierung Gemeindeaufsicht über die Stadt Spittal an der Drau hat. Demzufolge gab es dort einen paktierten Sozialplan, den gleichen paktierten Sozialplan, den wir in Wien bei St°Marx gemacht haben. (Abg Günther Barnet: Und wer hat freiwillig verzichtet?) Bitte erkundigen Sie sich, bevor Sie uns hier wieder etwas von Sonderprivilegien oder sonst etwas erzählen. (Abg Günther Barnet: Und wer hat freiwillig verzichtet?) 
Der Verzicht ist eine andere Geschichte, es ist kein Sonderprivileg, sondern es ist ein Sozialplan. (Abg Kurth‑Bodo Blind: Na gehen Sie, das ist doch Larifari!) Es geht überhaupt nicht um Larifari, meine Damen und Herren der Freiheitlichen, weil ein Sozialplan kein Sonderprivileg ist. Ich danke Ihnen für diese Wortspende. Ich werde es meinen Kollegen der KUG/AUF mitteilen, die solche Sozialpläne bei zukünftigen Spitalstransferierungen sehr vehement einfordern. Ich danke Ihnen, dass Sie das so freimütig von sich gegeben haben.

Meine Damen und Herren der Freiheitlichen, wenn Sie wirklich den kleinen Mann vertreten würden, dann müssten Sie diesem Gesetzesentwurf dringendst zustimmen, denn dieser Gesetzesentwurf ist in Wahrheit eine Antwort, wie man sozial verträglich eine Pensionsreform gestalten und umsetzen kann. Ich freue mich schon auf den ÖAAB, weil mein ÖAAB dieser Pensionsreform zugestimmt hat. Ich freue mich schon auf die ÖAAB-interne Diskussion. Und ich freue mich schon auf 
den nächsten ÖAAB‑Bundesvorstand, wo nämlich der ÖAAB‑Bundesvorstand die Bundespensionsreform mit noch mit einem Paket an Forderungen versehen hat, die jetzt noch alle verhandelt werden müssen, damit der ÖAAB zustimmen kann. 

Lieber Herr ÖAAB‑Obmann Wien, ich bitte, bei der Wahrheit zu bleiben. Sagen wir doch die Wahrheit! Ihr habt im ÖAAB massivste Bröseln mit diesem Pensionsvorschlag des Bundes, weil ihr ganz genau wisst, dass er in entscheidenden Punkten massiv hineinschneidet, sodass das schlichtweg zu einem Verlust am Massenkaufkraft der Pensionisten führt. Sagt doch bitte die Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ.)
So sagen wir doch auch die Wahrheit, wie es die anderen 8°Bundesländer tun. Ich dividiere da niemanden auseinander. Aber, lieber Dr Tschirf, ich hatte diese Woche das Vergnügen, mit allen 8°Landespersonalver-tretungschefs der Landesverwaltungen zusammenzusitzen und sie über unsere Pensionsreform informieren zu dürfen. Ich kann nur sagen, alle 9 haben in Wahrheit unterschiedliche Entwicklungen. 

Ich schaue nicht neidvoll wo hin, weil wenn ich neidvoll wäre, müsste ich sagen, als Landesbeamter auf nach Kärnten, weil in Kärnten geht man mit 76 Prozent vom Letztbezug in die Rente. Das einzige, was sich der Herr Landeshauptmann dort vorstellen kann, ist dass er aus den 76 Prozent 74 Prozent macht. Das ist das einzige, was er tun wird, keine Durchrechnung, keine Abschläge, alles nicht.

So reden wir doch die Wahrheit! Wir haben 9 unterschiedliche Systeme. Diese 9 unterschiedlichen Systeme sind in dieser Republik entwickelt worden und jetzt bemühen wir uns, langfristig diese Systeme zu harmonisieren. Hier haben wir mit dem heutigen Entwurf einen wesentlichen Schritt in diese Harmonisierung.

Weil hier auch Äpfel mit Birnen verglichen werden, würde ich um eine wirkliche Versachlichung bitten. 65. Lebensjahr, wir erreichen das so spät. Der Bund braucht 17 Jahre, um das 65. Lebensjahr zu erreichen, wir brauchen 15 Jahre. Warum brauchen wir 15 Jahre? Weil wir sozialverträglich später anfangen. Aber das Endziel ist beim Bund 2018, bei uns 2020. Genau gerechnet sind es 24 Monate Differenz. Das ist die wirkliche Differenz. Dann sind wir beide beim Gleichen. 

Zum Pensionssicherungsbeitrag: Lieber Herr Kollege Barnet, wenn die Freiheitlichen die Vertretung des kleinen Mannes so ernst nehmen, wie sie das angeblich immer behaupten, dann müssen sie schon aus diesem Grund diesem Wiener Modell zustimmen. Was haben wir gemacht? Wir haben berechnet, was die Bundesformel im Geldwert wert ist, was das in Geld heißt und haben eine sozial verträgliche, sozial gestaltete Formel gegengerechnet. Beide ergeben den gleichen Geldwertbetrag, nur zahlt bei uns der Obersenatsrat, der Personaldirektor von seiner zukünftigen Pension um ein Eckhaus mehr Pensionssicherungsbeitrag als der so genannte kleine Mitarbeiter, der 1 500 EUR Pension hat. Aber Fakt ist, in Summe dessen, was Geld hereinkommt, kommt durchgerechnet beim Bundessystem genau der gleiche Geldwertbetrag herein wie mit unserem System. (Abg Dr Wilfried Serles: Die Rechnung möchte ich sehen!) 

Die Berechnung, Herr Dr Serles, sind wir gerne bereit, Ihnen mit allen Facetten offen zu legen. Wir haben nur eines gemacht, wir haben den kleinen Mitarbeiter ernst genommen. (Abg Dr Wilfried Serles: Wie viele Millionen Euro kostet das wirklich?) Gerade Sie, Herr Dr Serles, würde ich jetzt wirklich ersuchen, als Wirtschaftstreuhänder vorsichtig zu sein, weil ich kann Ihnen diese Rechnung auf Euro und den hundertstel Cent nachweisen. Das ist ihr Problem! Genau das ist Ihr Problem! Weil wir haben nichts anderes gemacht als das, was der Bund gemacht hat, vom Geldwert her, nur haben wir in Vertretung des kleinen Mitarbeiters sozial gestaffelt. 

Ich möchte nicht verhehlen, dass ich mit den früheren Pensionisten nicht unerhebliche Schwierigkeiten habe, auch heute noch, warum sie so viel zahlen müssen. Aber wenn man ihnen das in einem langen Diskurs erklärt, ist es auch nachvollziehbar, dass jemand, der 1 900 EUR Bruttopension hat, ein bisschen weniger zahlt als derjenige, der 3 000, 4 000 oder 5 000 EUR Pension hat, der ruhig sozial gestaffelt mehr zahlen kann. Das ist eine Antwort, wie man sozial verträglich Pensionssicherungsbeiträge einführen kann. Diese Antwort kommt Ihnen gar nicht in den Sinn. Man sieht es auch bei den Wahlergebnissen. 

Wenn man sich wirklich mit unserem Gesamtsystem beschäftigen würde, dann würde man darauf kommen, dass die so genannten Nebengebühren nicht wie im ASVG all inclusive hineingerechnet, sondern bei uns seit fast 30 Jahren nach einem so genannten RVZG berechnet werden. Dieses RVZG hat seit seiner Einführung ein Geheimnis, nämlich lebenslanges Durchrechnen. Da wird seit damals lebenslang durchgerechnet. Da sind wir schon lange in der Verflachung und in einer ganz schönen Geraden. (Abg Günther Barnet: Wir haben zu viele Zulagen!) - Diese klappt auch nicht? Wir haben noch zu viele Zulagen, recht viele Zulagen? Wir haben ein System, wo immerhin ein Drittel der Pension, weil die Nebengebühren sind im Schnitt ein Drittel des Gesamtruhebezugs, schlichtweg dazu führt, dass bei denen seit zig Jahren, seitdem es das gibt, lebenslang durchgerechnet wird. Wir haben hier auch eine soziale Antwort. Wir haben hier schon lange diese soziale Antwort gegeben. Genau das sollte man, wenn man über unser Pensionssystem spricht, auch heranziehen. 

Der nächste Punkt: Die Frauen; die Kollegin Frauenberger hat da schon vieles gesagt. Sie haben hier gesagt, die Fraueneinkommen sind bei uns so hoch. (Abg Günther Barnet: Das habe ich nicht gesagt! Ich habe gesagt, im öffentlichen Dienst! Durchschnittlich 54 Pro-zent!) Warum ist das so? Wie viele Relationen haben wir in Teilbeschäftigung zum ASVG? Wie viele Relationen haben wir in geringfügiger Beschäftigung zum ASVG? Und wie viele bei uns haben schlichtweg auch eine Karrieremöglichkeit, die geschlechtsneutral ordentlich abgegolten wird? Das ist halt unser System. Wir reden nicht nur über Frauenförderung, sondern wir tun es auch! Wir tun es ganz einfach! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren der Opposition oder auf Bundesebene Regierungsparteien, glauben Sie denn wirklich, dass es gerade in der Frauenpolitik wirklich sozial verträglich ist, zur Pensionsbemessung Zeiten heranzuziehen, die 20 Jahre, 15 Jahre schon vergangen sind? Glauben Sie denn das wirklich? Glauben Sie wirklich, dass es sozial verträglich ist, bei einer Kollegin, die von 25 bis 30 aus sehr guten Gründen in Teilbeschäftigung war und heute 40 ist, damals in einem Pensionssystem gelebt hat, wo die letzten 15 oder die letzten 18 Jahre maßgebend gewesen sind und jetzt auf einmal die Zeit von 25 bis 30 voll hineingerechnet wird, ohne die Möglichkeit des Nachkaufs, ohne die Möglichkeit der Selbstgestaltung? Glauben Sie denn wirklich, dass das sozial verträglich ist. Denken Sie doch einmal über den Begriff der Sozialverträglichkeit nach! 

Was machen wir? Wir gehen in die Zukunft. Wir gehen genauso in die 40‑jährige Durchrechnung, aber wir gehen in eine gestaltbare 40‑jährige Durchrechnung. Wenn heute jemand von 30 bis 35 sagt, er möchte zu Hause bleiben, möchte Teilzeit machen, so soll er dies tun, aber es sind zwei Dinge, nämlich er weiß, was auf ihn pensionsrechtlich zukommen kann und die teilbeschäftigte Kollegin hat auch die Möglichkeit des Nachkaufs, wenn sie sich das sozial leisten kann. Hier haben wir eine klare Botschaft: Das ist die Zukunft, die zukünftige Entwicklung und nicht der brutale rückwirkende Eingriff, ohne irgendetwas reparieren zu können. Das ist ein kleines Beispiel, warum Ihre Pensionsreform solch eine Resonanz in der Bevölkerung hat. 

Ich möchte schon zum Schluss kommen. Wir haben uns auch etwas überlegt, wie man einen sozialen Ausgleich zwischen so genannten Pragmanen und so genannten Vertragsbediensteten aufrecht erhalten kann. Hier haben wir ein paar wesentliche Unterschiede. Bei uns hat der Vertragsbedienstete die gleichen Beförderungsmodalitäten, die gleichen Aufstiegsmodalitäten wie der Pragmane. Das ist beim Bund unter anderem ein Fremdwort gewesen, die Zukunft wird ein bisschen anders sein, dauert aber sehr lange. Wir haben für die Vertragsbediensteten eine Pensionskasse einbezogen, weil wir sagen, diese Pensionskasse muss ganz einfach für Vertragsbedienstete Wirksamkeit haben, weil diese Vertragsbediensteten ebenfalls nicht unwesentliche Pen-sionskürzungsmaßnahmen haben müssen. (Abg Günther Barnet: Seit wann gibt es die Pensionskasse?) 

Diese Pensionskasse wird es geben. Nur haben wir auch hier ein Signal der sozialen Verträglichkeit. (Abg Günther Barnet: Die gibt es bei uns schon seit 6°Jahren!) - Schauen Sie, im Bund seit 6°Jahren. Ich danke für den aufgelegten Elfmeter. (Abg Günther Barnet: Ich weiß eh, Sozialdemokratie!) Das hat nichts mit Sozialdemokratie zu tun, sondern es geht schlichtweg darum, wie Beförderungsrichtlinien ausschauen, wie Fortkommen und so weiter ausschauen. Nicht umsonst wollen immer schon viele Vertragsbedienstete des Bundes bei uns andocken, aber nicht aus Jux und Tollerei, sondern weil sie ganz genau wissen, dass es hier zwischen Pragmanen und Vertragsbediensteten die gleichen Karrierechancen gibt, die gleichen Entwicklungsmöglichkeiten gibt. 

Weil Sie hier gesagt haben, wir wollen da vom Bund Geld und so weiter: Wir wollen vom Bund überhaupt kein Geld, das uns nicht zusteht, weil im Bundesländervergleich haben wir 9°unterschiedliche Pensionssysteme. Diese 9°unterschiedlichen Pensionssysteme haben un-terschiedliche Auswirkungen. Wir haben auch in den Bundesländern 9°unterschiedliche Aufgabenstellungen. Wir haben Aufgabenstellungen, wo einmal die Spitäler darin enthalten sind, einmal sind sie nicht darin enthalten, einmal sind sie bei irgendwem und so weiter. Es gibt hier fast alles, was auf dieser Welt denkbar ist. 

Wir haben ganz einfach hier, glaube ich, auch weil das gesagt wurde, unsere Personalreduktion. Herr Barnet, sich hier hinzustellen und zu preisen, dass der Bund das Personal so und so reduziert hat, zeigt weit mehr. Punkt eins ist Ihnen der Wiener Arbeitsmarkt vollkommen egal, weil 15 000 Arbeitslose in dieser Stadt sind durch Streichung von hochqualifiziertesten Bundesposten verursacht. (Abg Günther Barnet: Was hat das mit dem Wiener Arbeitsmarkt zu tun?) Das ist Ihnen vollkommen egal! (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das ist schlichtweg falsch!) Die Zukunft ist Ihnen vollkommen egal! (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Das ist tatsächlich falsch!) 

Das nächste, Herr Herzog, Sie brauchen gar nicht locker sitzen, die verfehlte Wirtschaftspolitik: Fakt ist, der Bund hat 15 000 hochqualifizierte Arbeitsplätze im Bereich des Landes Wien abgebaut. (Abg Günther Barnet: Es ist kein Einziger gekündigt worden!) Auch Wien hat einen Teil davon aufnehmen und auffangen müssen, weil wir auch Aufgaben übertragen bekommen haben, die wir zwischenzeitlich um einiges besser und um einiges rascher machen. Das haben wir jetzt auch gesagt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich möchte zum Schluss kommen. Auch hier noch, weil ein Rechnungshofrohbericht vom Donauspital zitiert worden ist, sollte man wissen, wovon man redet. Das sollte man wirklich wissen. (Abg Günther Barnet: Ja, 34 Prozent!) Wir haben im Spitalsbereich bei den Beschäftigten der Spitäler 1990 für die Gruppe der Medizintechnik, für die Gruppe des diplomierten Krankenpflegepersonals eine große Bezugsreform gehabt. Diese große Bezugsreform hätte auch die Ärzte beinhalten sollen. Das wurde damals freundschaftlich, aber doch auf später verschoben. Diese Verhandlungen haben sich sage und schreibe 8°Jahre hingezogen. Diese 8-jährigen Verhandlungen wurden um 2000 herum abgeschlossen und jetzt ist das Ganze wirksam. Jetzt sind wir in der Umsetzung, weil was der Rechnungshof nicht ganz geschrieben hat, ist was auch an Geld hereinkommt, was der Rechnungshof nicht ganz geschrieben hat, ist was auch an Strukturveränderungen nicht mehr ausgegeben wird, wie zum Beispiel diese berühmten AZV-Tage, immerhin ein Geld-wert von 100 Millionen ATS, und dass es natürlich in der Arbeitszeitumsetzung Flexibilisierungsprobleme gibt, ist kein Geheimnis. Weil ihr kennt Ärzte, die in dem System arbeiten, da kennen wir Ärzte, die im System arbeiten. Wir alle wissen, dass wir hier Umsetzungsprobleme haben. Aber Fakt ist, dieser Rechnungshofrohbericht wird auch entsprechend behandelt. Man sollte es mit dem vergleichen, womit es vergleichbar ist. Weil in Wahrheit ist es ein Verhandlungszug seit 1990. 

Zum Schluss kommend, weil auch noch gesagt wurde, diese erschwerten Bedingungen und da kann man dann mit 55 in Pension gehen. Herr Barnet, nicht böse sein, ich meine, es tut mir weh, Ihnen so viel Aufmerksamkeit spenden zu müssen, ich habe damit schön langsam wirklich Probleme, aber nachdem so viel falsch war, muss ich das tun. (Abg Günther Barnet: Aber Sie tun es so gern!) Ja, weil so viel falsch ist. (Abg Günther Barnet: Manche quälen sich gern!) 
Wir haben es 1997 als einzige Gebietskörperschaft geschafft, für Berufsgruppen, die permanent Nachtdienst machen, ein so genanntes Bonussystem zu verhandeln. Dieses Bonussystem gibt es weiterhin. Dieses Bonussystem soll in einer gestaffelten Form auf verschiedene Gruppen ausgedehnt werden. (Abg Günther Barnet: Das ist in Ordnung! Keine Frage!) Das ist die Ermächtigung des Stadtsenats (Abg Günther Barnet: So ist es!), Punkt eins. 

Punkt zwei, wenn Sie den Bonus exakt berechnen würden, dann würden Sie draufkommen, dass aus der Zahl 55, die heute fast niemand in Anspruch nimmt, weil die Feuerwehr ist derzeit im Schnitt bei 56, in Zukunft 60 wird. Das heißt, der Feuerwehrmann muss, wenn er regelmäßig im Geschäft war und er mit dem so genannten Bonus, weil Malus hat er auf alle Fälle und dann wird der Bonus entgegengerechnet, einigermaßen mit plus/ minus Null, den Malus ausgleichend, in Pension gehen, muss er auf alle Fälle bis 60 Jahre im Geschäft bleiben. Das heißt, wir verschieben das Ganze. Wir verschieben es auch im Interesse dessen, dass wir sagen, wir müssen grundsätzlich, ob es uns jetzt Spaß macht oder nicht, länger im Beschäftigungsverhältnis bleiben. Wir nützen auch diese Zeit, so hoffen wir alle gemeinsam, 
für die Arbeitsplätze zu sorgen, die wir für 61‑, 62‑, 63‑Jährige brauchen, nicht das, was im ASVG passiert oder auch beim Bundesdienst passiert, Ruck zuck, bumm, und man muss das irgendwie auffangen. Wir tun das nicht.

Wir haben auch keinen Lehrerkorridor geschaffen, wo es auch bei uns Diskussionen gab, weil der Lehrerkorridor etwas Tolles wäre, wieso das bei uns nicht ist. Wir haben es nicht gemacht, weil wir nicht jemanden herausheben wollten. Das haben wir nicht durchgeführt. Sondern wir haben uns für alle Berufsgruppen, die wir in dieser Stadt haben, und das sind sehr viele, bemüht, ein sozial verträgliches und sozial gestaltbares, aber auch im Ruhebezug erlebbares System zu entwickeln. - Ich danke Ihnen schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR DDr Schock gemeldet. - Bitte.

StR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Der Herr Abg Hundstorfer hat gemeint, dass der Bund Dienstposten zu Lasten des Wiener Arbeitsmarkts abgebaut hat. Er hat sich bemüht, das soziale Gewissen der Stadt dadurch herauszuarbeiten, indem er gemeint hat, dass diese Dienstposten oder die freigesetzten Dienstnehmer dann von der Stadt aufgenommen werden mussten. (Abg Johann Hatzl: Das hat er nicht gesagt!) Diese Behauptung war unrichtig, Herr Hundstorfer. 

Richtig ist vielmehr, und ich glaube, das muss hier berichtigt werden, dass die Stadt Wien inklusive all ihrer ausgegliederten Rechtsträger in den letzten Jahren 3 000 Dienstposten, Herr Hundstorfer, zu Lasten des Wiener Arbeitsmarkts abgebaut hat. (Abg Mag Harald STEFAN: Das klingt ja ganz anders!) 
Ich meine, das sollte hier klargestellt werden, damit Sie nicht mit zweierlei Maß messen, sondern den Wiener Arbeitsmarkt insgesamt betrachten. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal bedaure ich es zutiefst, dass der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister eine solche Diskussion nicht einmal zur Kenntnis nimmt. (Abg Harry Kopietz: Ich verstehe ihn!) Das bedaure ich deshalb, weil es interessant wäre, mit ihm darüber zu diskutieren, warum die Situation des Wiener Arbeitsmarkts eine andere als in anderen Bundesländern ist.

Ich weiß, es gibt hier, Rudi Hundstorfer hat das wieder ausgeführt, die schöne Geschichte, die schöne Ausrede von den abgebauten Bundesarbeitsplätzen. (Abg Rudolf Hundstorfer: Das ist keine Ausrede! Das sind Fakten! – Abg Harry Kopietz: Ihr Landesparteiobmann bejubelt sich damit!) Dass es so ist, dass die Zahl der unselbstständig Erwerbstätigen in Wien kontinuierlich zurückgeht, vor allem in den letzten drei Jahren, ist Realität und das hängt etwa mit dem deutlichen Rückgang von Industriearbeitsplätzen und mit Fehlern in der Wirtschaftspolitik zusammen. (Abg Christian Oxonitsch: Ja, richtig!) Das ist das, was Sie als Sozialdemokratische Partei in dieser Stadt zu verantworten haben. (Abg Christian Oxonitsch: Wer hat denn den Tiefststand der Investitionen?) Weil es kann einfach kein Zufall sein, dass andere Stadtregionen boomen, dass die Gesamtregion von Wien eine Region ist, die boomt, Wien selbst aber immer weniger Arbeitsplätze hat. Dafür gibt es Verantwortliche, die hier sitzen. Ich bedaure, dass der Hauptverantwortliche, der Wiener Landeshauptmann, nicht hier sitzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben jetzt sehr viel gehört und man, jeder der sich genau damit auseinander gesetzt hat, könnte sich natürlich mit den Details des Entwurfs auseinander setzen. Sie kommen um ein Thema nicht herum. Es ist einfach nicht verständlich, und ich glaube, dass es auch schwierig sein wird, das innerhalb der Gemeindebediensteten zu erklären, warum die Anhebung des Pensionsalters von 60 aufwärts erst mit 9°Jahren Verspätung erfolgt. Ich weiß nicht, wie man das den Kollektivvertraglern im Bereich der Gemeinde Wien, den Vertragsbediensteten und so weiter erklärt. Das sind hier Ungerechtigkeiten. Wenn ich dem zugehört habe, was die Frau Kollegin Frauenberger aus ihrer Sicht über Mängel im Entwurf des Bundes oder dem, was der Ministerrat mittlerweile beschlossen hat, sagt, dann gilt das alles um ein Vielfaches für das, was heute in diesem Hause beschlossen wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, es ist nicht gut in Zeiten der Harmonisierung, wo es letztlich darum geht, dass man die Systeme zusammen führt, was für niemanden einfach ist - ich tue mir sehr leicht zu argumentieren als Jahrgang 1957, also voll Betroffener -, dass man in einem Bereich die Systeme auseinander führt. Nehmen Sie sich einen Anlauf und ändern Sie das Gesetz so, dass es tatsächlich dem entspricht, was auch für andere Arbeitnehmer in dieser Stadt und diesem Land gilt! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag!

Es ist spannend, dass sich hier noch eine Arbeitsmarktdebatte entwickelt hat. 

Herr Dr Tschirf, nur ganz kurz: Ich brauche Ihnen als Jurist nicht das Studium des Art 10 der Bundesverfassung zu empfehlen, woraus leicht zu lesen ist, wessen Kompetenz Arbeitsmarktpolitik ist. Ich glaube, ich brauche Ihnen auch nicht die Worte Ihres Landesparteiobmanns zu zitieren, der sich damit rühmt, dass diese Dienststellen im Bund in Wien abgebaut werden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Sie wissen es viel besser! Sie sind viel zu intelligent, um das nicht besser zu wissen!) Ich glaube, ich brauche Ihnen auch nicht zu erklären, dass die Stadt Wien sehr viele Probleme des Umlandes damit löst, dass Menschen, die im Umland keinen Arbeitsplatz finden, in Wien arbeiten, Lehrlinge, die keine Lehrstelle finden, in Wien arbeiten. Das ist hinlänglich bekannt. Ich messe es daher sozusagen nur als pure Polemik Ihrerseits, weil Sie müssen wissen, dass die Tatsache so ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Sonst kann ich mich bezüglich des Poststücks heute relativ kurz fassen, weil die wesentlichen Dinge in hervorragender Art und Weise von den Abgen Frauenberger und Hundstorfer bereits dargestellt wurden.

Nur ein paar grundsätzliche Dinge:

Punkt Nummer eins: Wieso kam es zu diesem Einspruch der Bundesregierung? Und was ist der wesentliche Inhalt? Jeder, der sich diesen Einspruch durchgelesen hat, dem war vollkommen klar, dass das nur ein Politikum sein kann, da in dieser knappen A4‑Seite - der Kollege Barnet lächelt mich zustimmend an - kein einziges Argument vorgebracht wurde, das nicht bereits im Begutachtungsverfahren vorgebracht wurde. Jeder, der sich mit der Frage des Einspruchs von Körperschaften auseinander gesetzt hat, weiß ganz genau, dass grundsätzlich nur Einsprüche vorgebracht werden dürfen, die nicht bereits im Begutachtungsverfahren vorgebracht wurden, sonst ist das nur zulässig, wenn in die Kompetenz einer anderen Körperschaft eingegriffen wird. Das ist hier nicht der Fall, daher handelt es sich selbstverständlich um ein Politikum.

Herr Kollege Barnet, wenn hier angeführt wird, dass der Art 13 Abs 2 zu berücksichtigen wäre, möchte ich nur einen Satz dazu sagen. Man möge sich bitte anschauen, wie derzeit das gesamtwirtschaftliche Haushaltsgleichgewicht hergestellt wird, nämlich einfach dadurch, indem die Länder und Gemeinden viel einzahlen und der Bund Schulden macht. Das ist nicht das, was an sich dem Art 13 Abs 2 entspricht.

Jetzt zum eigentlichen heutigen Akt und zur Wiener Pensionsreform: Es wurde schon gesagt, hier nur mehr kurz die Eckpunkte. Die Eckpunkte dieser Pensionsreform, 65-45-80, wurden von Wien bereits vorvollzogen, bevor im Bund die Rede davon war, dass es zu einer so genannten Harmonisierung kommt, die es selbstverständlich nicht gibt, weil sie die Bauern und die Gewerbetreibenden nicht in vollem Umfang umfasst. Zu dem, was hier als Argumente insbesondere seitens der ÖVP und der Freiheitlichen vorgebracht wurde, dass das alles länger dauert, sage ich dazu, selbstverständlich dauert es länger, weil diese Wiener Pensionsreform eine Pensionsreform ist, die mit sozialem Augenmaß gemacht wird und eine Pensionsreform ist - das ist mir als Frauenstadträtin ganz besonders wichtig -, die auf die spezielle Situation der Frauen in unserer Stadt Rücksicht nimmt. 

Ein Punkt ist vollkommen klar: Wir werden hier in Wien nichts umsetzen, was wir für falsch halten und weite Dinge der Grundlage dieser so genannten Pensionsharmonisierung des Bundes halten wir inhaltlich für falsch, weil sie sozial ungerecht sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen sie mich abschließend noch auf einen Punkt eingehen: Wenn der Abg Barnet von der FPÖ sagt, hätte man in Wien die Bundesreform umgesetzt, dann würde niemand unter der Brücke schlafen, so mag das sein, ich bekenne mich aber dazu, dass das kein Kriterium für die Mehrheit dieses Hauses ist, ob Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien unter der Brücke schlafen müssen oder nicht. Unsere Auffassung von sozialer Gerechtigkeit, von Sicherheit für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien ist eine vollkommen andere, nämlich dass wir der Meinung sind, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien, nachdem sie ein Leben lang im Dienst der Wienerinnen und Wiener gestanden sind, ein Recht darauf haben, einen existenzsichernden Lebensabend zu vollbringen und sicher sein zu können, dass sie von uns unterstützt werden. Und dafür steht diese Reform! (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher ersuche ich Sie auch, heute hier zu beharren, und zwar auf den Rechten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien, die für die Wienerinnen und Wiener 365 Tage im Jahr und in vielen Bereichen 24 Stunden am Tag da sind. Beharren wir auf den Rechten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag gemäß Art 98 Abs 2 B-VG auf Wiederholung des Landtagsbeschlusses vom 30. Juni 2004 betreffend ein Gesetz, mit dem die Dienstordnung 1994 (19. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (23. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), die Pensionsordnung 1995 (13. Novelle zur Pensionsordnung 1995), das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagengesetz 1995 (8. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagengesetz 1995), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (19. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), das Wiener Personalvertretungsgesetz (9. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) und das Wiener Bezügegesetz 1995 (7. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1995), geändert werden, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Abgeordneten feststelle.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mehrstimmig so beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den ÖVP-Abgeordneten Dr Matthias Tschirf und Dr Fritz Aichinger zur Pensionsharmonisierung.

Hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Beschlussantrag der FPÖ‑Land-tagsabgeordneten Günther Barnet, Heinz‑Christian Strache und Barbara Schöfnagel, ebenfalls betreffend Pensionsharmonisierung.

Auch hier wurde die sofortige Abstimmung des Antrags gefordert. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls die Minderheit und damit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2003 des Unabhängigen Verwaltungssenats Wien an den Wiener Landtag.

Ich begrüße recht herzlich die Präsidentin des Un-abhängigen Verwaltungssenats, Frau DDr Katharina Schönberger, in unserer Mitte. Herzlich Willkommen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Ich ersuche Sie, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich der Herr Abg Kenesei zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur in aller Kürze zum Tätigkeitsbericht des UVS für das Jahr 2003: 

Wenn man zurückblickt und sich im Vergleich dazu Berichte aus den Jahren davor ansieht, dann hat der Bericht aus dem Jahr 2003 durchaus etwas an Qualität gewonnen, ich sage einmal von beiden Seiten, sowohl von der Lesbarkeit her als auch von der inhaltlichen Textierung. 

Erkennbar ist aber, und das konnten wir leidvoll im Kontrollausschuss feststellen, dass es offensichtlich massive Diskrepanzen in der Auffassung der Tätigkeit des UVS zwischen der Präsidentin und den Organen der Vollversammlung des UVS gibt. Jetzt möchte ich da gar nicht weit ausholen, welche Diskussion es gegeben hat, es ist nur für mich bezeichnend, dass es zum Kontrollamtsbericht des UVS eine Stellungnahme von der Präsidentin gegeben hat, der bei einer Prüfung einer Dienststelle eher unüblich gewesen ist, denn die Stellungnahme der geprüften Dienststelle lautete: „Der Bericht des Kontrollamts wird zur Kenntnis genommen." 

Jetzt ist es nicht nur so, dass nur lauter angenehme Dinge darin gestanden wären, sondern durchaus auch unangenehme Dinge. Aber wir nahmen zur Kenntnis, dass die Präsidentin des UVS den Bericht des Kontrollamts zur Kenntnis genommen hat. Da haben wir eine Diskussion geführt und dann haben wir, zumindest die drei Vorsitzenden des Kontrollausschusses, uns gedacht, vielleicht haben die Mitglieder des UVS auch etwas zu diesem Prüfbericht zu sagen, denn schlussendlich geht es in diesem Bericht um die Tätigkeit des UVS als Ganzes. Daher haben wir die Vollversammlung gebeten, uns auch eine Stellungnahme aus ihrer Sicht der Dinge darzulegen. Diese haben wir mittlerweile bekommen (Abg Dr Wilfried Serles: Mit großer Zeitverzögerung!), mit einer ziemlichen Zeitverzögerung, deren Gründe mir hier und heute nicht bekannt sind, die wir vielleicht noch verifizieren können.

Faktum ist, dass das am 3. Juni 2004 im Hause eingelangt ist, mir gestern zur Verfügung gestellt wurde, also doch mit einigen Monaten Verzögerung, und in dieser Stellungnahme schaut die ganze Sache schon um eine Spur anders aus, wie es dargestellt wird. Nämlich, da liest sich das Ganze schon etwas differenzierter. Interessant ist, dass es auch dann eine Stellungnahme auf die Stellungnahme gibt, von der Frau Präsidentin des UVS, und sie sich doch noch äußert, und zwar nicht zum Kontrollamtsbericht, den sie zur Kenntnis nimmt, wie er niedergeschrieben ist, sondern zu der Stellungnahme der Stellungnahme gibt sie jetzt einen Bericht ab und da könnte man eine Vielzahl von Ungereimtheiten und undifferenzierten Gegenüberstellungen anbringen, wo die einen die Sicht der Dinge so sehen und die Frau Präsidentin das ganz anders sieht. 

Es sind nur zwei Punkte für mich recht schwierig nachzuvollziehen:

Und zwar hat es die Kritik gegeben, dass noch sehr viele offen geführte Verfahren anhängig wären. Im Kontrollamtsbericht wird von 430 Verfahren gesprochen. In der Stellungnahme der Vollversammlung wird darauf hingewiesen, es seien lediglich 351: „Der Schluss, bei den als offen geführten Verfahren handelt es sich um nicht ausgewiesene Verjährung," - das hat man vermutet – „ist deshalb unzulässig, denn Stichproben haben ergeben, dass es sich bei einer Vielzahl als offen geführter Verfahren um noch anhängige Verfahren aus dem Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof, um offene Kostenakte und um Administrativverfahren handelt." - Das muss man so zur Kenntnis nehmen.

Die Frau Präsidentin widerspricht dem in ihrer Stellungnahme und sagt: „Bei den vom Kontrollamt ermittelten Verfahren, die zum Prüfungszeitraum als noch nicht erledigt aufgeschienen sind, waren beziehungsweise sind entgegen den Ausführungen der Vollversammlung keine Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof oder Kostenakten enthalten. Es handelt sich tatsächlich um noch nicht erledigte Verfahren beziehungsweise Bescheiden, die einer Vollstreckungsverjährung anheim gefallen sind."

Als aufmerksamer Leser des Jahresberichts des UVS - ich gehe davon aus, Unterschrift habe ich keine gesehen, oh ja, vorne ist die Unterschrift, Entschuldigung, dass die Frau Präsidentin an dem Bericht mitgewirkt 
hat - findet sich auf der Seite 10 die Stellungnahme: „Beschwerden an den Verfassungsgerichtshof: Beim 
Verfassungsgerichtshof wurden im Berichtsjahr 16 Be-schwerden anhängig gemacht, von denen 14 noch offen waren, inklusive der bereits in den Vorjahren anhängig gemachten Verfahren." - Also hat es doch welche gegeben, nicht so wie es die Frau Präsidentin in ihrer Stellungnahme schreibt, dass es keine gegeben hat und dass alles nicht stimmt, was die Vollversammlung sagt, steht jetzt im Jahresbericht 2003 sehr wohl, dass es solche Verfahren gegeben hat. 

Einen Absatz darunter, "Beschwerden an den Verwaltungsgerichtshof", genauso: „Inklusive der bereits in den Vorjahren anhängig gemachten Verfahren im Berichtsjahr 157 abgeschlossen, wobei 40 Entscheidungen ..." - Also ich fühle mich nicht leicht gefrotzelt. Ich bin einer, der einiges aushält, aber ich will mich nur nicht irgendwie hinters Licht führen lassen, schon gar nicht, das sage ich jetzt im Bewusstsein, dass sie auch da ist, von einer Präsidentin des Unabhängigen Verwaltungssenats. Denn das, sehr geehrte Frau Präsidentin, was Sie als Antwort an den Kontrollausschuss und an meine Person als Stellungnahme abgegeben haben, ist nachweislich falsch! Ich denke mir, so kann ein Umgang einer Präsidentin des UVS mit Abgeordneten des Landtags und mit Mitgliedern des Kontrollausschusses der Stadt Wien nicht funktionieren! 

Es hat auch diverse Unstimmigkeiten gegeben und ich kann es schwer beurteilen, weil man müsste hinfahren und sich dann die Aktenlage genau anschauen, weil die Vollversammlung sagt jenes und Sie sagen etwas ganz anderes. Nur anhand dieses einen Falls schwankt natürlich meine Meinung schon sehr, der Stellungnahme der Vollversammlung Glauben zu schenken und Ihrer Stellungnahme um eine Spur weniger Glauben zu schenken. 

Die Vollversammlung schreibt unter anderem, dass es Probleme gibt, weil es keine Kanzleiordnung gibt: „Mangels einer Kanzleiordnung, für deren Erlassen die Präsidentin verantwortlich ist, besteht beim UVS keine klare Verantwortlichkeit für die Schließung von Geschäftszahlen und so weiter und um diese Diskussion ist es gegangen." - Jetzt würde ich mir erwarten, dass eine Präsidentin, die durchaus in der Lage ist, die Schwierigkeiten, die es in der Dienststelle gibt, zu erkennen, darauf reagiert und versucht, eine Klärung herbeizuführen. Die Klärung, die in dieser Stellungnahme herbeigeführt wird, kenne ich aus der Geschichte: „Das Recht bin ich." Oder: „Das, was ich sage, das gilt." Das gibt es vielleicht bei sehr hierarchisch geführten Familien, wo das Familienoberhaupt die Befehlsausgabe macht und alle anderen spuren, aber ich glaube, dass das in einem Kollegialorgan und beim UVS schon gar nicht funktionieren kann, denn Ihre Stellungnahme lautet: „Der Hinweis auf die fehlende Kanzleiordnung geht ins Leere, da das Gesetz weder eine Kanzleiordnung vorsah noch vorsieht, sondern die Regelung des Dienstbetriebes dem Präsidenten überlässt." - Sehr geehrte Frau Präsidentin, regeln Sie den Dienstbetrieb! Regeln Sie ihn! Genau das ist es, was die Vollversammlung einfordert. 

Jetzt will ich nicht über die nicht funktionierende EDV herziehen, denn dafür kann die Präsidentin genauso wenig wie die Vollversammlung. Das ist ein mehr als bekanntes Problem, ein über Monate, Jahre hindurch bekanntes Problem. Dann ist dieses ganze System zusammengebrochen, was in so einem Amt besonders hilfreich ist, wenn plötzlich irgendwelche Akten oder Beilagen zu Akten, die man abgespeichert hat, nicht mehr aufzufinden sind. Wenn man 40 Seiten Protokoll hat und plötzlich drei Seiten dazwischen fehlen, ist es mäßig hilfreich, hier einen ordnungsgemäßen Betrieb aufrecht zu erhalten. 

Ich will aber auch die Kolleginnen und Kollegen des UVS nicht von jedem Mangel freisprechen. Da wird lang und breit erklärt, warum es derartige Rückstände gibt. Wenn ich mir die Rückstandsliste anschaue, dann wird mir in einzelnen Fällen ziemlich schwummelig. Wenn eine Kollegin oder ein Kollege mit Ende 2002 659 Akten im Rückstand hat, wo der Schnitt zwischen 140 und 190 liegt - es gibt dann noch einen mit 466 und einen mit 558 - und es dann eine Liste mit 27. Mai 2004, also knapp 5°Monate später, gibt, wo er schließlich von den 659 auf 140 abgebaut hat, dann steigt in mir der Zweifel, ob die ganzen Akten, die in dieser kurzen Zeit von dieser Person behandelt wurden, auch tatsächlich so behandelt wurden, wie wir es uns wünschen würden. Ich kann es nicht beurteilen, ich kenne keinen einzigen daraus. Entweder sind sehr viele der Verjährung anheim gefallen, was durchaus ein Grund sein kann, es können aber durchaus welche dabei sein, die in einem - wie sage ich es jetzt vorsichtig? - gewissen Schnellverfahren erledigt wurden. Es haben nämlich andere geschafft, den schon beträchtlichen Rückstand in dem halben Jahr noch aufzubauen. 

In Summe muss man aber sagen, ist in 5°Monaten der Rückstand um fast 3 300 Akten abgebaut worden. Was ist denn da passiert? Es waren dieselben Leute in Teilkarenz. Es waren dieselben Leute in Karenz. Es hat zwar im November und Dezember Neuzugänge gegeben, und zwar insgesamt 6°Personen, aber dass diese 6°Personen in Summe fast 3 300 Akten in Windeseile erledigt haben, kann ja nur mit der Arbeitsqualität einzelner Personen im UVS zusammenhängen. 

Dass das Arbeitsklima und das Gesprächsklima zwischen der Präsidentin und den Mitgliedern der Vollversammlung, die dort den Job machen, nicht das Beste ist, ist hinlänglich bekannt. Ich bitte nur, sich darauf zu besinnen, dass der UVS eine immerhin wichtige Einrichtung in dieser Stadt ist, eine immens wichtige Aufgabe hat, im Verfahren den Bürgerinnen und Bürgern zur Seite zu stehen, Beschwerden zu behandeln, und zwar in einem Zeitraum und in einer Frist zu behandeln, wo sowohl der Bürger als auch die Behörde noch etwas davon haben, nämlich entweder zu bestätigen, dass das Verfahren zu Recht eingeleitet und der Strafrahmen zu Recht festgesetzt wurde oder festzustellen, dass das Verfahren anders zu führen wäre oder gewesen wäre und der Strafrahmen anders festzulegen gewesen wäre.

Der UVS ist sicherlich kein Ort, um persönliche Befindlichkeiten von Mitgliedern auszutauschen und kein Ort, um ein persönliches Match zwischen der Vollversammlung und der Frau Präsidentin abzuführen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Positiv kann man vielleicht vorweg zum Tätigkeitsbericht sagen, dass es einmal erfreulich ist, dass der Landtag rascher als in den vergangenen Jahren mit diesem Tätigkeitsbericht befasst wird. Er ist am 22. Juni des Jahres beschlossen worden und wir haben heute den 24. September. Das ist eine erfreuliche Entwicklung und ich kann mich erinnern, da haben wir erst viele Monate, fast Jahre danach, diesen Bericht debattieren können. (Abg Godwin Schuster: Aber Herr Kollege!) und ich glaube, dass es wichtig ist, dass die Politik rasch auf den Tätigkeitsbericht reagieren kann.

Ich meine, es ist auch sehr erfreulich, dass sich die Rückstände erheblich reduziert haben, was nicht nur auf den rückläufigen Aktenanfall zurückzuführen ist, sondern sicherlich auch darauf, dass nun der Senat mit entsprechendem richterlichen Personal ausgestattet worden ist.

Weniger erfreulich sind die Probleme im EDV-Bereich. Da dürfte sich in den vergangenen Jahren ja nicht sehr viel geändert haben. Die Reparaturversuche sind erfolglos geblieben, es gibt nach wie vor keine funktionierende Entscheidungsevidenz und Entscheidungsdokumentation des UVS. Das ist ein Problem für die einzelnen Mitglieder im UVS, das ist aber auch ein Problem für die rechtssuchende Bevölkerung. Es ist zu hoffen, dass die Arbeitsgruppe, für die es zwar keinen Zeithorizont zur Zielerfüllung gibt, doch bald zu einem positiven Ergebnis kommt und man die EDV-Probleme lösen können wird.

Was aber viel unerfreulicher ist, das ist etwas Grundsätzliches - mein Vorredner hat es ja schon angesprochen -, nämlich dass wieder einmal der Eindruck entsteht, dass an der Unabhängigkeit des UVS gekratzt wird und zwar in einer ganz neuen Dimension als dies bisher der Fall war. Noch mehr als mit EDV-Problemen, Personalproblemen, technischen Problemen, hat der UVS Wien mit der Erhaltung seiner Unabhängigkeit zu kämpfen. Es hat in den vergangenen Jahren immer wieder politischen Druck auf den UVS gegeben. Ich erinnere mich an den Beschluss einer SPÖ-Bezirksorganisation, die sogar einen Antrag in einer Bezirksvertretung eingebracht hat - ich glaube, es war der 2. Bezirk, wenn ich mich jetzt richtig erinnere - auf Auflösung des UVS Wien und Ersetzen durch einen politischen Ombudsmann.

Ich erinnere an finanziellen Druck, den es gegeben hat. Der Fall Windsteig war das, dass man einem Mitglied des UVS ganz einfach für einige Tage sein Gehalt nicht ausbezahlt hat. Ich erinnere an die Beschwerden des Magistrats gegen Entscheidungen des UVS, statt Rechtsmittel dagegen zu ergreifen. Auch diese Fälle hat es gegeben, ich habe sie mehrfach in den vergangenen Landtagssitzungen zitiert. 

Und es ist vor allem das Disziplinarrecht, mit dem hier die Mehrheit im Hause und die Verwaltung in diesem Hause auf die Unabhängigkeit des UVS Einfluss ausüben kann. Denn es ist diese skurrile Situation eingeführt worden - übrigens mit Hilfe der FPÖ, die dieses Verfassungsgesetz im Disziplinarrecht mit der SPÖ ermöglicht hat – und wir wissen bis heute nicht, welches Gegengeschäft es da dafür gegeben hat.

Wir haben jetzt jedenfalls die Situation, dass die Kontrollierten die Kontrollierenden kontrollieren, und das ist natürlich ein mehr als unerquicklicher Zustand. Wir haben einen Disziplinaranwalt, der Magistratsbediensteter ist, und wir haben im Disziplinarsenat zwei Magistratsbeamte, die Mitglieder sind. Dazu wurde jetzt auch noch die Amtsbeschwerde für den Disziplinaranwalt eingeführt. Es gibt also einige Möglichkeiten, um unbotmäßigen Mitgliedern des UVS das Leben schwer zu machen.

Dazu kommt - und das ist von meinem Vorredner richtig angesprochen worden -, dass diese Behörde damit zu kämpfen hat, dass sie einen Präsidenten oder eine Präsidentin hat, die nicht hinter dieser Behörde steht, dass es da die größten Diskrepanzen gibt und das ist natürlich für das Erscheinungsbild der Behörde und für die Durchschlagskraft dieser Behörde alles andere als zuträglich.

Ich erinnere an den Vorgänger der Frau Präsidentin, Präsident Moser, der sogar mit dem Notverordnungsrecht seine Geschäftsordnung durchdrücken musste. Und wir haben es jetzt mit einer Frau Präsidentin zu tun, die Beschwerden der Unterinstanz gerne entgegen nimmt, sich diesen Beschwerden inhaltlich anschließt und Disziplinarverfahren androht, anstatt die eigene Behörde in Schutz zu nehmen vor, würde ich einmal sagen, recht ungewöhnlichen Interventionen. 

Das wäre gerade so, als wenn sich ein Bezirksgericht über eine Entscheidung des Landesgerichtes oder des Oberlandesgerichtes beschwert und der Präsident des Oberlandesgerichtes sagt, ja ja, ich finde das eigentlich ganz genauso, dass die Entscheidung falsch ist, ich gebe dir völlig Recht und wir werden die Sache an den Personalausschuss weiterleiten. Das ist schon an sich sehr unerquicklich.

Aber jetzt kommt erstmals eine völlig neue Dimension bei den Unerquicklichkeiten dazu, denn erstmals wird durch das Kontrollamt an dieser Unabhängigkeit des UVS gekratzt. Es gab eine Prüfung der Aufgabenerfüllung durch das Kontrollamt, und da gibt es ganz gravierende Vorwürfe drinnen, die ich übrigens nicht teilen kann, denn dieser Bericht ist einfach unsachlich abgefasst. Es bedurfte gar nicht der Stellungnahme der Vollversammlung, um das ins richtige Licht zu bringen, man erkennt es schon, wenn man sich intensiv damit auseinander setzt und es ist dem Kollegen Prochaska zu verdanken, dass sich durch dessen Intervention vor zwei Tagen das Kontrollamt dann letztendlich doch bequemt hat, diese Stellungnahme der Vollversammlung auch an die drei Vorsitzenden des Kontrollausschusses zu leiten. (Abg Godwin Schuster: Da werden Geschichten erzählt, das ist unwahrscheinlich. Der Kontrollamtsdirektor hat es weitergeleitet!)

Am 3. Juni 2004 hat die Vollversammlung des UVS eine Stellungnahme beschlossen, das ist weitergeleitet worden an das ... (Abg Günter Kenesei: Wir haben es gestern bekommen!) Sie haben es gestern bekommen vom Kontrollamtsdirektor. Also, wie auch immer, (Abg Christian Oxonitsch: Wieso wie auch immer!) wie auch immer, es passt ja zu dem, was ich sage, er bemüht sich, er hat sich bemüht, mein Kollege, der GR Prochaska. (Abg Godwin Schuster: Wer hat es bestritten!) Ist ja kein Problem, also gut, wir sind uns einig, wie auch immer wir es bekommen haben, (Abg Günter Kenesei: Wir haben uns darum bemüht!) wir haben erst, Herr Kollege Kenesei, wir haben erst nach Monaten diesen Bericht bekommen. (Abg Godwin Schuster: Also so was Dramatisches!) Sie haben sich zu Dritt bemüht, dass das gelingt, er ist letztendlich mit monatelanger Verzögerung gekommen, okay. (Abg Johannes Prochaska: Ich habe im Ausschuss nachgefragt!) Wir, alle Oppositionsparteien, freuen uns, wir haben es letztendlich bekommen, wir werden aber noch gerne aufgeklärt haben, warum es monatelang gedauert hat, bis dieses Brieferl, das ja direkt an die drei Herrschaften gerichtet war, an die drei Landtagsabgeordneten im Wege des Kontrollamtes, warum das so lange dort gelegen ist, bis man es an die Zuständigen weitergeleitet hat. Das würde mich schon noch einigermaßen interessieren.

Aber es muss auch möglich sein, einen unsachlichen Bericht des Kontrollamtes zu kritisieren. Und dieser Bericht ist unsachlich und man stellt sich schon sehr die Frage, wie es zu einem solchen unsachlichen Bericht kommen kann. Entweder es fehlt am juristischen Handwerkszeug oder man verfolgt einfach ganz andere Zwecke damit, wobei ich meine, dass Zweiteres fast noch unangenehmer wäre als Ersteres. 

Man versucht bei diesem Kontrollamtsbericht irgendwie den Eindruck zu erwecken, die UVS-Mitglieder arbeiten zu wenig. Dabei sprechen selbst die Zahlen, die sich in dem Kontrollamtsbericht finden, ganz eindeutig dagegen. Denn wenn es so durchschnittlich 239 bis 295 Er-ledigungen pro judizierendem UVS-Mitglied gibt, dann kann man sich sehr leicht ausrechnen, dass so ein Mitglied pro Tag ein bis zwei Entscheidungen treffen muss. Und wenn man jetzt weiß, was da alles dazu gehört, wie viele Verhandlungen da im Schnitt abgehalten werden müssen, dass manche Entscheidungen 40 Seiten lang sind, dann muss ich sagen, dass das eine ganz tolle Leistung ist und dass man sich bei der Gelegenheit einmal herzlich für die exzellente Arbeit der UVS-Mitglieder bedanken sollte. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte an drei Beispielen dokumentieren, wie unsachlich dieser Kontrollamtsbericht ist. Da ist einmal das Beispiel der Annexzahlen. Da hat man also tatsächlich versucht, gewisse Zahlen, gewisse Geschäftsstücke, gewisse Akten, aus der Statistik herauszurechnen, weil man meinte, damit ist ja eigentlich gar nicht so viel Arbeit verbunden. Das Gegenteil ist wahr. Da geht es um Anträge auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, höchst komplizierte Rechtsfragen und auch Beweisfragen. Handelt es sich da um ein unvorhergesehenes Ereignis, das jemanden daran gehindert hat, einen Schriftsatz zu verfassen oder zu einer Verhandlung zu kommen, da geht es um Anträge auf Wiederaufnahme eines Verfahrens, juristisch hochkomplex, sehr kompliziert. Da hat man schon eine rechtskräftige Entscheidung und da geht es um Beschwerden an Höchstgerichte, da muss eine Gegenschrift von der belangten Behörde, vom UVS erstattet werden, und die ist in etwa so ausführlich oder so gut wie die Beschwerde selbst, das heißt, das sind in Wahrheit schwierigere Akten, noch schwierigere Verfahren, und es gibt überhaupt keinen Grund, warum man solche Annexzahlen aus der Statistik heraus rechnen sollte und das ist ja im Bericht der Vollversammlung auch sehr schön dargestellt.

Für jeden juristisch einigermaßen Versierten ist der Vorwurf des Kontrollamtes völlig skurril, dass Zurückweisungen eigentlich gar keine Erledigungen sind und daher in keiner Weise in die Statistik aufgenommen werden dürften, und dass man solche Zurückweisungen nur mit 5 Prozent des Arbeitsaufwandes beurteilen kann. 

Ja, verehrte Damen und Herren, zurückgewiesen wird natürlich auch mit Beschluss beziehungsweise mit Bescheid. Und selbstverständlich sind diese Entscheidungen bei den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechtes, beim Verwaltungsgerichtshof und beim Verfassungsgerichthof auch anfechtbar, und damit sie dort Bestand haben können, müssen sie in exzellenter Weise juristisch ausgearbeitet sein. 

Und noch ein drittes Argument gibt es im Kontrollamtsbericht, das völlig unsachlich ist. Und zwar, dass verjährte Akten überhaupt keinen Arbeitsaufwand darstellen. Ja, also wie man dazu kommt, das ist mir auch völlig schleierhaft. Ich habe erst in einer der letzten Landtagssitzungen ein Beispiel dafür gebracht, wie es zu Verjährungen kommt, nämlich indem die Behörde erster Instanz, der Magistrat, Erhebungsaufträgen einfach nicht nachkommt. Es kann sein, dass eine Sache verjährt, in der man schon viele Verhandlungen hatte und dann halt bei der letzten Verhandlung ein Zeuge, den man noch gebraucht hätte, einfach nicht erschienen ist und die Sache ist dann letztendlich verjährt.

Sehr verehrte Damen und Herren, der Magistrat hat ein sehr schwieriges Verhältnis zum UVS, es ist für ihn - aber auch für die Mehrheitsfraktion in diesem Haus - sehr schwer verwindbar, dass es da eine unabhängige Rechtsschutzinstanz gibt, die die Entscheidungen des Magistrats kontrolliert, dass man sich da nicht hineinreden lassen will und dass da wirklich unabhängig vorgegangen wird. 

Es gibt nun eine neue Stadträtin, die für diesen Bereich zuständig ist, es gibt theoretisch eine neue Chance, zu einem neuen geordneten Verhältnis zum UVS zu kommen, (Abg Christian Oxonitsch: Kontrollieren!) es gibt die Chance, gegen diese Anschläge auf die Unabhängigkeit des UVS einzuschreiten, und es gibt eine Chance für mehr Rechtsstaatlichkeit und für mehr Rechtsschutz in dieser unserer Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Landtagspräsident Johann Hatzl: Am Wort ist Herr Abg Dr Günther.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einleitend, Herr Kollege Ulm: Bereits bei der Diskussion über das neue Dienstrecht und auch über diese Möglichkeiten haben Sie mich gefragt, was hat sich die FPÖ ausgehandelt, weil sie dem zustimmt. Die FPÖ hat ein anderes Politikverständnis als die ÖVP, die sich zuerst etwas aushandelt, bevor sie sich zu den Inhalten bekennt. Das ist schlichtweg schäbig, was Sie hier als Vorwurf bringen und nehmen Sie das bitte zurück. Ich habe es Ihnen damals schon gesagt, wie der Schelm denkt, so ist er, aber ich habe kein Verständnis für derartige Anschuldigungen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun zu dem angesprochenen Bericht. Ich könnte es mir jetzt verhältnismäßig leicht machen und sagen, Kollege Kenesei hat in aller Kürze den Kontrollamtsbericht und auch den Tätigkeitsbericht dargestellt und hat eigentlich in allem, was er gesagt hat, auch Recht. Dem ist zuzustimmen und das Kontrollamt hat kritisch aufgezeigt, was im UVS alles nicht richtig läuft und dass die Zeit bis zu den Entscheidungen viel zu lange ist und dass die Rückstände viel zu groß sind. 

Interessant ist, dass es dazu Stellungnahmen gegeben hat. Die von ihm zitierte kurze der Präsidentin, dass sie zur Kenntnis nimmt und dass jetzt ohnedies alles in Ordnung ist, weil sie neue Mitarbeiter für den UVS lukriert hat, und damit hat sie das abgeschlossen, und der lange Bericht der Vollversammlung, wo in längeren Ausführungen versucht wird zu erklären, warum das alles rechtens ist, der auch nicht ganz passend ist, denn hier hätte die Vollversammlung durchaus auf die kritischen Worte des Kontrollamtes näher eingehen müs-sen. Denn Rückstände im Ausmaß von über 500 Akten-stücken und das von zwei Mitarbeitern, und von 300 Ak-tenstücken bei sieben, kann nicht an der Vollversammlung vorbeigehen und man geht zur Tagesordnung über. Da habe ich überhaupt kein Verständnis dafür. 

Und in anderen Bereichen Missstände so zu erklären, dass man das auf den Verwaltungs- beziehungsweise Verfassungsgerichtshof schiebt, da hat schon Kollege Kenesei gesagt, das ist hanebüchen. Denn in allen UVS-Berichten - und mittlerweile gibt es den UVS seit 1991, und ich glaube, seit dem ersten Bericht, der war dann 1992 oder 1993, spreche ich zu dem Thema, jedenfalls kenne ich jeden einzelnen Bericht - ist immer gestanden, wir sind stolz darauf, dass nur ein kleiner Prozentsatz, zwischen ein und zwei Prozent, an die Höchstgerichte weitergeht. Also kann das in dem Ausmaß der verjährten beziehungsweise zurückgelegten oder rückständigen Aktenerledigungen keinen großen Bereich bedeuten. 

Interessant ist, dass also Stellungnahmen gekommen sind. Die Frau Präsidentin hat dann auch ihre Stellungnahme abgegeben, nachdem es der Vizepräsident schon angekündigt hat, und dann ist das Ganze irgendwo versumpert. Und ich glaube, das kann nur im Kontrollamt gewesen sein, denn alle schreiben, die Stellungnahmen der Vollversammlung und der Präsidentin sind im Wege des Kontrollamts an den Vorsitzenden des Kontrollausschusses gegangen. Das war im Mai und von der Präsidentin vielleicht im Juli, weil der Urlaub etwa Mitte Juli geendet hat, also kann es Mitte Juli gewesen sein. Warum diese Unterlagen zurückbehalten wurden, ist unklar. Im Wege heißt ja nicht, das Kontrollamt ist eine Sammelstelle für irgendwas, sondern das heißt, das Schriftstück ist unverzüglich weiterzuleiten. 

Und jetzt kann man das Kontrollamt nicht aus seiner Verpflichtung entlassen, es hat an sich gegen die Vorschriften gehandelt, es hätte das dem Kontrollamtsvorsitzenden sofort zur Verfügung stellen müssen. Ich habe es heute in der Früh vom Kollegen Kenesei bekommen, dankenswerterweise, der Kollege Serles hat es, aus welchen Gründen, weiß ich nicht, nicht gehabt. 

Aber wirklich interessant ist, es kommt jetzt der Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes, Verzeihung, des UVS, für 2003 und der beginnt im ersten Satz nach einer Kritik des Kontrollamtes so: Erstmals konnten die seit Jahren angewachsenen Rückstände erheblich reduziert werden, was zum einen auf die im Vergleich zu vorher bessere Ausstattung der Senate mit richterlichem Personal und zum anderen auf die rückläufige Aktenzahl zurückzuführen ist. Kein Wort von der Kritik des Kontrollamtes in irgendeinem Satz dieses Tätigkeitsberichtes, und er wäre ja wohl auch in der Lage gewesen, das hier aufzuführen. 

Es stimmt, es gibt mehr Personal, es hat die Aufstockung von 52 auf 54 Richter stattgefunden und es hat Rückläufe gegeben, vor allem im Verkehrsstrafrecht und Polizeirecht. Wodurch das so stark passiert ist, das kann ich nicht nachvollziehen, das könnte oder hätte vielleicht der UVS in seiner Stellungnahme darstellen können, wieso hier so eklatante Rückgänge von ungefähr 30 bis 35 Prozent in manchen Bereichen gegeben sind. 

Es ist erfreulich, a) dass es zurückgeht und b) dass die Erledigungen ansteigen. Weniger erfreulich ist es, dass die Verjährungen von 2002 auf 2003 lediglich um 4 zurückgegangen sind. Das heißt, 2001 waren es noch 700 Verjährungen, 2002 waren es 555 oder so irgendwas und 2003 waren es 549. 

Und der Bericht des Kontrollamtes stellt auch fest, Verjährungen hat es auch vorher gegeben. Die Vollversammlung stellt dazu in ihrer Stellungnahme fest, ja, ja, aber das war im vernachlässigbaren Zustand und darum haben wir das gar nicht genannt. Aber, es hat diese Verjährungen gegeben. Und hier kommt meine Kritik an der Neubesetzung im Personalbereich bei der letzten Novelle des UVS und des Dienstrechts, wo das auf unbefristete beziehungsweise lebenslange Bestellungen zurückgeführt wurde. 

Sie können sich erinnern, da hat es hier in diesem Saal eine Diskussion dazu gegeben, weil ein Kollege nicht verlängert wurde. Den Namen kennen wir alle, ich kenne ihn besser, weil er wieder im Bereich des Sozialministeriums werkt, aber es war der Einzige. Grundsätzlich, wenn es vorher schon Verjährungen und Rückstandslisten gegeben hat, dann hätte man sich damals den Kopf zerbrechen müssen, wen übernehmen wir und wen übernehmen wir nicht. Diese Überlegungen hat es anscheinend nicht gegeben. Die Stadträtin Brauner, die damals dafür zuständig war, hat mit der Ausnahme des einen Kollegen, und da habe ich es verstanden, weil der hat das letzte Jahr seiner Tätigkeit dort nichts anderes gemacht als die Höchstgerichte belastet, aber keine Arbeit mehr erledigt in diesem Bereich, also habe ich durchaus Verständnis gehabt, aber man hätte sich den Kopf zerbrechen können, wer hat denn derart starke Rückstände und wer hat schon damals mit Verjährungen zu kämpfen gehabt. Dann hätte man die nicht in den Bereich aufnehmen dürfen, sondern schauen müssen, dass man sich von ihnen trennt und Leute mit Verantwortungsgefühl aufnimmt. 

Wenn man jetzt schaut, 10 oder 9 Mitarbeiter haben dort mehr als 50 Prozent Rückstände zu bearbeiten, der Rest liegt um die 100 pro Person, das ist auch nicht erfreulich, aber in einem Bereich, wo man sagt, das ist halt im Aktenablauf notwendig. Ich glaube, dass wir alle miteinander nichts davon haben, wenn die Vollversammlung mit der Präsidentin, die an sich der Vollversammlung angehört, herumstreitet und sich über Kanzleiordnungen und sonst was den Kopf zerbricht und ihr vorwirft, sie komme ihrer Leitungsfunktion nicht nach, und die Präsidentin versucht das auf die Vollversammlung zu schieben, beide dann auch noch auf den Personalausschuss oder sonst irgendwas. Ich glaube, dort muss zusammengearbeitet werden und zwar intensivst zusammengearbeitet werden und das liegt an der Präsidentin und Vorsitzenden der Vollversammlung. Denn ihre Aufgabe ist es, den Ablauf dort zu gewährleisten und zwar zur Sicherung des Rechts für alle Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der FPÖ) 
Das, meine sehr geehrte Damen und Herren, ist das Problem, nur dass wir seit Inkrafttreten oder seit Bestellung der Präsidentin hier diskutieren. Es gibt immer noch schwere Differenzen zwischen der Vollversammlung und der Präsidentin, es hat sich Gott sei Dank gebessert, dass wir nicht mehr zwei verschiedene Berichte hier diskutieren müssen, nämlich den der Vollversammlung und den der Präsidentin, sondern dass ein Bericht hier vorliegt, und dass dieser Bericht auch in einem vernünftigen Zeitrahmen abgeliefert wurde. Aber an sich ist es in jedem Bericht und diesen Stellungnahmen zum Kontrollausschuss deutlich zu spüren, dass es hier Diskrepanzen gibt. 

Die gehören ausgeräumt, die Mitarbeiter müssen sich nicht untereinander lieben, aber sie müssen schauen, dass der Ablauf für die Wienerinnen und Wiener und für die Rechtssicherheit in dieser Stadt gewährleistet ist. Damit und mit dem Dank an die Mitglieder, die ihrer Arbeit ausgezeichnet nachkommen, beende ich meine Rede und wünsche dem UVS und den Wienerinnen und Wienern, dass die Rechtssicherheit soweit wie möglich für Wien aufrecht erhalten bleibt. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Schuster. 

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben alle miteinander, glaube ich, die wir uns mit dieser Materie auseinander setzen, den Kontrollamtsbericht in seinem ganzen Umfang sehr genau gelesen. Ich glaube auch, dass wir uns im Kontrollausschuss sehr intensiv über den Inhalt des Kontrollamtsberichtes unterhalten haben und wir haben auch gestern, als wir von den Stellungnahmen erfahren haben, vereinbart, dass wir uns zu diesem Thema noch einmal zusammensetzen werden. 

Und ich halte mich auch an diese Vereinbarungen. Dies deshalb, weil mir die Einrichtung des UVS wirklich viel zu wichtig ist, als dass wir uns in ein parteipolitisches Gezänk der untersten Lade begeben und der UVS dann in der Öffentlichkeit nicht den Stellenwert behält, den wir auch brauchen. Wo kommen wir hin, liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn die Rechtssicherheit - und der Kollege Günther hat am Ende seines Beitrags darauf auch hingewiesen - wenn die Rechtssicherheit, die die Bevölkerung in den UVS legt, wenn die Unabhängigkeit, zu der wir uns alle verpflichtet haben, ja, alle verpflichtet haben, nun in Frage gestellt wird. Wenn wir diese Art von Diskussion so weiter führen, habe ich größte Sorge um eine derart wichtige Einrichtung und ich möchte diese Sorge ganz einfach nicht weiter haben und ich meine, dass die Diskussion, insbesondere wie sie von Kollegen Ulm gepflogen wurde, in dieser Form wirklich nicht weitergeführt werden kann. Es steht viel zu viel auf dem Spiel dabei. 

Und daher möchte ich mich mit einigen einzelnen Dingen beschäftigen. Wenn die FPÖ die SPÖ unterstützt hat bei der Änderung der Disziplinarregelung, dann unterstreiche ich Wort für Wort dessen, was Kollege Günther gesagt hat. Wir haben gemeinsam gesprochen und wir haben ausschließlich sachlich darüber gesprochen, auch wenn es der Schelm nicht glaubt. Wir haben ausführlich sachlich darüber gesprochen und das Lächeln verrät, weil ich andere Debatten über manche Vereinbarungen auch schon miterlebt habe. Und es stimmt 100-prozentig, es gab nicht im Geringsten den Ansatz, was könnten wir dafür, (Redner macht eine kurze Pause) sondern es gab eine sehr ernsthafte inhaltliche Diskussion, warum wir diese Form für besondere Fälle auch haben wollen. 

Und da haben wir Konsens erreicht und wir haben insofern ... (Abg Dr Wolfgang Ulm: Ich stelle eine neue Koalition fest, nämlich FPÖ und SPÖ!) Ersparen Sie sich den Zwischenruf, Kollege Ulm, ich nehme nicht mehr ernst, was Sie sagen. Und wir haben auch im Gespräch erreicht, dass wir die Zusammensetzung dieses Gremiums über Anregung der FPÖ auch noch verändert haben. Ich möchte das ausdrücklich hier in diesem Hause auch betonen, weil es mir sehr wichtig ist, auch von der Paktfähigkeit zueinander, dass wir ordentlich damit umgehen. (Abg Dr Wolfgang Ulm: Das ist ja schon fast Liebesgeflüster!) 

Und wenn hier auf den Kontrollamtsbericht hingewiesen wurde, und warum die Frau Präsidentin hiezu eine Stellungnahme abgegeben hat und nicht die Vollversammlung, dann ist das eine sehr, sehr eindeutige Sache, weil in dieser Struktur die Frau Präsidentin den UVS als Behörde vertritt, und nicht die einzelnen Organe, die es im UVS gibt, hiezu vom Kontrollamt aufgefordert werden müssen, eine entsprechende Stellungnahme abzugeben. Und die Diskussion im Kontrollausschuss hat dazu geführt, dass wir noch die einzelnen Stellungnahmen dazu eingefordert haben. 

Das heißt, es liegt in der Zuständigkeit und sonst nirgendwo. Wir vermuten, wohin das geht. Und ich bitte auch darum, irgendwann einmal aufzuhören zu sagen, die SPÖ würde die Unabhängigkeit ständig ankratzen. Wer immer wieder die politische Debatte in den UVS hineinträgt, sitzt hier, nicht hier, und nicht hier und auch nicht hier. Sie versuchen hier immer, Ihr parteipolitisches Spielchen zu machen und das ist das Unanständige an dieser ganzen Geschichte. (Beifall bei der SPÖ.) Also, ich finde es wirklich nicht korrekt ... (Abg Dr Wolfgang Ulm: Wer hat den Antrag gestellt auf Auflösung des UVS in der Bezirksvertretung?) Was für Abmachung? (Abg Dr Wolfgang Ulm: Wir haben ja schon oft debattiert darüber!) Sie haben offenbar schlecht geschlafen. Die Einzigen, die authentisch sagen können, wie der UVS in der jetzigen Struktur passiert ist, sind hier, hier und hier, Hatzl, in seiner damaligen Funktion als Klubobmann. Wir haben vieles von dem gemeinsam ausgehandelt, und vieles, was hier existiert, ist dankenswerterweise in einem extrem guten Klima passiert und nicht mit der Absicht, irgendetwas unabhängig zu machen (Redner korrigiert) etwas Unabhängiges wieder wegzugeben, sondern die Unabhängigkeit zu festigen. Und wir haben in dieser Struktur ausschließlich – und Kollege Tschirf, Sie wissen das, wie wir damals mit dem Chef des Verfassungsdienstes herumdiskutiert haben. Wir haben in allen diesen Gremien penibel getrachtet, dass der Personalausschuss, der Geschäftsverteilungsausschuss, eine Besetzung erhält, wo die Vollversammlung mit Ihren Mitgliedern die Mehrheit hat und die Vertreter des UVS, nämlich der Präsident und der Vizepräsident nicht die Mehrheit haben, um die Unabhängigkeit nicht im Geringsten anzweifeln zu können. Und ich halte es wirklich nicht für okay, was Sie da jetzt ständig versuchen hineinzuinterpretieren. 

Ich möchte daher - weil wir uns nicht vorgenommen haben, heute so ausführlich und lange zu darüber zu diskutieren - an die Spitze meiner Ausführungen in der Tat, so wie auch andere Vorredner, den Dank an alle Mitarbeiter des UVS richten und zwar deshalb den Dank von hier aus, weil ich vermute, dass viele auch zuhören, zusehen und weil ausgezeichnete Arbeit gemacht wird. Über die nicht ausgezeichnete Arbeit haben wir schon geredet. Ich werde einige wenige Worte dann noch verlieren.

Diese ausgezeichnete Arbeit wird von den 56 Mit-gliedern geleistet, aber auch von den 78 Verwaltungs-bediensteten, die in ausgezeichneter Form zuarbeiten, sodass der Betrieb in dieser Form aufrecht erhalten bleiben kann.

Ich habe mich persönlich auch über diesen Bericht sehr gefreut, weil hier zum ersten Mal diese Personaldiskussion, die wir ja sonst immer geführt haben, nicht in dieser Form dargestellt wurde wie früher. Hier wird eindeutig dargestellt, dass auf Grund der personellen Ausstattung die Arbeit gut funktioniert und dass hier auch Arbeit abgebaut wurde, Rückstände abgebaut wurden. Also, ich bin auf 2 000 Akten gekommen, Kollege Kenesei hat von 3 000 Akten geredet. (Abg Günter Kenesei: Ich war halt großzügig!) Ich bin auf 2 000 Akten gekommen die abgebaut wurden, weil andere noch dabei sind, die verjährt waren. Also, 2 000 Akten. 

Ich habe auch mit Freude etwas zur Kenntnis genommen, das wir auch diskutiert haben, nämlich, dass diese flexible Arbeitszeitgestaltung, die wir ermöglicht haben, sich sehr positiv auf die Gesamtstruktur ausgewirkt hat. Und ich habe damit wirklich mit einer Genugtuung all diese Dinge zur Seite geschoben, die wir früher diskutiert haben, wie: Brauchen wir 70 Senatsmitglieder oder brauchen wir mehr? Da gab es ja verschiedenste Zahlengerüste. Ich glaube, dass wir uns sehr gut beraten gefühlt haben, dass wir uns auf die Berechnungen der VO des Magistrats hinsichtlich der personellen Bedürfnisse für die Abwicklung sehr verlassen haben, und Sie wissen, warum wir hier sehr penibel umgegangen sind mit diesem Thema, weil eben die rechtliche Struktur des Dienstrechtes der Richter eine andere ist als die sonstiger Amtsträger. Die Versetzbarkeit ist nicht gegeben, auch wenn die Arbeit auf einmal nicht da ist. Daher müssen wir auch feststellen, dass in diesen Vergleichszeiträumen die Geschäftsfälle zurückgegangen sind um 12,7 Prozent in einem Jahr auf 9 700, die eingegangen sind. 

Ich möchte mir ersparen, darauf hinzuweisen, wo die Geschäftsfälle angestiegen und wo sie gesunken sind, weil darauf schon eingegangen worden ist.

Ich möchte aber auch auf die positivste Arbeit hinweisen, nämlich die erledigten Fälle: Plus 11,2 Prozent an Verfahren, wobei eine Vielzahl von mündlichen Verfahren zu erledigen war. Ich bin sehr froh, dass es im April 2002 zu einer Änderung des Verwaltungsstrafrechts kam und dadurch die Kammerverhandlungen enorm zurückgegangen sind. Also, wenn ich vergleiche 2002 mit 2003, dann ist es ganz einfach so, dass hier ein enormer Rückgang stattgefunden hat. Also, 2001 waren es noch 858, jetzt sind es 468. Das sollte man bedenken, wenn wir darüber sprechen. 

Was mich persönlich wirklich stört, und ich möchte das nicht verschweigen - es ist auch schon darauf eingegangen worden - das ist die Frage der Verjährung. Wenn vier Personen im UVS nahezu 40 Prozent der Verjährungen produzieren, dann sage ich, da kommen ganz einfach von den gesamten Mitgliedern im Senat 52 Personen wegen vier in Misskredit. 

Und ich würde mir wirklich wünschen und ich kann das nur der Vollversammlung auch empfehlen - ich kann es im Besonderen auch dem Personalausschuss empfehlen -, sich vielleicht dieser Sache sehr ernst anzunehmen. Wie kommen die anderen dazu, die so korrekt im Sinne der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt arbeiten, dass sie ständig und Jahr für Jahr wegen vier Personen kritisiert werden. Das ist nicht in Ordnung, und man kann hier nur an zwei Einrichtungen appellieren - zwei Einrichtungen ist übertrieben -, an die eine Einrichtung Personalausschuss und an die vier Personen. Warum lebt ihr auf dem Rücken der anderen. Das ist nicht in Ordnung. Das heißt, es muss abgestellt werden, und wenn es nicht abgestellt wird, hoffe ich, dass wir Mittel und Wege finden, um hier dieses doch auch abstellen zu können.

Worauf ich noch hinweisen wollte, weil es mich auch stört, ist die Frage der EDV-Ausstattung. Dieses Thema ist schon ein Dauerbrenner in den letzten drei, vier Jahren und ich glaube auch, dass hier alle zusammenarbeiten müssen, um hier die entsprechenden technischen Voraussetzungen zu schaffen, denn die technischen Voraussetzungen sind für diese Arbeit notwendig. Wenn hier auch sehr stolz beschrieben wird, dass im Jahresende 2002 die 100°000er-Grenze an Entscheidungen überschritten wurde, die EDV-mäßig erfasst wurden, und jetzt 120 360 Entscheidungen mit Jahresende 2003 be-reits vorhanden sind, dann ist es auch notwendig, dass hier das technische Handwerk funktioniert. Das wollte ich nur am Schluss auch bitten.

Ich würde ganz einfach damit schließen wollen, dass ich den Appell insbesondere an die Vertreter der ÖVP richte, manches dort zu lassen, wo es hingehört. Manches schadet dieser unabhängigen Einrichtung, wenn wir so weiter diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Prochaska gemeldet.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Geschätzter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wenn in diesem Haus etwas untrennbar miteinander verbunden ist, dann ist es eine Wortmeldung vom Kollegen Schuster und die darauffolgende tatsächliche Berichtigung.

Ich möchte jetzt in aller Form einmal festhalten, dass diese monokratische Struktur, die der UVS ursprünglich hatte, nicht mehr aufrecht ist und zwar, weil es, in der Koalitionszeit und auch im Koalitionsübereinkommen festgeschrieben, eine Machtverschiebung von der Präsidentschaft hin zur Vollversammlung gegeben hat, also von der Monokratie zur Demokratie.

Und wie die Vorgangsweise abgelaufen ist, muss ich jetzt auch einmal sagen. Die Vorgangsweise war so, dass, als wir im April diesen Bericht erhalten haben, dieser, wie Kollege Ulm festgestellt hat, auf Grund der Kritik der Vollversammlung bereits im Nachhinein, nämlich gestern Abend, gekommen ist. Die Frau Präsidentin hat wie immer keine Reaktion gezeigt, außer dass sie die ständige Bemerkung, sie hätte keine disziplinären Durchgriffsrechte, geäußert hat. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt auch!)

Und dann, Kollege Schuster, war es nicht so, dass wir gemeinsam übereingekommen sind, einen Bericht der Vollversammlung, eine Gegenäußerung der Vollversammlung einzufordern, beziehungsweise die Frau Präsidentin doch zu einer etwas erweiterten Stellungnahme zu bewegen. Dies geschah erst durch einen Brief, den auf meine Veranlassung hin Serles und Kenesei unterschrieben haben und der am 28. April sowohl an die Frau Präsidentin, als auch an die Vollversammlung ergangen ist. So ist es tatsächlich gewesen. (Abg Godwin Schuster: Nein, Sie haben es bestätigt, gemeinsam ist das gemacht worden!)

Und dann erfolgte mit 19. Mai beziehungsweise 3.6. doch eine karge Stellungnahme der Frau Präsidentin und eine ausführliche Stellungnahme der Vollversammlung. Diese Antworten vom 19.5. und 3.6., über den Weg des Kontrollamtes aber von Serles, Kenesei, Prochaska angefordert, blieben im Kontrollamt liegen. Sie blieben liegen, bis ich vorgestern - Sie waren ja dann dabei - am Schluss der Veranstaltung den Herrn Kontrollamtsdirektor gefragt habe, was denn jetzt eigentlich mit diesen Gegenstellungnahmen des Kontrollamtes und der Präsidentin sei. Dann hat der Herr Kontrollamtsdirektor vorgeschlagen, sie zuerst im ganz kleinen Kreis einmal abzusprechen, um sie aber dann doch der Öffentlichkeit via Kenesei zur Verfügung zu stellen. 

Also, hier liegt keine Bösartigkeit der Opposition vor, sondern es wurden hier etwas seltsame Wege eingeschlagen, um uns von einer Nachricht, die wir eingefordert haben, eigentlich erst mit monatelanger Verspätung zu informieren. 

Das erinnert mich auch daran, dass der Bürgermeister die Rechnungshofberichte immer bei sich liegen lassen kann, und uns dann mit monatelanger Verspätung damit mit überraschen darf. Die eingeschlagenen Wege - wunderbar, die Deutungen des Kollegen Schuster sind es zumeist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Die Debatte ist geschlossen. (Abg Godwin Schuster begibt sich für eine tatsächliche Berichtigung zum Rednerpult.) Es ist zu spät, ich habe die Debatte geschlossen. (Abg Godwin Schuster begibt sich wieder an seinen Platz zurück. – Heiterkeit im Saal.) Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 

Einige wenige Punkte, Kollege Kenesei. Ich bin der Überzeugung, wir können diese Differenz vielleicht nachher noch besprechen, die zwischen dem Kontrollamtsbericht und dem Bericht der Vollversammlung bezüglich der etwa anhängigen Verfahren beim Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof sozusagen vermeintlich, auf Grund des unterschiedlichen Betrachtungszeitraumes, besteht. Vielleicht können wir uns dem noch später widmen. (Abg Günter Kenesei: Das ist die Betrachtungsweise der Präsidentin!) Die Frau Präsidentin sagt das ja nicht auf den Bericht der Vollversammlung, auf den Tätigkeitsbericht, sondern sagt es auf den Kontrollamtsbericht und dieser hat in einem anderen Zeitraum stattgefunden als der Bericht der Vollversammlung. (Abg Günter Kenesei: Die Frau Präsidentin antwortet auf die Stellungnahme!) 

Zum Zweiten, Herr Kollege Ulm, der Frage des Annexes. Ich glaube, ich brauche dir das jetzt nicht erklären, dass das natürlich in vielen Fällen so ist, dass die Annexzahlen dazu führen, dass die Fallzahlen steigen, obwohl die Arbeit nicht im selben Ausmaß steigt. Und es ist ja auch nicht so, dass die Annexzahlen immer schon da waren, die gibt es ja im vollen Umfang erst seit dem Jahre 1999. Ich möchte hier nur auf einen konkreten Berufungsbescheid des UVS aus dem Jahre 2001 hinweisen, wo sozusagen 301 UVS-Zahlen hinzugekommen sind. Da ging es um die Frage eines Straferkenntnisses, wo es zu 301 Übertretungen betreffend die Aufstellung von Zeitungsständern ohne Bewilligung gekommen ist. Da gibt es jetzt auf einmal 301 Zahlen, obwohl die Arbeit nicht 301-mal so groß ist und da muss man schon auch darauf hinweisen, dass man sich das im Konkreten anschauen muss und dass man nicht sagen kann, dass jede Annexzahl gleich viel Arbeit ist wie eine neue Zahl, das stimmt schlicht und ergreifend nicht. 

Zur mehrfach angesprochenen Frage des Kontrollamtes und der Vorgangsweise muss ich sagen, dass ich sehr überrascht bin über die Kritik, die hier vorgebracht wurde. Insbesondere bin ich deshalb überrascht, weil ich ja bis zum 30.6. des Jahres selbst dem Kontrollausschuss angehört habe und daher die Vorgangsweise hier ganz genau kenne. Und die Vorgangsweise ist die, dass der Bericht bezüglich des Unabhängigen Verwaltungssenates einstimmig beschlossen wurde und dann aber vereinbart wurde, dass es - außerhalb des Verfahrens - eine weitere Nachprüfung, Nachforschung seitens des Kontrollamts gibt. Da muss man auch ganz klar sagen, das war sozusagen ein Entgegenkommen des Kontrollamtsdirektors, das in keiner Geschäftsordnung oder sonst wo intendiert und vorgesehen wäre und dass, wenn man sozusagen ganz streng nach dem vorgeht, was die Geschäftsordnung auch vorsieht, wir nicht jetzt, sondern erst im Jahr 2005 darüber sprechen würden, nämlich dann, wenn das nächste Mal meine Geschäftsgruppe im Kontrollausschuss Thema ist. Dann würden nämlich diese nachfolgenden Berichte vorgelegt und diskutiert werden. Also, die Tatsache, dass Sie die jetzt schon in Händen haben, ist ein extremes Entgegenkommen des Kontrollamtes und ich würde Sie bitten, das schon auch so zur Kenntnis zu nehmen, denn sonst muss man sich überlegen, ob man so eine Vorgangsweise ein zweites Mal wählt, wenn man für ein Entgegenkommen dann auch noch kritisiert wird. (Abg Johannes Prochaska: Das Kontrollamt hat nichts intendiert, das war unser Brief!) 

Zur Frage des Berichts möchte ich einfach nur noch mal kurz anfügen, weil ja viele Dinge schon gesagt wurden, dass die Mehrheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und es geht ja aus dem Bericht auch ganz klar hervor, effizient und zügig arbeitet. Ich schließe mich all jenen an, die kritisiert oder bedauert haben, dass wenige Mitglieder sozusagen dazu führen, dass wir hier eigentlich immer einen kritischen Bericht haben und dass das an sich nicht notwendig wäre. Ich möchte diese Gelegenheit aber schon dazu nützen, mich zu bedanken, einerseits bei der Präsidentin, aber natürlich auch beim Großteil der Mitglieder des UVS, die hervorragende Arbeit im Sinne des Rechtsstaats leisten und vielleicht haben diese auch die Möglichkeit, auf ihre wenigen, nämlich vier Mitglieder, einzuwirken, weil es eigentlich nicht einzusehen ist, wie der Großteil der Juristinnen und Juristen, die hervorragende Arbeit für die Wienerinnen und Wiener und für die Rechtsdurchsetzung der Wienerinnen und Wiener leisten, hier in Misskredit geraten, nur weil sie hier ihre Arbeit nicht in dem Ausmaß machen, wie es einfach intendiert wäre. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht des UVS für 2003 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so zur Kenntnis genommen und beschlossen. 

Wir sind nun bei der Postnummer 3 der Tagesordnung. 

Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2002/2003 der Wiener Umweltanwaltschaft an den Wiener Landtag. 

Ich darf die Wiener Umweltanwältin, Frau Mag Dr Andrea Schnattinger auch recht herzlich begrüßen.

Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau amtsführende Stadträtin, Frau Mag Sima, die Verhandlungen einzuleiten. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bringe den Tätigkeitsbericht 2002/2003 der Wiener Umweltanwaltschaft ein und ersuche Sie um Kenntnisnahme. 

Präsident Johann Hatzl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Mag Rüdiger Maresch: (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Landesrätin, muss man in diesem Fall sagen. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte es kurz machen nach dieser ganz langen Diskussion. Uns gefällt der Bericht Umweltanwaltschaft sehr gut. Ich möchte mich da jetzt gar nicht lange aufhalten, es gibt zahlreiche Arbeitsschwerpunkte von Abfallwirtschaft bis UVP, AWG-Verfahren, Mobilfunk und dergleichen, also eine nicht enden wollende Liste, und das für ganz wenig Budget, insgesamt 160°000 EUR. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger Punkt, den wir durchaus hervorstreichen wollen. 

Und mit diesen 160°000 EUR werden Publikationen erstellt, Bürgerinnen und Bürgern wird geholfen, es gibt ganz viel Beratung und Know-how, und es wird eine richtige Datenbank aufgebaut. Jetzt waren wir Grüne ursprünglich ein bisserl skeptisch bei Frau Andrea Schnattinger, als sie damals Leiterin geworden ist, aber ich glaube, sie hat unsere Bedenken, die wir damals gehabt hatten, mehr als zerstreut. 

Es freut mich jetzt sehr, dass sie jetzt Umweltanwältin ist und dass sie dort auch eine sehr gute Tätigkeit ausübt. Sehr viele Bürger und Bürgerinnen, das sagen sie mir immer wieder, wir sind sehr zufrieden, dass sie sich auf die Umweltanwältinnenschaft verlassen können und sehr viele Bürgerinitiativen bekommen Unterstützung, selbst auch dann, wenn sie in der Stadt nicht immer wohl gelitten sind, wie zum Beispiel Bürgerinitiativen wie die vom Bacherpark, die dann in Wirklichkeit unter die Räder der Stadt geraten. 

Wir glauben, dass die Umweltanwältinnenschaft eine ganz wichtige Rolle spielt, sie hätte sich mehr Budget verdient und noch mehr Aufmerksamkeit und ich glaube, es ist ganz wichtig, dass sie sich auch mit Dingen beschäftigt, wie zum Beispiel Mobilfunk, aber auch Bundesmediation, und da denke ich mir, da können wir uns nur beglückwünschen, dass wir sie haben. Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Kollege Maresch, das war jetzt eine Vorgabe, kürzer geht es nicht mehr. Alle Achtung, auch ich werde mich so kurz halten und möchte mich auch bei der Umweltanwältin ganz herzlich bedanken. 

Auch wir hatten Bedenken, ich nehme sie alle zurück, ich gratuliere Ihnen zu diesem Bericht, wo Sie ganz genau all die Schwächen in der Umweltpolitik aufgezeigt haben, wo sie wirklich gezeigt haben, bei Handymasten geschieht nichts, und so weiter und so fort. Ich habe mir das alles vorgemerkt, aber ich will mich kurz halten. Wir nehmen gerne Ihren Bericht zur Kenntnis. Bitte so weiter, alles Gute. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Rüdiger Maresch: Auch Applaus von mir!) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Reinberger. 

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Umweltanwältin! 

Nachdem jetzt alle ihre Bedenken oder Nichtbedenken geäußert haben: Wir haben keine Bedenken und ich bin auch nicht enttäuscht worden von Ihnen durch Ihre bisherige Tätigkeit. Ich möchte mich für die vor längerer Zeit erfolgte Vorlage des Tätigkeitsberichtes der Umweltanwaltschaft in großer Zahl an das Büro des Landtags bedanken. An den Klub sind allerdings nur ein oder zwei Exemplare gegangen, das andere kam per Mail, das heißt, man kann es am Computer lesen. Das ist jetzt nicht jedermanns Sache, meine auch nicht. Ich arbeite gerne mit dem Papierexemplar, ich streiche gerne an, ich mache mir gerne Anmerkungen und das tue ich nicht gerne in einem Exemplar, das sozusagen anderen auch zur Verfügung steht. Kollege Blind hat sich das mühselig aus dem Computer ausgedruckt und eine ganze Patrone verbraucht, ich bin einen anderen Weg gegangen, ich habe mir im Landtagsbüro ein Exemplar ausgebettelt und möchte mich herzlich bedanken, dass mir das Landtagsbüro wirklich binnen Minuten ein Exemplar gebracht hat. Und siehe da, heute in der Früh hat der Herr Landtagspräsident dem Klubobmann einen ganzen Stoß Exemplare überreicht. Also, es sind nicht nur die Rechnungshofberichte und andere Dinge, die lange irgendwo schlummern, auch ein ganzer Stoß an Umweltberichten schlummerte offensichtlich im Büro des Herrn Landtagspräsidenten. Und ich möchte jetzt keinen Rückschluss davon auf die Wertschätzung des Landtagspräsidenten für die Wiener Umweltanwaltschaft ziehen. 

Wie gesagt, die Freiheitliche Partei schätzt sie sehr und ich bin sehr froh, dass die Umweltanwaltschaft auch mit der neuen Aufgabe der Atomschutzbeauftragten beauftragt wurde. Es ist wichtig, hier Positionen und Informationen zu erarbeiten. Mich freut es sehr, dass die Umweltanwältin auch eine starke Position einbringt für erneuerbare Energie. Ich denke, das ist ein Weg, mit den neuen Mitgliedsstaaten in Richtung weg vom Atom hin zu erneuerbarer Energie zu gehen. 

Es freut mich insbesondere, dass sich die Umweltanwältin auch in einem Interview geäußert hat, dass sie der Meinung ist, dass erneuerbare Energie keine teure Energie ist, sondern würde man die fossile Energie mit den Echtkosten bewerten, dann wäre Fossilenergie, Atomstrom und so weiter, wesentlich teurer. 

Wie gesagt, es sind viele Themen von der Umweltanwaltschaft in Angriff genommen worden, mit der sich auch die MA 22 beschäftigt, mit Bio-Lebensmitteln und vielen anderen Dingen. Die Frau Umweltanwältin sagt in ihrer Einleitung, wenn nicht immer alle Vorschläge, Anregungen und Standpunkte auf uneingeschränkte Zustimmung stoßen, so hoffe sie doch, und sehe sie auch, dass die fachlichen Ansätze geschätzt werden. 

So ist es auch, in vielen Punkten gibt es Übereinstimmung mit den Freiheitlichen Positionen, in manchen nicht. Sie wissen zum Beispiel die SUP-Abfallwirtschaft, da hatten wir eine andere Meinung dazu. Aber nichtsdestotrotz sehe ich auch bei der Umweltanwaltschaft, dass sie der Abfallvermeidung und Wiederverwertung ein großes Wort redet. Und wie gesagt - auch ich möchte mich kurz halten -, trotz der knappen Ressourcen, die die Umweltanwaltschaft zur Verfügung hat, zeigt sie einen großen Einsatz für große Themen, aber auch für kleine Themen, so auch für den Schmetterlingsschutz, und wir finden hier auch den Vogelanprall genauer erwähnt, der uns ebenfalls immer ein Anliegen war - ich erinnere mich, dass ein Freiheitlicher, ein früherer Freiheitlicher Bezirksrat, Herr Prof Spitzer, schon vor vielen Jahren auf dieses Problem hingewiesen hat -, weiters die Hundehaltung, die Fiaker, also viele Themen hat die Umweltanwaltschaft aufgegriffen und dazu ihre Positionen vorgebracht und gute Ansatzpunkte gebracht. Ich sehe eine weitgehende Übereinstimmung, danke für das Engagement für die Umwelt und damit auch für das Engagement für die Wienerinnen und Wiener, und wir werden den Bericht der Wiener Umweltanwaltschaft ebenfalls gerne zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Wutzlhofer. 

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Dr Schnattinger!

Nachdem es alle anderen bereits gesagt haben, werde ich auch mein Vorhaben, kumuliert solange zu reden wie ich es beabsichtigt habe, etwas umgestalten. Was ich aber schon sagen möchte, ist, die Wiener Umweltanwaltschaft hat in ihrem mehr als 10-jährigen Bestehen durch viel Engagement und Einsatz bewiesen, dass sie ihre Aufgabe erfüllen kann, eine weisungsfreie, unabhängige Stelle zu sein im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger für ihre Umweltschutz- und Naturschutzanliegen und damit eine starke Stimme für eine positive Umweltentwicklung in Wien. Das gilt auch, und vor allem, für die letzten zwei Jahre, und dafür geht ein ganz besonderer Dank an Andrea Schnattinger und ihr Team von Seiten meiner Fraktion. (Beifall bei der SPÖ.) 

In den UVP, in Stellungnahmen zu Flächenwidmungsverfahren, bei der Flughafenmediation und und und, hat die Umweltanwaltschaft bewiesen, dass sie eine starke Stimme für Umweltanliegen ist, dass sie auch eine kritische und konsequente Stimme sein kann und dafür erstens einmal Danke. Man sieht das auch in dem Bericht und wie gesagt, wir konnten uns ja alle kurz halten, weil es ja ein sehr guter, verständlicher, sehr umfassender Bericht ist, wo man immer nachlesen kann, was und wie viel geschehen ist, man sieht aber auch, wie viele Vorschläge und Impulse der Umweltanwaltschaft in die konkrete Stadtpolitik eingeflossen sind. 

Ich hätte auch nachher noch Lust, darüber zu reden, die drei Punkte starkes Engagement gegen Atomkraft und für erneuerbare Energien herausgenommen, für die Partizipation von Bürgerinnen und Bürgern und die Umweltbildung, die eine der wesentlichen Schwerpunkte der Umweltpolitik in Wien ist. Man hat sicher noch Gelegenheit, in einer längeren Debatte darüber zu reden. Am Schluss möchte ich noch einmal ganz besonders herzlich für die vielen Impulse danken, die Sie in der laufenden Arbeit der Politik gegeben haben. 

Es lag und es liegt an uns, diese Impulse wahrzunehmen, diese Impulse sehr ernst zu nehmen und wo immer möglich, auch in der konkreten Politik umzusetzen. Wien hat nämlich eine große und schöne Zukunft vor sich und das liegt auch und vor allem an der konsequenten Umweltpolitik der Gegenwart. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich weiß nicht, ob die Frau Umweltanwältin das Wort wünscht. Jawohl, bitte sehr. 

Umweltanwältin Mag Dr Andrea Schnattinger: Mir bleibt nur mehr ganz kurz, mich herzlich zu bedanken für diese vielen zustimmenden Worte zu unserem Bericht. Ich würde Sie wirklich auffordern und ersuchen, rühren Sie sich auch zwischendurch bei uns, wir stehen gerne für Informationen im Umweltbereich jederzeit zur Verfügung. Und ich danke Ihnen noch einmal für diese freundliche Aufnahme des Berichts, für diese positive Zustimmung und möchte in diesem Rahmen auch meinem Team danken, ohne das diese umfassende Arbeit in dieser Form nicht möglich gewesen wäre. Danke schön. (Beifall von allen Fraktionen.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es bleibt mir nur, mich dem Dank an die Wiener Umweltanwältin und ihre Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen anzuschließen. Ich schätze die Wiener Umweltanwaltschaft schon seit sehr vielen Jahren als wichtige Institution, mit der ich auch als Umweltsprecherin schon Kontakt hatte und sie schätzen gelernt habe. Ja, ich sehe die Wiener Umweltanwaltschaft als wichtige Partnerin in Sachen Umweltschutz in Wien. Der Bericht ist sehr beeindruckend, vor allem, wie es ohnedies schon bemerkt worden ist, die Vielzahl an Aktivitäten. 

Und es sind ja nicht die leichtesten Themen, die die Umweltanwaltschaft da sozusagen auch serviert bekommt. Und die Umweltanwaltschaft ist selbstverständlich auch eine ganz wichtige Anlaufstelle für die Bürgerinnen, für die Bürger, auch für die Bürgerinitiativen. Ich bedanke mich einfach noch einmal und freue mich auf die weitere Kooperation. Speziell in Fragen der Antiatompolitik ist sie eine wichtige Partnerin für mich, weil wir auch vor haben, in diesem Bereich einen besonderen Schwerpunkt zu setzen gerade in Kooperation mit der Slowakei, unserem unmittelbaren Nachbarn, im Zusammenhang mit den Atomkraftwerken. Aber der Schwerpunkt liegt sicher auf Kooperation und nicht auf Konfrontation, weil wir damit in der Vergangenheit nicht gute Erfahrungen gemacht haben. 

Nochmals herzlichen Dank, und ich will das Ende der Sitzung nicht künstlich hinauszögern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem vorliegenden Tätigkeitsbericht für 2002 und 2003 der Wiener Umweltanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen und zur Kenntnis genommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich des Mitglieds des Landtages, Frau Abg Mag Barbara Feldmann. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Meine Damen und Herren!

Ich darf Ihnen Folgendes berichten: Frau Landtagsabgeordnete Mag Barbara Feldmann meldete mit Schreiben vom 6.12.2003 zeitgerecht ihre leitende Tätigkeit in den Gesellschaften Majella Versicherungsvermittlungsgesellschaft mbH und APA Central Beteiligungsgesellschaft. 

Gemäß § 4 Abs 1 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 in Verbindung mit § 129b Abs 1 der Wiener Stadtverfassung ist für die Ausübung der Tätigkeit als Gesellschafterin in der Majella Versicherungsvermittlungsgesellschaft mbH die Genehmigung durch den Wiener Landtag nach Vorberatung im Unvereinbarkeitsausschuss erforderlich.

Im Unvereinbarkeitsausschuss wurde dem vorliegenden Antrag einstimmig die Zustimmung erteilt. Daher ersuche ich Sie auch im Landtag um Ihre Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Es gibt dazu keine Wortmeldung. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das ist einstimmig angenommen und so beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, für das Jahr 2004. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Ich ersuche den Wiener Landtag, die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, und den Bericht 2004 des Unvereinbarkeitsausschusses an den Wiener Landtag zur Kenntnis zu nehmen.

Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Es gibt auch hier keine Wortmeldung. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2004 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Daher ist auch dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Bevor die Tagesordnung erledigt ist, möchte ich Sie informieren, dass ich auf Grund einer Wortmeldung in der Aktuellen Stunde von einem Abgeordneten der Frei-

heitlichen Partei aufmerksam gemacht wurde, dass seiner Meinung nach eine Äußerung des Abg Kopietz zu ahnden wäre. 

Ich habe mir das Protokoll geholt. In diesem Zusammenhang ist aus dem Protokoll für mich nicht erkennbar gewesen, dass eine bestimmte Person des Hauses damit gemeint wurde. Daher kann ich diesem Wunsch nicht nachkommen. 

Handbewegungen, über die wir diskutiert haben, sind für mich nicht erkennbar und aus dem Protokoll nicht nachvollziehbar, weil es hier keinen Vermerk gibt. So bleibt im Raume stehen, dass sich natürlich jeder Einzelne von uns in seinen Debattenbeiträgen eine gewisse Selbstkontrolle aufzuerlegen hat, um hier nicht eine Verletzung von Abgeordneten in persönlicher Form vorzunehmen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 16.03 Uhr.)
